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„L'Europe avance quand la France et l'Allemagne s'entendent.“

(Pierre Moscovici, damaliger französischer Finanzminister, am 7. Mai 2013 in Berlin1)

„Und wenn wir in einzelnen Fragen unterschiedliche Meinungen haben, dann können wir
davon voneinander lernen, profitieren. Denn nichts ist schlimmer als Uniformität. Und
dann reden wir so lange, bis wir gemeinsame Positionen haben.“

(Wolfgang Schäuble, immer noch deutscher Finanzminister, ebenda)

1 Anlässlich des 25-jährigen Jubiläums des Deutsch-Französischen Finanz- und Wirtschaftsrates 
(vgl.  http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Video/2013/2013-05-07-Deutsch-Franzoesischer-
Wirtschafts-und-Finanzrat/2013-05-07-Deutsch-Franzoesischer-Wirtschafts-und-Finanzrat-Video.html;
Zugriff: 26.04.2014).
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1. Einleitung

Von „Erbfeinden“ zu „Freunden“: Die deutsch-französischen Beziehungen haben sich – trotz

regelmäßiger  Rückschläge  –  seit  dem  Zweiten  Weltkrieg  stets  positiv  entwickelt.  Bereits

wenige Jahre nach Gründung der Bundesrepublik etablierte sich das couple franco-allemand

als „Motor“ und wichtigster Gestalter des europäischen Projekts (vgl. Kauffmann 2013).

Seit geraumer Zeit wird das Verhältnis beider Länder jedoch auf eine Belastungsprobe gestellt:

Die Deutschen stehen wirtschaftlich blendend da, werden nicht selten als „Musterschüler“

Europas gefeiert und ein deutscher Finanzminister freut sich – zum ersten Mal seit 1969! – auf

eine  „schwarze  Null“  im  Staatshaushalt.2 Währenddessen  kämpft  Frankreich,  als  „kranker

Mann“ Europas geschmäht, mit wirtschaftlichen Problemen – und wird es 2015 wohl wieder

nicht  schaffen,  die  neu  aufzunehmende  Staatsschuld  wie  geplant  auf  drei  Prozent  der

Wirtschaftsleistung zu deckeln.3

Die seit 2010 andauernde „Euro-Krise“ verschärft die Asymmetrie im deutsch-französischen

Verhältnis zusätzlich (vgl. Koopmann/Schild 2013: 209). Vor allem angesichts der Frage, wie

(wirtschafts)politisch  auf  die  Krise  reagiert  werden  soll,  scheint  die  Zeit  der  ganz  großen

Einigkeit zwischen Paris und Berlin vorbei zu sein. Mitunter entsteht sogar der Eindruck, dass

im  Staatenverbund  mittlerweile  nur  noch das  wirtschaftsstarke  Deutschland  die  Richtung

vorgibt.  Aber  diktiert  „la  Merkel“  dem  großen  Nachbarn  im  Westen  tatsächlich  seine

Finanzpolitik, wie im Titel dieser Arbeit provokant angedeutet wird? Oder allgemeiner gefragt:

Wie ist es gegenwärtig tatsächlich um die deutsch-französischen Beziehungen bestellt?

Eine besondere Brisanz erhält diese Fragestellung im europapolitischen Kontext. Denn wie

Martin Koopmann und Joachim Schild feststellen, bilden Deutschland und Frankreich „[a]ls

Gründungsmitglieder  und  große  Profiteure  des  europäischen  Integrationsprozesses  […]

gleichsam eine Verantwortungsgemeinschaft für die Europäische Union“ (Koopmann/Schild

2013:  202f.).  Koopmann und Schild  zufolge ist  es  „unbestritten,  dass  deutsch-französische

Uneinigkeit oder – schlimmer noch – die Abwesenheit deutsch-französischer Kommunikation

die Union blockieren und bis zur Handlungsunfähigkeit der Europäer führen könnte.“ (ebd.:

2 Vgl.  http://www.zeit.de/wirtschaft/2014-04/euro-schulden-krise sowie  http://www.zeit.de/wirtschaft/2014-
03/neuverschuldung-bundeshaushalt-erstmals-seit-40-jahren; Zugriff: 05.05.2014.

3 Vgl. http://www.zeit.de/wirtschaft/2014-01/frankreich-reformen-europa-hollande sowie
http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/frankreich-eu-erwartet-hohes-defizit-im-haushalt-2015-und-mahnt-
paris-a-967583.htm  l; Zugriff: 05.05.2014.
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203).4 Und dafür könnte der Zeitpunkt kaum schlechter sein:  Die Euro-Krise ist nach wie vor

nicht überwunden, die Fortentwicklung des europäischen Projekts ist angesichts immer lauter

werdender Euro(pa)-kritischer Stimmen in Gefahr (vgl. Koopmann/Schild 2013: 202f.).

Aus diesem Grund steht die Frage nach den deutsch-französischen Beziehungen im Zentrum

dieser  Forschungsarbeit. Sie  wurde  bearbeitet,  indem  die  aktuelle  Debatte  über  die

(Staats)Schuldenpolitik  in  Deutschland  und  in  Frankreich  sowie  im  europäischen  Kontext

untersucht  wurde.  Genauer gesagt  wurden für  den regierungsamtlichen Diskurs  in  beiden

Ländern zentrale Überzeugungen und Handlungsregeln rekonstruiert und verglichen.5 Diskurs

wird hier mit Reiner Keller verstanden als „eine nach unterschiedlichen Kriterien abgrenzbare

Aussagepraxis  bzw.  Gesamtheit  von  Aussageereignissen,  die  im  Hinblick  auf  institutionell

stabilisierte  gemeinsame  Strukturmuster,  Praktiken,  Regeln  und  Ressourcen  der

Bedeutungserzeugung untersucht werden“ (Keller 2007: 64, e. Hv.; vgl. ebd.: 62).  Auf die im

Rahmen dieser Arbeit angestrengte Forschung bezogen heißt das:  In den Blick genommen

wurden  Äußerungen,  die  –  in  Deutschland  und  in  Frankreich  –  von  VertreterInnen  der

jeweiligen Regierung über die bzw. im Zusammenhang mit der Praxis der Staatsverschuldung

getroffen wurden. Die Gesamtheit dieser Aussagen wird im Folgenden als regierungsamtlicher

Schuldendiskurs bezeichnet.6

Ziel der interpretativen Forschung war es, handlungsleitende, sprich: den  Schuldendiskurs in

Deutschland und in Frankreich prägende Überzeugungen offenzulegen, um – soweit dies im

Rahmen einer  Bachelorarbeit  möglich  ist  (siehe  Fußnote  7)  –  Aussagen über  die  aktuelle

Beschaffenheit der deutsch-französischen Beziehungen zu treffen. Dementsprechend wurde

folgende Forschungsfrage formuliert:

4 Dessen sind sich eingangs zitierten Äußerungen zufolge offenbar auch die Regierungsmitglieder zu beiden
Seiten des Rheins bewusst!

5 Die  Begriffe  „Überzeugung“,  „Handlungsregel“  und  „Struktur  kollektiven  Handelns“  (siehe  unten)
entstammen  dem  pragmatistischen  Analyserahmen des  Forschungsprojekts,  der  in  Kapitel  3  eingehend
erläutert wird.

6 Äußerung wird  hier  mit  Keller  verstanden als  „konkret  dokumentierte,  für  sich genommen je  einmalige
sprachliche Materialisierung eines Diskurses bzw. eines Diskursfragments“ (Keller 2007: 64; vgl. ebd.: 63).
An dieser Stelle erscheint mir der Hinweis wichtig, dass in dieser Arbeit keine Diskursanalyse im klassischen
Sinn angestrengt wurde. Das heißt, Fragen wie „Wer darf legitimerweise wo sprechen?“ und „Was darf/kann
wie gesagt  werden?“  (Keller  2007:  62)  wurden  nicht  gestellt.  Allerdings  wurde  die  Frage  nach  der
Machtverteilung  (vgl. Keller 2007: 66, 69) im Schuldendiskurs im interpretativen Teil der Arbeit insofern
angeschnitten als nicht nur für den Diskurs zentrale Überzeugungen/Handlungsregeln der Bundesregierung
und  der  französischen  Regierung  rekonstruiert  und  verglichen  wurden.  Um  die  jüngste  (potentielle)
Machtprobe zwischen deutscher und französischer Regierung nachzuvollziehen, wurde außerdem untersucht,
ob  und  welche  „deutschen“  resp.  „französischen“  Überzeugungen/Handlungsregeln  sich  (nicht)  im
Abschlussdokument  des  Gipfeltreffens  der  Staats-  und Regierungschefs  der  EU am 26.  und 27.  Juni  in
Brüssel wiederfinden (siehe hierzu Kapitel 5).
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Welche Aussagen lassen sich über die Beschaffenheit der deutsch-französischen Beziehungen

treffen,  indem  für  den  regierungsamtlichen  Staatsschuldendiskurs  in  Deutschland  und  in

Frankreich  zentrale  (handlungsleitende)  Überzeugungen  und Handlungsregeln  rekonstruiert

und verglichen werden?7

Bei  der  Rekonstruktion  der  Überzeugungen/Handlungsregeln  wurde  auf  interpretative

Methoden zurückgegriffen, die sich an der von Anselm Strauss entworfenen Grounded Theory

orientieren. Methodologie und Methode der Forschungsarbeit werden in Kapitel 4 erörtert.

Grundlage  und  Kontext  der  interpretativen  Forschung  ist  ein  umfassender  Stand  der

Forschung, in dem die Entwicklung der deutsch-französischen Beziehungen seit dem Ende des

Zweiten  Weltkriegs  nachgezeichnet  sowie  in  die  in  wirtschaftspolitischen  Paradigmen

„Neoklassik“ und „Keynesianismus“ eingeführt wird (Kapitel 2). Die analytische Rahmung der

Forschung, die pragmatistische Theorie menschlichen Denkens und Handels, wird in Kapitel 3

skizziert. Vor der Darstellung der wesentlichen Befunde der interpretativen Forschung (Kapitel

6), werden in Kapitel 5 Design und Ablauf der Forschungsarbeit geschildert. Den Schluss der

Arbeit bilden einige Überlegungen zum Machtverhältnis zwischen Deutschland und Frankreich

(Kapitel 7).

7 Auch hier ist m. E. ein Hinweis angebracht: Diese Arbeit beansprucht nicht, die Frage nach der aktuellen
Beschaffenheit der deutsch-französischen Beziehungen abschließend und in jeder Dimension zu beantworten.
Vielmehr zielen Design und Umfang der Forschung darauf ab, zur Beantwortung dieser Frage beizutragen,
indem ein  m.  E.  zentraler  Bereich  des  Staatenverhältnisses  –  die  Schuldenpolitik  bzw.  allgemeiner:  die
(EU-)Wirtschaftspolitik beider Staaten – in den Blick genommen wurde (siehe hierzu Kapitel 5). Insofern
können die Ergebnisse der interpretativen Forschung als „Steinchen“ eines heterogenen(?) Mosaiks namens
„deutsch-französische Beziehungen“ verstanden werden, die die bisherige Forschung zum Thema ergänzen,
ausdifferenzieren, vielleicht sogar konterkarieren.
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2. Stand der Forschung

Im Folgenden wird zunächst die Entwicklung der deutsch-französischen Beziehungen seit dem

Ende  des  Zweiten  Weltkriegs  nachgezeichnet  (Punkt  2.1).  „[U]m  zu  verstehen,  welche

'theoretischen Brillen',  teilweise unbewusst,  die  politischen Auseinandersetzungen prägen“

(Stützle 2013: 49),  werden im Anschluss  die Grundzüge der wirtschaftspolitischen Theorien

„Neoklassik“  und  „Keynesianismus“  (vgl.  Neck/Schneider  2013)  einschließlich  ihrer

Implikationen für die Praxis der Staatsverschuldung beschrieben (Punkt 2.2).8

2.1 Wichtige Etappen der deutsch-französischen Beziehungen
In  diesem  Unterkapitel  werden  die  wichtigsten  Etappen  der  deutsch-französischen

Beziehungen  seit  der  Gründung  der  Bundesrepublik  1949  skizziert.  Dabei  werden  zwei

Dimensionen  unterschieden  (vgl.  Piepenbrink  2013):  Zum  einen  die  bilaterale  Beziehung

zwischen Deutschland und Frankreich; zum anderen das (Zusammen)Wirken beider Länder im

europapolitischen  Kontext.9 Dem  im  interpretativen  Teil  dieser  Arbeit  untersuchten

Gegenstand entsprechend wird dabei der Fokus auf die wirtschaftspolitischen Beziehungen

resp. die Schuldenpolitiken/(EU-)Wirtschaftspolitiken beider Länder gelegt.

2.1.1 Von „Erbfeinden“ zu Partnern (1949 – 1963)
Nachdem  Frankreich  in  den  Jahren  1945  bis  1949  als  eine  von  vier  Besatzungsmächten

Souveränität über Teile des deutschen Territoriums („französische Besatzungszone“) ausgeübt

hatte, erlangte die Bundesrepublik Deutschland mit Inkrafttreten des Grundgesetzes (am 23.

Mai  1949)  zunächst  Souveränität  nach innen  (vgl.  Berg  1994:  115  –  117).  Für  Konrad

Adenauer,  den  ersten  Kanzler  der  Republik,  war  „die  Annäherung  zwischen  den  beiden

8 Anm.:  Das Kapitel „Forschungsstand“ ist für eine Bachelorarbeit womöglich recht ausführlich geraten. Ich
habe mich aus folgenden Gründen dazu entschlossen, diesem Teil der Arbeit verhältnismäßig viel Platz (und
Arbeitszeit) zu widmen: Zum einen diente das in diesem Teil der Arbeit kumulierte Wissen als wichtige
Inspirationsquelle für sog. „generative Fragen“ (Strauss 2004: 447), die beim Kodieren an das Datenmaterial
gerichtet wurden (siehe hierzu Kap. 4 und 5). Durch die (zeit)intensive Auseinandersetzung mit dem Stand
der Forschung wurde aus meiner Sicht unverzichtbares Kontextwissen für die interpretative Analyse generiert
(siehe ebd.). Hinzu kommt, dass die Ergebnisse der interpretativen Analyse, das heißt: die Aussagen über die
aktuelle  Beschaffenheit  der  deutsch-französischen  Beziehungen  als  in  den  vorangestellten  Stand  der
Forschung  „eingebettet“  verstanden  werden  sollen,  sprich:  der  Forschungsstand  fungiert  als  inhaltliche
Ergänzung  der  Ergebnisse  der  interpretativen  Analyse.  Gleichzeitig  besteht  die  Möglichkeit,  die  im
Forschungsstand zusammengetragenen Thesen und Erklärungsangebote als  Vergleichsfolie  zu nutzen und –
wie in FN 7 angedacht – nachzuvollziehen, ob die bisherige Forschung durch die Ergebnisse dieser Arbeit
bestätigt, ausdifferenziert und/oder konterkariert werden.

9 Letztere ist vor dem Hintergrund der seit 2010 andauernden „Euro-Krise“ von besonderer Bedeutung (siehe
Punkt 2.1.3).
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'Erbfeinden' […] eines seiner wichtigsten Ziele als Bundeskanzler.“ (Pfeil 2013: 3).

Am 22. November 1949 schlossen die Bundesregierung und die Alliierten Hohen Kommissare

als  Vertreter  der  Siegermächte  Frankreich,  Großbritannien  und  USA  das  Petersberger

Abkommen,  wodurch  die  Bundesrepublik  teilweise  außenpolitische  Handlungsfähigkeit

erlangte.  Als  „Gegenleistung“  trat  die  BRD  der  Internationalen  Ruhrbehörde,  der

Vorgängerorganisation  der  „Montanunion“  (siehe  unten), bei  und  ermöglichte  so  die

multilaterale Kontrolle seiner Kohle- und Stahlwirtschaft (vgl. Berg 1994: 126).10

Eine  erste  „wichtige  Etappe der  europäischen  Integration  und  des  deutsch-französischen

Annäherungsprozesses“ (Pfeil  2013: 3) war der im Mai  1950 vom damaligen französischen

Außenminister  Robert  Schuman vorgelegte  Plan  („Schuman-Plan“)  für  einen  Europäischen

Gemeinsamen Markt für Kohle und Stahl  (EGKS) (vgl. Müller-Ruch et al. 1994: 226). Die sog.

„Montanunion“ wurde rund ein Jahr später gegründet, die Mitgliedsländer (Westdeutschland,

Frankreich, Italien sowie die drei Benelux-Staaten) begründeten das „Europa der Sechs“ (ebd.:

227). Für den Beitritt Deutschlands zur Montanunion waren folgende grundlegenden Motive

deutscher bzw. französischer Außenpolitik in den ersten Jahren nach dem zweiten Weltkrieg

ausschlaggebend: Die BRD verfolgte mit ihrer  Politik der Westanbindung zum einen das Ziel,

ihre „'Besatzungsreste' abzuschütteln“ (Müller-Ruch et al. 1994: 227); zum anderen ging es

darum,  sich  dem  Einfluss  der  sowjetischen  Supermacht  zu  entziehen  (vgl.  ebd.:  261).

Frankreich  wollte  durch  die  Einbindung  Westdeutschlands  in  erster  Linie  den  Frieden  in

Europa sichern (vgl. Schild 2013a); außerdem erhoffte man sich wirtschaftliche Vorteile (vgl.

Schmidt/Schünemann 2013: 330).11

Der nächste wichtige Schritt der „Westintegration“ Deutschlands war die Unterzeichnung der

Pariser  Verträge  am 23.  Oktober  1954,  die  die  Aufhebung des  alliierten Besatzungsrechts

(„Besatzungsstatut“) und  damit  weitgehende  außenpolitische  Souveränität  der  BRD,  die

Gründung  des  Verteidigungsbündnisses  Westeuropäische  Union  (WEU)  sowie  den  Beitritt

Westdeutschlands zur North Atlantic Treaty Organization (NATO) beinhalteten (vgl. Berg 1994:

127). Teil der Pariser Verträge war außerdem ein Abkommen zwischen der deutschen und der

10 Vgl. außerdem http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/AAmt/PolitischesArchiv/AusstellungTagDerOffenenTuer/PetersbergerAbkommen_node.html; 
Zugriff: 18.04.2014.

11 Kurze Zeit später (am 2. Mai 1951) trat die BRD außerdem dem Europarat  bei, der bereits 1949 „von 10
europäischen Staaten zur Entwicklung einer gemeinsamen Zukunft“ (Berg 1994: 126) gegründet worden war.
Ab 1951/52  trieb  das  „Europa  der  Sechs“  außerdem  das  Projekt  einer  Europäischen
Verteidigungsgemeinschaft  (EVG)  voran,  das  jedoch  zwei  Jahre  später  am  Votum  der  französischen
Nationalversammlung scheiterte (vgl. Schmidt/Schünemann 2013: 332).
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französischen Regierung zur Regelung des Status' des Saarlandes („Saar-Statut“).12

Ulrich  Pfeil  stellt  fest,  dass  „die  'Bonner  Republik'  rascher  als  von  vielen  erwartet  in  die

westlichen Bündnisstrukturen integriert“ (Pfeil 2013: 3) wurde und dass „bereits seit Mitte der

1950er  Jahre  ein  dichtes  Netz  institutionalisierter  bilateraler  und  multilateraler  Kontakte

[bestand], das auch politische Krisen unbeschadet überstand“ (ebd.: 5).13

Mit der Unterzeichnung der  Römischen Verträge im März 1957 beschloss das „Europa der

Sechs“ die Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und der Europäischen

Atomgemeinschaft (EURATOM) zu Beginn des Folgejahres – und vollzog damit den „bis heute

wichtigsten Schritt der europäischen Integration“ (Schmidt/Schünemann 2013: 334). Durch

die  Abschaffung  von  Binnenzöllen  innerhalb  der  Gemeinschaft  wurde  eine  sog.

Freihandelszone  realisiert  –  die  erste  Etappe  der  in  den  Verträgen  vorgezeichneten

ökonomischen Integration der Gemeinschaft (vgl. Schmidt/Schünemann 2013: 139 – 142).14

Durch  die  institutionelle  Weiterentwicklung  erhofften  sich  Deutsche  und  Franzosen

außerdem,  die  Abhängigkeit  (West)Europas  von  der  „amerikanischen  Führungsmacht“  zu

verringern (vgl. Müller-Ruch et al. 1994: 227f.). Joachim Schild, der die deutsch-französischen

Beziehungen aus machtpolitischer Perspektive analysiert (Schild 2013a), stellt fest:

„In den Anfangsjahren der europäischen Integrationsgeschichte nach 1950 konnte Frankreich der
Bundesrepublik  das  Angebot  einer  gleichgerichteten  europäischen  Einbindung  vor  dem
Hintergrund seiner  eigenen  überlegenen  machtpolitischen Position  unterbreiten.  In  der  jungen
Sechsergemeinschaft der Montanunion und EWG besaß Frankreich, insbesondere unter General
de  Gaulle,  eine  Führungsrolle,  die  auf  einer  asymmetrischen  Machtbeziehung  gegenüber  der
Bundesrepublik beruhte.“ (Schild 2013a, e.Hv.).

Während  der  „Berlin-Krise“  (1958)  und  während  des  Mauerbaus  (ab  1961)  unterstützte

Frankreich  die  BRD  in  der  Konfrontation  mit  dem  sowjetischen  Block,  wodurch  sich  das

Vertrauen  zwischen  den  beiden  in  dieser  Phase  für  die  deutsche  bzw.  französische

Außenpolitik zentralen Figuren – Konrad Adenauer und Charles de Gaulle – festigte (vgl. Pfeil

2013: 4).

12 Vgl.   http://www.saarland.de/4795.htm; Zugriff: 23.04.2014.  Außerdem schlossen die BRD und Frankreich
ein Kulturabkommen (vgl. http://www.france-allemagne.fr/-1948-1960,120-.html; Zugriff: 23.04.2014).

13 Die deutsch-französischen Beziehungen wurden „gleich nach Kriegsende auf politischer, wirtschaftlicher und
kultureller  Ebene  wieder  aufgenommen“  (Pfeil  2013:  3).  Bereits  am  02.07.1948  wurde  das  Deutsch-
Französische Institut in Ludwigsburg gegründet; am 12.03.1956 wurde das Abkommen von Colomb-Béchar
über die industrielle und technologische Zusammenarbeit in Nuklearfragen geschlossen und am 27.10.1956
das Abkommen über die Rückkehr des Saarlandes zu Deutschland (vgl.  http://www.france-allemagne.fr/-
1948-1960,120-.html; Zugriff: 24.04.2014).

14 Ziel war eine schrittweise Entwicklung der Gemeinschaft: von der Freihandelszone zur Zollunion bis hin zum
Binnenmarkt einschließlich Wirtschafts- und Währungsunion (dazu später mehr).
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De  Gaulle,  der  1958  Präsident  der  „fünften  Republik“  wurde,  wollte  „Europa  zu  einer

eigenständigen Macht zwischen den Blöcken machen“ (Pfeil 2013: 4, 6) und Adenauer, der an

der „amerikanischen Sicherheitsgarantie für Europa“  (ebd.: 4) zweifelte, wollte angesichts der

Bedrohung durch die Sowjetunion nicht mehr ausschließlich auf den amerikanischen Partner

setzen. Außerdem verfolgten beide „[...] das Ziel, die deutsch-französische Versöhnung und

deren dauerhafte Verankerung voranzutreiben.“ (ebd.: 6).

Bereits  während eines  Treffens  in  Rambouillet  im Juli  1960  äußerte  de  Gaulle  gegenüber

Adenauer die Idee einer „deutsch-französische[n] Achse“ (Pfeil 2013: 4).15 Im September 1962

folgte  dann  der  Vorschlag  Frankreichs,  „die  Form  der  künftigen  'organischen  und

regelmäßigen Kooperation' in einem Protokoll niederzulegen“ (ebd.) und am 22. Januar 1963

schlossen Frankreich und Deutschland schließlich einen Vertrag über die deutsch-französische

Zusammenarbeit.

Der Élysée-Vertrag war  die  wichtigste  Etappe  der  deutsch-französischen  Annäherung.  Er

beinhaltete  die  Idee  der  dauerhaften  Aussöhnung  der  „Erbfeinde“  Deutschland  und

Frankreich sowie die Institutionalisierung der bilateralen Kooperation. Im Fokus stand dabei

vor  allem  die  Jugend  beider  Länder  (vgl.  Pfeil  2013:  4).  Konkret  bedeutete  dies,  dass

regelmäßige  Treffen  von  Politikern  mit  ihren  deutschen  resp.  französischen  Amtskollegen

beschlossen  und  „interministerielle  Kommissionen“16 zur  Koordinierung  der  Kooperation

eingerichtet wurden. Außerdem wurde vereinbart, die Außen- und Verteidigungspolitik beider

Länder zu koordinieren,17 sowie eng „auf dem Gebiet der 'Erziehungs- und Jugendfragen'“

(ebd.: 5) zusammenzuarbeiten.18 Obwohl bereits zu Beginn der 1960er-Jahre wirtschaftliche

Verflechtungen zwischen der BRD und Frankreich bestanden, wurde die Zusammenarbeit der

Länder auf diesem Gebiet im Élysée-Vertrag nicht thematisiert (vgl. ebd.).

Weil sich im Bundestag die Gruppe der „Atlantiker“ gegen die der „Gaullisten“ durchsetzte,

beschloss das deutsche Parlament, dem Vertragstext eine Präambel „zugunsten von NATO und

EWG“  (Müller-Ruch  et  al.  1994:  262)  voranzustellen.  Damit  waren  de  Gaulles  Pläne,

15 Vgl. außerdem http://www.spiegel.de/spiegel/print/d-43066464.html; Zugriff: 24.04.2014.
16 2003 wurden die Kommissionen durch je einen deutschen und einen französischen Beauftragten für die

deutsch-französische Zusammenarbeit ersetzt (vgl. http://www.france-allemagne.fr/Die-Beauftragten-fur-die-
Deutsch,1004.html; Zugriff: 27.04.2014.).

17 In  den  Folgejahren  wurde  dies  de  facto  kaum  erreicht  (vgl.  Pfeil  2013:  7).  Eine  gemeinsame
Verteidigungspolitik wurde erst Ende der 1980er Jahre in Teilen verwirklicht (siehe unten).

18 Aus  dem  Freundschaftsvertrag  resultierte  u.a.  die  Gründung  der  Institutionen  Deutsch-französisches
Jugendwerk (1963)  und  Deutsch-Französische  Hochschule  (1999) sowie  des  deutsch-französischen
Fernsehsenders  arte (vgl.  Pfeil  2013:  5;  vgl.  außerdem  http://www.france-allemagne.fr/Geschichte-der-
deutsch,1501.html; Zugriff: 24.04.2014.)
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(West)Europa als unabhängigen Block zu formen, gescheitert (vgl. Pfeil 2013: 6f.).19 Für das

künftige  Verhältnis  der  Nachbarländer  (und  damit  für  das  europäische  Projekt)  war  der

Freundschaftsvertrag von 1963 dennoch wegweisend:

„Wenn  das  im  Élysée-Vertrag  formulierte  Ziel  einer  'gleichgerichteten  Haltung'  im  außen-
politischen Handeln auch nie erreicht  werden konnte, so gelang es beiden Ländern doch, einen
Schlussstrich unter eine unheilvolle Vergangenheit zu ziehen und die Grundlage für einen in die
Zukunft  weisenden Anfang zu schaffen.  Zwar  führte  er  zu keinem Kraftzentrum in der  Mitte
Europas, doch erwies er sich als lebensfähig und sorgte gerade ab den 1970er Jahren für eine
kontinuierliche  Arbeit  am Projekt  der  deutsch-französischen Verständigung und  Kooperation.“
(Pfeil 2013: 7).

2.1.2 Das couple franco-allemand als „Motor“ der europäischen Integration 
(1964 – 2009)

In den Jahren nach 1963 wurde die bilaterale Zusammenarbeit vor allem in den Bereichen

Sicherheit, Wirtschaft und Bildung/Erziehung sukzessive ausgebaut.20 Schild zufolge verschob

sich in dieser Zeit das Machtverhältnis zwischen Westdeutschland und Frankreich immer mehr

zugunsten der BRD:

„Die Asymmetrie zwischen Siegermacht und Besiegtem nach dem Zweiten Weltkrieg wich einer
zunehmenden  Symmetrie […]: Frankreich überragte die Bundesrepublik im Hinblick auf seinen
außenpolitischen Rang und eine aktivere Außenpolitik, gestützt auf seinen Status als Siegermacht
im  Zweiten  Weltkrieg,  seine  atomare  Bewaffnung,  eine  außenpolitische  Einflusssphäre  im
frankophonen Afrika sowie seinen ständigen Sitz im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen. Die
Bundesrepublik  ihrerseits  glänzte  durch  ihre  zunehmend  überlegene  Wirtschaftskraft  und
Wettbewerbsfähigkeit,  die  sich  in  Erfolgen  ihres  exportorientierten  Wirtschaftsmodells
niederschlugen.“ (Schild 2013a, e. Hv.).21

Nach  Beendigung  des  „Institutionenstreits“  (Schmidt/Schünemann  2013:  349)  Mitte  der

1960er-Jahre22 wurde – unter Führung des deutsch-französischen „Tandems“ (Woyke 2000) –

auch die europäische Integration weiter vorangetrieben: Durch den EG-Fusionsvertrag wurden

am  1.  Juli  1967  EGKS,  EWG  und  EURATOM  zu  den  Europäischen  Gemeinschaften  (EG)

zusammengeschlossen  (vgl.  Schmidt/Schünemann  2013:  342).23 Die  Gründung  der  EG

beinhaltete die Einigung ihrer Mitglieder auf einen gemeinsamen Außenzoll  und damit die

Vollendung  der  nächsten  wichtigen  Etappe  der  Wirtschaftsintegration  innerhalb  der

19 Infolgedessen  blieben  die  deutsch-französischen  Beziehungen  „bis  zum  Ende  der  Ära  de  Gaulle  von
Spannungen geprägt “ (Pfeil 2013: 7).

20 Vgl. http://www.france-allemagne.fr/-1961-1970,121-.html; Zugriff: 24.04.2014.
21 Dominique Moïsi spricht in diesem Zusammenhang von einem Gleichgewicht zwischen „Mark und Bombe“

(vgl. http://www.zeit.de/1988/50/die-mark-und-die-bombe; Zugriff: 24.04.2014 sowie Schild 2013a).
22 Im  März  1965  legte  die  „föderalistisch“  gesinnte  EWG-Kommission  einen  Entwurf  zur  Reform  der

Gemeinschaft vor. Frankreich, das gegen jede weitere „Supranationalisierung“ war, blockierte daraufhin mit
einer Politik des leeren Stuhls den Ministerrat (vgl. Schmidt/Schünemann 2013: 340). Im Januar 1966 wurde
der  Konflikt  schließlich  durch  den  sog.  Luxemburger  Kompromiss  gelöst,  der  eine  Stärkung  des
„intergouvernementalen  Charakter[s]  der  Gemeinschaft“  (Schmidt/Schünemann 2013:  341)  vorsah  (siehe
hierzu ebd.).

23 Vgl. http://europa.eu/eu-law/decision-making/treaties/index_de.htm; Zugriff: 24.04.2014.
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Gemeinschaft:  die  sog.  Zollunion  (vgl.  ebd.:  141,  143ff.).24 Martin  Koopmann und Joachim

Schild stellen die These auf, dass

„[w]ährend des Ost-West-Konfliktes […] eine komplexe Mischung aus teils konvergierenden, teils
komplementären,  teils  divergierenden  Interessen  die  Grundlage  einer  herausgehobenen  Rolle
(West-)Deutschlands  und  Frankreichs  in  der  europäischen  Integrationsentwicklung  [bildete].“
(Koopmann/Schild 2013: 206)

(West)deutsche  und  französische  Interessen  stimmten  demnach  vor  allem  im  Bereich

Sicherheit  überein  (Anlehnung  an  die  Schutzmacht  USA) und  ergänzten  sich  insofern  als

Frankreich die BRD in westeuropäische Strukturen einbinden (und dadurch kontrollieren) und

die BRD wiederum (als  gleichberechtigter Partner)  eingebunden werden wollte (vgl.  ebd.).

Divergierende Interessen bestanden insbesondere „in Fragen der Währungskooperation und

-integration und auch im Rahmen der institutionellen Weiterentwicklung der europäischen

Integration.“ (ebd.).

Infolge dieser Differenzen war in der Gemeinschaft „[...] Ende der 1960er Jahre die Europa-

Euphorie  weitgehend  ins  Stocken  geraten  […]  und  ein  Fortgang  der  Integration  durch

nationale Interessen blockiert.“ (Schmidt/Schünemann 2013: 343). Dies änderte sich erst nach

dem  Rücktritt  des  „Unionisten“  de  Gaulle  (vgl.  ebd.) und  in  den  1970er-Jahren  begann

schließlich  die  monetäre  Integration  innerhalb  der  EG: Nachdem Staatspräsident  Valéry

Giscard d'Estaing und Bundeskanzler Helmut Schmidt im Juli  1975 beschlossen hatten, die

Wirtschaftspolitiken beider Länder künftig zu „harmonisieren“,25 wurde zu Beginn des Jahres

1979 infolge  einer  „gemeinsame[n]  Initiative  Frankreichs  und  Deutschlands“  (Kauffmann

2013: 57) das Europäische Währungssystems  (EWS) und damit innerhalb der EG ein System

fester  Wechselkurse  errichtet.26 Dazu  räumten  Frankreich  und  die  BRD  zunächst  bilateral

„bestehende Divergenzen“ (ebd.: 58) aus und verständigten sich auf einen Konsens, der dann

den restlichen Mitgliedsstaaten der EG als Vorschlag unterbreitet wurde.  Pascal Kauffmann

zufolge  ist  dies  vor  allem  im  Bereich  Wirtschafts-  und  Finanzpolitik  der  typische

europapolitische  „modus  operandi“  (West)Deutschlands  und  Frankreichs  (vgl.  Kauffmann

2013: 57f.).

24 Siehe hierzu FN 13.
25 Vgl. http://www.france-allemagne.fr/-1971-1980,122-.html; Zugriff: 24.04.2014.
26 Ziel war die „Schaffung einer Zone der Währungsstabilität in Europa“ (Kauffmann 2013: 58):  „Das EWS

sollte  dazu  beitragen,  eine  größere  wirtschaftliche  Stabilität,  besonders  bezogen  auf  Preisniveau  und
Wechselkurse (vor allem gegenüber dem US-Dollar),  zu schaffen ('Stabilitätsgemeinschaft'),  den Waren-,
Dienstleistungs- und Kapitalverkehr zu erleichtern sowie über eine gemeinsame Währungspolitik zu einer
gemeinsamen  Wirtschafts-  und  Finanzpolitik  zu  gelangen  (Ausbau  der  EG  zu  einer  Wirtschafts-  und
Währungsunion). Wesentliche Elemente des EWS waren die Schaffung der Europäischen Währungseinheit
und ein Wechselkurs- und Interventionsmechanismus.“ (http://www.bpb.de/nachschlagen/lexika/lexikon-der-
wirtschaft/19299/europaeisches-waehrungssystem; Zugriff: 12.05.14)
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In den 1970er-Jahren initiierten Giscard d'Estaing und Schmidt außerdem regelmäßige Treffen

der Staats- und Regierungschefs der EG, „für die sich bald die Bezeichnung Europäischer Rat

etablierte“  (Schmidt/Schünemann  2013:  345),  und  begründeten  damit  die  bis  heute

praktizierte  „intergouvernementale  Gipfeldiplomatie“  (ebd.).  Als  „Gegenleistung“  für  die

AnhängerInnen  der  „supranationalen  Idee“  (ebd.:  346)  ermöglichten  die  Staats-  und

Regierungschefs  der  EG  Direktwahlen  des  Europäischen  Parlaments,  die  erstmals  1979

stattfanden (vgl. ebd.: 345).27

Nachdem  1973  bereits  Dänemark,  Irland  und  Großbritannien  der  EG  beigetreten  waren,

folgten in den 1980er-Jahren Griechenland (1981) sowie Spanien und Portugal (beide 1986).

Angesichts  des  politischen  und  wirtschaftlichen  „Nachholbedarf[s]“  (Schmidt/Schünemann

2013: 346) der vormals autoritären Staaten wurden schon damals „Befürchtungen hinsichtlich

wirtschaftlicher Konkurrenz und ausufernder Arbeitsmigration“ (ebd.) laut.28

Grundsätzlich  dominierte  Anfang  der  1980er-Jahre  eine  ablehnende  Haltung  gegenüber

Plänen fortschreitender Integration (sog. „Eurosklerose“),  die erst mit dem Amtsantritt des

ehemaligen  französischen  Finanz-  und  Wirtschaftsministers  Jacques  Delors  als  EG-

Kommissionspräsident (1985) überwunden werden konnte (vgl. ebd.: 347). Delors  trieb die

Vollendung des  Binnenmarkts29 voran  und im Februar 1986 unterzeichneten die Staats- und

Regierungschefs der EG die Einheitliche Europäische Akte (EEA), die zu Beginn des Folgejahres

in Kraft trat (vgl. Schmidt/Schünemann 2013: 348).30 In der EEA war nicht nur die Vollendung

des  Binnenmarkts  festgeschrieben:  Weil  die  Mitgliedsstaaten  „in  allen  Binnenmarkt-

angelegenheiten“ (ebd.) ihr Veto-Recht aufgaben und weil das Europäische Parlament gestärkt

wurde,  vergrößerte  sich  auch  die  Handlungsfähigkeit  der  EG  (vgl.  ebd.:  348f.).  Außerdem

27 Ein weiterer Beschluss der Staats- und Regierungschefs der EG in den 1970er-Jahren war,  „sich künftig
regelmäßig  zu  treffen,  um  sich  in  Fragen  der  internationalen  Politik  auf  gemeinsame  Standpunkte  zu
verständigen.“ (Schmidt/Schünemann 2013: 343). Die sog.  Europäische Politische Zusammenarbeit  (EPZ)
war  jedoch  „strikt  von  den  Gemeinschaftsinstitutionen  getrennt  und  beruhte  auf  keiner  vertraglichen
Grundlage.“ (vgl. ebd.).

28 Ein wichtiger Tag für die deutsch-französischen Beziehungen war der 22. September 1984: Staatspräsident
François Mitterrand und Bundeskanzler Helmut Kohl gedachten in Verdun Hand in Hand der in den beiden
Weltkriegen gefallenen französischen und deutschen Soldaten und leisteten damit einen wichtigen Beitrag
zur  Aufarbeitung  der  gemeinsamen  Vergangenheit  (vgl.  http://www.france-allemagne.fr/-1981-
1985,123-.html; Zugriff: 26.04.2014) .

29 Die bis dato realisierte  Zollunion betraf  ausschließlich Gütermärkte,  sprich:  die freie  Beweglichkeit  von
Waren.  Die  Integrationsstufe  „Binnenmarkt“  umfasst  insgesamt  vier  sog.  „Grundfreiheiten“  (Schmidt/
Schünemann 2013: 142): Waren, Personal, Dienstleistungen und Kapital (siehe hierzu ebd.: 143 – 153; siehe
hierzu außerdem FN 13).

30 Rechtliche Grundlage der angestrebten „vier Freiheiten“ (von Waren, Personal, Arbeit und Kapital) war das
1979 vom Europäischen Gerichtshof (EuGH) gefällte Cassis de Dijon-Urteil, das in der EG das „Prinzip der
gegenseitigen Anerkennung“ (Schmidt/Schünemann 2013: 347) als Alternative zur „Detailharmonisierung“
etablierte (siehe hierzu ebd.: 144).
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beinhaltete das Dokument die Institutionalisierung des Europäischen Rats (vgl. ebd.).31

Im  Januar  1988  schufen  Deutschland  und  Frankreich  „auf  Grundlage  eines  Ergänzungs-

protokolls zum Élysée-Vertrag“ (Pfeil 2013: 8) den Deutsch-Französischen Verteidigungs- und

Sicherheitsrat sowie den Deutsch-Französischen Finanz- und Wirtschaftsrat (DFFWR).32

Schmidt  und  Schünemann stellen  fest,  dass  in  der  EG  Ende  der  1980er-Jahre  hoher

wirtschaftspolitischer Integrationsdruck „von innen“ herrschte. Dieser wurde durch das Ende

des Ost-West-Konflikts 1989/90 massiv verstärkt,  da „die politischen Ereignisse […] die EG-

Staaten  zu  einer  grundlegenden  Neugestaltung  auch  ihrer  politischen  Zusammenarbeit

[zwangen]“ (Schmidt/Schünemann 2013: 350). Um den Binnenmarkt tatsächlich zu vollenden,

forcierte die EG-Kommission nun die Wirtschafts- und vor allem die Währungsunion.

Befürworter  einer  gemeinsamen  Währungspolitik  inklusive  Gemeinschaftswährung  war

insbesondere Frankreich.  Schild zufolge erhofften sich die Franzosen, durch die Währungs-

union  der  machtpolitischen  Asymmetrie  zugunsten  der  BRD  entgegenzuwirken,  die  das

deutsch-französische  Verhältnis  mittlerweile  kennzeichnete  (und  offenbar  bis  heute  kenn-

zeichnet):

„Paris  wollte  die  Dominanz  der  Bundesbank  und damit  der  deutschen  Geldpolitik  in  Europa
zugunsten einer symmetrischen Verteilung von Macht und Entscheidungsrechten im Rahmen des
Europäischen  Zentralbanksystems  überwinden.  Machtpolitische  Motive  besaßen  mithin  eine
höhere  Bedeutung  als  wirtschaftliche  Interessenkalküle.“  (Schild  2013a;  vgl.  auch
Schmidt/Schünemann 2013: 350).

Aus (west)deutscher Sicht war die Währungsunion bzw. die Aufgabe der „harten“ D-Mark der

Preis, den das Land zu zahlen hatte, damit die Vereinigung der deutschen Staaten möglich

wurde (vgl. Schmidt/Schünemann 2013: 351).33

Für die deutsch-französischen Beziehungen bedeutete die  deutsche Wiedervereinigung eine

Belastungsprobe: Aus französischer Sicht stellte ein vereinigtes und damit wiedererstarktes

Deutschland eine (potentielle) Bedrohung dar – auch weil  zunächst nicht klar war, welche

europapolitischen  Ziele  Gesamtdeutschland  verfolgen  würde  (vgl.  Koopman/Schild  2013:

200). Als die deutsche Einheit im Oktober 1990 vollzogen wurde, hatte die BRD ihr „zentrales

außen- und europapolitisches Ziel erreicht“ (ebd.). Frankreich hingegen „musste sich […] nun

31 Des Weiteren wurde die EPZ auf eine völkerrechtlich verbindliche Grundlage gehoben. Außerdem enthielt
die EEA eine „gemeinschaftliche Verpflichtung auf das Ziel 'gemeinsam zu konkreten Fortschritten auf dem
Wege zur  Europäischen Union beizutragen' (Art. 1 EEA)“ (Schmidt/Schünemann 2013: 349; e. Hv.) und
zeichnete damit bereits die institutionelle Weiterentwicklung der EG vor.

32 Der DFFWR tagt vier Mal im Jahr, abwechselnd in Deutschland und in Frankreich. Seine Mitglieder sind die
Finanzminister und die Zentralbankpräsidenten beider Länder.Vgl.  http://www.france-allemagne.fr/Deutsch-
Franzosischer,0582.html; Zugriff: 27.04.2014.

33 Vgl. auch http://www.spiegel.de/spiegel/print/d-7833746.html; Zugriff: 27.04.2014.
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von einer globalen und europäischen Ordnung verabschieden, die dem Land über Jahrzehnte

eine  gleichsam  optimale  Nutzung  der  ihm  noch zur  Verfügung  stehenden  Ressourcen als

europäische Großmacht ermöglicht hatte.“ (ebd.).34

Im  Juni  1990  beschloss  der  Europäische  Rat  mit  dem  Delorsbericht  die  Errichtung  einer

Wirtschafts-  und  Währungsunion  (WWU),  deren  Ausgestaltung  die  Staats-  und

Regierungschefs der EG ab Dezember 1990 verhandelten. Auf  Initiative von Staatspräsident

François  Mitterrand  und  Bundeskanzler  Helmut  Kohl  wurde  parallel  dazu  außerdem die

politische Union Europas verhandelt (vgl. Schmidt/Schünemann 2013: 352).35

Das  Ergebnis  der  Verhandlungen  war  der  Vertrag  über  die  Europäische  Union, der  im

Dezember 1991 im niederländischen Maastricht  von den Staats-  und Regierungschefs  der

zwölf  EG-Staaten  beschlossen  und  am  7.  Februar  1992  von  den  EG-Außenministern

unterzeichnet  wurde  (vgl.  Schmidt/Schünemann  2013:  352).36 Mit  Inkrafttreten  des  sog.

„Maastricht-Vertrags“ am 1. November 1993 wurde die Europäische Union (EU) Realität.37

Der EU-Vertrag beinhaltete eine umfassende Reform der supranationalen EG sowie der inter-

gouvernementalen  Zusammenarbeit  der  zwölf  Mitgliedsstaaten  der  Union  (vgl.

Schmidt/Schünemann 2013: 352).38 Grundlegendes Ziel war es, den „Prozeß der europäischen

Integration auf  eine neue Stufe zu heben“ (EU-Vertrag;  zit.  n.  Schmidt/Schünemann 2013:

352)  und  das  Gemeinschaftsprinzip  zu  stärken.  Dazu  wurden  die  „Anwendungsfälle  für

qualifizierte Mehrheitsentscheidungen im [Europäischen] Rat ausgeweitet“ (ebd.: 353) sowie

Europäisches Parlament und EuGH gestärkt. Außerdem wurde im Rahmen der angestrebten

Währungsunion die Europäische Zentralbank (EZB) als neues EU-Organ geschaffen.39

34 Ende  der 1980er-Jahre wurde die deutsch-französische Kooperation im Bereich Sicherheit ausgebaut:  Im
Oktober 1989 gründeten Deutschland und Frankreich die  Deutsch-Französische Brigade  (vgl.  Koopman/
Schild 2013: 202).

35 Zu dieser Zeit war der Binnenmarkt innerhalb der EG bereits „weitgehend vollendet“ (Schmidt/Schünemann
2013: 142) und damit  die erste Stufe der  WWU erreicht  (siehe Grafik 1).  Im August  1991 vereinbarten
Deutschland, Frankreich und Polen regelmäßige trilaterale Treffen im Rahmen des sog.  Weimarer Dreieck
(vgl. Koopmann/Schild 2013: 203f.).

36 Vgl. http://europa.eu/legislation_summaries/institutional_affairs/treaties/treaties_maastricht_de.htm; Zugriff: 
23.04.2014.

37 Zuvor  mussten  in  den  EG-Staaten  teils  schwierige  Ratifizierungsverfahren  abgeschlossen  werden  (siehe
hierzu Schmidt/Schünemann 2013: 352).

38 Die EU wurde als „Dach“ konzipiert, das drei „Säulen“ abdeckt: Die EG (supranationale Entscheidungs-
findung) sowie die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik  (GASP) und die Zusammenarbeit  in den
Bereichen Justiz und Inneres (PJZS) (dort jeweils intergouvernementale Entscheidungsfindung) (siehe hierzu
ebd.: 352f.).

39 Zugleich wurde das  Subsidiaritätsprinzip  eingeführt, wonach „die Gemeinschaft in Bereichen, die nicht in
ihre ausschließliche Zuständigkeit fallen, nur dann aktiv werden soll, wenn die Mitgliedsstaaten selbst nicht
zu entsprechenden Maßnahmen in der Lage sind.“ (ebd.). (Für eine ausführliche Erläuterung von Aufbau und
Funktion der EU-Institutionen Kommission, Parlament, Rat der EU, Europäische Zentralbank, Europäischer
Gerichtshof, Europäischer Rechnungshof und Europäischer Rat siehe z.B. Schmidt/Schünemann 2013: 70ff..)
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Weitere Vertragsinhalte waren u.a. ein konkreter Zeitplan für die Vollendung der WWU (siehe

Grafik  1)  sowie  die  sog.  EU-Konvergenzkriterien,  deren  Erfüllung  durch  die  EU-

Mitgliedsstaaten  als  Voraussetzung  für  deren  Beitritt  zum  gemeinsamen  Währungsgebiet

definiert wurde (vgl. Schmidt/Schünemann 2013: 156). Neben den Kriterien „Preisstabilität“,

„Teilnahme  am  Wechselkursmechanismus“  und  „Konvergenz  der  Zinssätze“  (siehe  hierzu

Schmidt/Schünemann 2013: 156f.) mussten die Staaten folgende Voraussetzungen hinsichtlich

ihrer Finanzlage erfüllen (sog. „Maastricht-Kriterium“):

„[...]  die  Neuverschuldung  der  öffentlichen  Haushalte  [darf]  höchstens  drei  Prozent  des  BIP
betragen,  die gesamte öffentliche Verschuldung darf  den Grenzwert  von sechzig Prozent  nicht
überschreiten.“ (Schmidt/Schünemann 2013: 156).

Mit Umsetzung bzw. Einhaltung der Konvergenzkriterien durch die EU-Mitgliedsstaaten wurde

ab Januar 1994 die zweite Stufe der WWU erreicht, wie die folgende Grafik veranschaulicht:

Grafik 1: Die Stufen der Währungsunion gemäß „Maastricht-Vertrag“

Die  Wirtschafts-  und  Währungsunion  bedeutete  (und  bedeutet)  einen  massiven

Souveränitätsverzicht  der  Euro-Staaten,  weil  sie  „indem  sie  ihre  nationalen  Währungen

aufgaben […] ein erhebliches Maß an wirtschafts- und finanzpolitischer Steuerungsfähigkeit an

die Gemeinschaft übertrugen.“ (Schmidt/Schünemann 2013: 157).

Nachdem  in  der  ersten  Hälfte  der  1990er-Jahre  mehrere  EU-Staaten  in  wirtschaftliche

Schwierigkeiten  gerieten,  kritisierten  verschiedene  Regierungen  –  „allen  voran  die

französische“  (Schmidt/Schünemann  2013:  357)  –  die  Konvergenzkriterien,  weil  sie  den

wirtschaftspolitischen Handlungsspielraum der Mitglieder der Währungsunion einschränkten.

Deutschland hingegen „hielt […] vehement am Stabilitätsdogma fest“ (ebd.),  obwohl es zu

dieser Zeit selbst Gefahr lief, das Defizitkriterium nicht einzuhalten (vgl. ebd.).

Das  heißt,  schon  vor  Vollendung  der  Währungsunion  gab  es  zwischen  Deutschland  und
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Frankreich Differenzen hinsichtlich der Praxis der Staatsverschuldung als wirtschaftspolitisches

Instrument  –  wobei sich  die  BRD  in  diesem  Konflikt  durchsetzen  konnte:  Mit  dem

Reformvertrag von Amsterdam, den die Staats- und Regierungschefs der EU im Oktober 1997

unterzeichneten und der im Mai 1999 in Kraft trat,40 wurde der vom deutschen Finanzminister

Theo  Waigel  initiierte   Stabilitäts-  und  Wachstumspakt  (SWP)  verabschiedet  (vgl.  Schäfer

2014).  Der  SWP  „schreibt  den  nationalen  Regierungen  die  Orientierung  am  zweiten

Konvergenzkriterium,  also  den  festgelegten  Defizitgrenzen  (max.  3  Prozent  des  BIP

Neuverschuldung, max. 60 Prozent Gesamtverschuldung), auch über den Beitritt ihres Landes

zur Eurozone hinaus  vor und belegt Verstöße mit Sanktionen.“ (Schmidt/Schünemann 2013:

158, e. Hv.).  Mithin kommt der SWP einem dauerhaften(!)  Souveränitätsverzicht der Euro-

Staaten  hinsichtlich der  Praxis der Staatsverschuldung gleich. Allerdings sah Deutschland als

Zugeständnis  an  Frankreich  von  automatischen  Strafen  bei  Verstößen  gegen  das

Defizitkriterium ab.41

In den Jahren 2002 und 2003 hielten sowohl Frankreich als auch Deutschland die im SWP

fixierten Defizitkriterien nicht ein, wobei der Bruch des Pakts letztlich folgenlos blieb: 

„Als ökonomische Schwergewichte wie Frankreich und – ausgerechnet – Deutschland […] als
erste sog. Defizitsünder die gesetzte Marke überschritten, konnten die Sanktionen mit Verweis auf
die  schwierige  konjunkturelle  Lage  leicht  ausgesetzt  werden.  So  schufen  beide  Länder  einen
Präzedenzfall, und die Sanktionsgefahr blieb theoretisch.“ (Schmidt/Schünemann 2013: 161).

Im Februar 2001 verabschiedeten die Staats- und Regierungschefs der EU den Reformvertrag

von Nizza.  Der Vertrag trat rund ein Jahr später in Kraft und beinhaltete im Wesentlichen

institutionelle  Änderungen  (vgl.  Schmidt/Schünemann  2013:  361).42 Schild  konzipiert  die

Verträge von Amsterdam und Nizza als Etappen eines großen  Vertragsreformzyklus',  der in

den 1980er-Jahren mit der EEA begann und „seinen vorläufigen Höhepunkt“ (Schild 2013b:

19) mit Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon (dazu gleich mehr) fand.

Nachdem die Staats- und Regierungschefs der EU im Dezember 2001 die Einberufung eines

40 Vgl. http://europa.eu/eu-law/decision-making/treaties/index_de.htm; Zugriff: 23.04.2014.
41 Weitere Inhalte des Vertrags von Amsterdam betrafen vor allem „[d]ie effizientere Ausgestaltung der GASP

sowie die Anpassung der polizeilichen und justizlichen Zusammenarbeit“ (Schmidt/Schünemann 2013: 358)
und die (erneute) Stärkung von Parlament und Kommission (siehe hierzu ebd.: 358f.).
Nachdem im  Januar 1995 die erste  EU-Erweiterung stattfand (Österreich, Schweden und Finnland traten
bei),  führte die EU ab 1999 mit zwölf osteuropäischen Ländern parallel Beitrittsverhandlungen. Die EU-
Osterweiterung fand in zweit Etappen, 2004 (Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien,
Tschechien,  Ungarn  und Zypern)  und 2007 (Bulgarien  und Rumänien),  statt  (vgl.  Schmidt/Schünemann
2013: 356f., 360, 362).

42 Der  Vertrag  von  Nizza  beinhaltete  u.a.  die  Regelung  „ein  Kommissar  pro  Mitgliedsstaat“  sowie  eine
Neuregelung  der  Stimmgewichtung  im  Europäischen  Rat.  (Für  eine  detaillierte  Erörterung  der
Vertragsinhalte siehe Schmidt/Schünemann 2013: 361f.).
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Konvents  beschlossen hatten („Erklärung von Laeken“),  trat  dieser  kurze Zeit  später  unter

Vorsitz  des  ehemaligen  französischen  Staatspräsidenten  Giscard  d'Estaing  zusammen  und

legte im Juli 2003 einen Entwurf für einen Vertrag über eine Verfassung für Europa vor, den

die  Staats-  und  Regierungschefs  der  EU  im  Juni  2004  unterzeichneten  (vgl.

Schmidt/Schünemann 2013: 364 – 366). Als nach elf erfolgreichen Ratifizierungen zunächst

die  Franzosen  (im  Mai  2005) und  dann  die  Niederländer  (im  Juni  2005)  gegen  den

Verfassungsvertrag  votierten,  bedeutete  dies  jedoch  das  Aus  des  Vertrags  (vgl.

Schmidt/Schünemann 2013: 366).43

Der Verfassungsprozess  wurde erst  2007 auf  Initiative von Bundeskanzlerin Angela Merkel

wieder in Gang gesetzt: In ihrer „Berliner Erklärung“ formulierte sie das Ziel, die EU „bis zu

den Wahlen zum Europäischen Parlament 2009 auf eine erneute gemeinsame Grundlage zu

stellen“  (Schmidt/Schünemann  2013:  367).  Um  riskante  Abstimmungen  in  den  EU-

Mitgliedsstaaten zu vermeiden, sollte statt  eines neuen Vertrags lediglich eine Reform der

bestehenden Verträge auf den Weg gebracht werden (vgl. ebd.: 367f.). Bei der Lösung der

„europäischen  Verfassungskrise“  (Hilz  2013:  23)  wurde  die  Kanzlerin  wesentlich  von

Staatspräsident Nicolas Sarkozy unterstützt (vgl. ebd.). Wolfram Hilz zufolge wurde schon zu

diesem Zeitpunkt  der  Grundstein für  die  intensive  Zusammenarbeit  Merkels  und Sarkozys

(„Merkozy“) während der Euro-Krise (siehe Unterkapitel 2.1.3) gelegt (vgl. ebd.: 23f.).

Im Dezember 2007 unterzeichneten die Staats- und Regierungschefs der EU den zuvor im

Rahmen  einer  Regierungskonferenz  ausgearbeiteten  Vertrag  von  Lissabon.  Nach  einem

wiederum  schwierigem  Ratifizierungsprozess44 trat  der  als  „Erfolg  gemeinsamer

Anstrengungen“ (Hilz  2013:  24)  Merkels und Sarkozys bewertete Vertrag schließlich am 1.

Dezember  2009  in  Kraft.  Der  Lissabon-Vertrag  beinhaltet  sowohl  Änderungen  bei  der

Entscheidungsfindung (siehe hierzu Schmidt/Schünemann 2013: 371f.) als auch institutionelle

Neuerungen,  wie  zum  Beispiel  die  Schaffung  neuer  Spitzenposten  und  der  Europäischen

Bürgerinitiative (vgl. ebd.).45

43 „So stürzte die EU […] in Folge der gescheiterten Referenden in die tiefste Sinnkrise seit ihrer Entstehung
und verordnete sich selbst eine Phase der Reflexion, in der das Verfassungsthema nahezu gänzlich von der
Oberfläche verschwunden war.“ (Schmidt/Schünemann 2013: 366).

44 In  Irland  –  dort  war  eine  Volksabstimmung  nach  wie  vor  obligatorisch  –  benötigte  man  zwei  Anläufe
(einschließlich  kleinerer  Konzessionen  an  die  irischen  WählerInnen)  um den  Vertrag  zu  ratifizieren.  In
Deutschland und in Tschechien wurde die Ratifizierung erst durch verfassungsgerichtliche Urteile möglich
(vgl. Schmidt/ Schünemann 2013: 368 – 370).

45 Vgl. http://europa.eu/eu-law/decision-making/treaties/index_de.htm; Zugriff: 23.04.2014.
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2.1.3 Deutsch-französische Beziehungen angesichts der globalen Finanzkrise und
der Euro-Krise (ab 2009)

2008 bildete die im Jahr zuvor durch die sog. Subprimekrise in den USA losgetretene globale

Finanz-  und  Wirtschaftskrise „die  alles  dominierende  Aufgabenstellung  für  Deutsche  und

Franzosen als  wiederentdeckte Führungsstaaten in der EU“ (Hilz  2013: 25).  Hilz kommt zu

folgendem Schluss:

„Obwohl  die  Regierungen  in  der  EU  zunächst  primär  durch  nationale  Interventions-
maßnahmen […] reagierten, spielte die deutsch-französische und die daran anschließende EU-
interne  Koordinierung bei  der  Krisenbewältigung des  Herbstes  2008 eine  zentrale  Rolle.“
(Hilz 2013: 26).

Während Staatspräsident Sarkozy in der Phase des akuten Krisenmanagements als „rastlos auf

europäische Stützungsmaßnahmen drängender EU-Ratspräsident“ (Hilz 2013: 26) agierte, trat

Bundeskanzlerin  Merkel  als  Bedenkenträgerin  auf,  was  zu  „erheblichen  persönlichen

Spannungen zwischen Sarkozy und Merkel“ (ebd.) führte.46 Nichtsdestotrotz konnte man sich

im  Dezember  2008  auf  „einen  milliardenschweren  Konjunkturrahmen,  mit  dem  alle  EU-

Mitglieder  flexibel  auf  die  zu  erwartende  Rezession  des  Jahres  2009  reagieren  konnten“

(ebd.), einigen.47

Spätestens  im  Frühjahr  2010  entwickelte  sich  die  globale  Finanzkrise  in Europa  zu  einer

Staatsschuldenkrise,  „deren  sukzessive  auftretende  Schocks  und  reaktiv  improvisierend

vollzogene Krisenbewältigung die Europapolitik fortan und im Grunde bis heute dominieren

sollten.“ (Schmidt/Schünemann 2013: 372). Schmidt und Schünemann stellen fest, dass auch

das Management der sog.  Euro-Krise „von Anfang an […] im intergouvernementalen Modus

statt[fand]“ (Schmidt/Schünemann 2013: 162), weil „finanz- und fiskalpolitische Kompetenzen

nach wie vor auf Ebene der Mitgliedsstaaten angesiedelt sind.“ (ebd.: 163).

Nachdem im März 2010 zunächst „Adhoc-Maßnahmen zur Stabilisierung der Krisenländer“

(vgl. Schmidt/Schürmann 2013: 373) durchgeführt wurden (Kreditgarantien der Euro-Staaten

und des Internationalen Währungsfonds (IWF) für Griechenland48), spannten die Euro-Staaten,

46 „Frankreichs Präsident, der vor Tatendrang strotzte […], machte sich über die Zögerlichkeit der integrations-
politischen Galionsfigur Merkel lustig, was ihr in der internationalen Presse den Spitznamen 'Madame No'
einbrachte.“ (Hilz 2013: 26).

47 Merkels  und  Sarkozys  gemeinsame  Anstrengungen  zur  Durchsetzung von  Maßnahmen  zur  Regulierung
globaler Finanzmärkte waren hingegen nur zum Teil erfolgreich (vgl. Hilz 2013: 26).

48 Die  Griechenlandkrise gab Anlass zu einem Konflikt zwischen Deutschland auf der einen und Frankreich
und  zahlreichen  anderen  Euro-Mitgliedsstaaten  auf  der  anderen  Seite:  Letztere  forderten  „eine  schnelle
Finanzspritze  für  Athen,  deren  größten  Anteil  Deutschland  übernehmen  sollte.“  (Hilz  2013:  27).  Die
Bundesregierung stimmte den Plänen nach anfänglichem Zögern zwar zu, setzte aber „durch ihre beharrliche
Forderungen nach strengen Auflagen für die Hilfen sowie der Mitwirkung des IWF eine klar konditionierte
Euro-Stabilisierung  durch[..].  Damit  wurde  Präsident  Sarkozy,  der  rasche  Hilfsmaßnahmen  ohne
substanzielle Eingriffe in die Handlungsautonomie der Euro-Mitgliedsländer präferiert hatte, ausgebremst.“
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EU  und  IWF  wenige  Wochen  später  den  provisorischen  „Rettungsschirm“  Europäische

Finanzstabilisierungsfaszilität (EFSF) auf, der „Hilfsmaßnahmen für in Schwierigkeiten geratene

Staaten  institutionalisierte,  obwohl  er  ausdrücklich  als  vorübergehende  Maßnahme

beschlossen wurde“ (Kauffmann 2013: 55).49 

„Mit  der  Zusage  von  rund  120  Milliarden  Euro  [für  die  EFSF;  e.  Anm.]  […]  lancierte  die

Bundeskanzlerin zugleich ihre Forderung, wonach der gescheiterte Euro-Stabilitätspakt künftig

mit  härteren  Sanktionen  versehen  werden  müsste“  (Hilz  2013:  27)  und  einigte  sich  mit

Staatspräsident Sarkozy, der auf die Errichtung eines dauerhaften EU-Rettungsschirms (dazu

gleich mehr) hinarbeitete, bereits im Vorfeld der folgenden EU-Krisengipfel auf gemeinsame

Positionen (vgl. ebd.). Infolgedessen hatten die anderen Euro-Staaten keine andere Wahl als

sich mit der von „Merkozy“ forcierten Verschärfung des SWP zu „arrangieren“ (Hilz 2013: 27). 

Die Reform des SWP erfolgte im Dezember 2011 durch insgesamt sechs Rechtsakte, das sog.

Six-Pack (vgl.Schmidt/Schünemann  2013:  167).  Mitgliedsstaaten,  deren  Schuldenstand  60

Prozent des BIP überschreitet, sind seitdem dazu verpflichtet, „in ökonomisch guten Zeiten

pro Jahr ein Zwanzigstel der Schulden über der Marke zu tilgen“ (Schmidt/Schünemann 2013:

167) – auch wenn die  Neuverschuldung geringer  als  drei  Prozent  ist.  Sofern ein Staat die

Empfehlungen  der  Kommission  missachtet  oder  Wirtschaftsdaten  manipuliert,  werden

„halbautomatisch“  Sanktionen  in  Form  von  Einlagen  bzw.  Geldbußen  verhängt  (vgl.  ebd.:

167f.). Außerdem werden „neben Haushaltspolitik und Konsolidierungskurs auch übermäßige

ökonomische  Ungleichgewichte  […]  identifiziert  und  effektiv,  im  letzten  Schritt  mittels

Sanktionen, korrigiert“ (ebd.: 168). Zur Überwachung des SWP wurde das sog.  Europäische

Semester eingeführt, das erstmals im ersten Halbjahr 2012 stattfand.50

(ebd., e. Hv.).
49 Hauptaufgabe  der  EFSF  war  die  Vergabe  von  Notkrediten  an  Euro-Staaten,  wobei  die  maximale

Verleihkapazität 440 Milliarden Euro betrug (vgl. Schmidt/Schünemann 2013: 164). Weitere Geldmittel für
Kredite  wurden von EU (rund 60 Milliarden Euro  im Rahmen des  Europäischen  Finanzstabilisierungs-
mechanismus (EFSM)) und IWF (250 Milliarden Euro) zur Verfügung gestellt (vgl. ebd.). Mit den Mitteln
aus EFSF und EFSM wurden Hilfspakete für Irland (62,7 Milliarden Euro), Portugal (79,5 Milliarden Euro)
und Griechenland (164,5 Milliarden Euro) geschnürt (vgl. Schmidt/Schünemann 2013: 164. 373).

50 Im Europäischem Semester müssen halbjährlich „von den Eurostaaten sog.  Stabilitätsprogramme, von den
übrigen Mitgliedsstaaten sog.  Konvergenzprogramme  und von allen Mitgliedsstaaten zusätzlich  nationale
Reformprogramme vorgelegt werden, die von den Unionsorganen überprüft und genehmigt werden müssen.“
(Schmidt/Schünemann  2013:  168). Ab  Mai  2010  wurde  außerdem  die  EZB  aktiv  und  begann  mit  der
umstrittenen  Praxis,  schlecht  bewertete  Staatsanleihen  von  Krisenländern  zu  kaufen  (vgl.
Schmidt/Schürmann 2013:  165f.,  373).  Im  Juli  2012 versprach  EZB-Präsident  Mario Draghi  schließlich
„alles“ zu tun, um den Euro zu retten – ein aus heutiger Sicht historischer, weil für den Fortbestand der
Währungsunion  möglicherweise  entscheidender  Akt  (vgl.  ebd.:  163,  166).  Im  September  2012 kündigte
Draghi  außerdem ein  „unbeschränktes  Programm zum Ankauf  von  Staatsanleihen“  (ebd.:  166)  an,  sog.
Outright Monetary Transactions (OMTs).s

21



Bereits im März 2011 hatten die Staats- und Regierungschefs der Euro-Zone „auf deutsch-

französische Initiative“ (Schmidt/Schünemann 2013: 172) den sog. Euro-Plus-Pakt vereinbart,

der auf die Verbesserung der wirtschaftspolitischen Koordinierung seiner Mitglieder abzielt

(vgl.  ebd.).51 Ein auf  Dauer gestellter Rettungsmechanismus startete im Oktober 2012: der

Europäische Stabilitätsmechanismus (ESM) (vgl. Kauffmann 2013: 55).52 Hilz zufolge war auch

für  die  Ausgestaltung  des  dauerhaften  EU-Rettungsschirms  der  „enge  Schulterschluss

zwischen  Berlin  und  Paris“  (Hilz  2013:  28)  ausschlaggebend.  Allerdings  konstatiert  Hilz

aufgrund Deutschlands zunehmender wirtschaftlicher Vormachtstellung bereits ab 2011 eine

„unübersehbare[..]  'Unwucht  im  Tandem'“  (ebd.),  die  sich  auch  in  der  konditionalen

Gestaltung des Stabilitätsmechanismus  manifestierte:  Um im Rahmen des  ESM Kredite  zu

erhalten, müssen Staaten Unterzeichner des sog. SKS-Vertrags sein, der zu Jahresbeginn 2013

in  Kraft  trat  (vgl.  Schmidt/Schünemann  2013:  170).53 Der  „Fiskalpakt“  genannte  Vertrag

brachte Hilz zufolge „das neue interne Kräfteverhältnis zwischen Paris und Berlin mustergültig

zum Ausdruck“ (Hilz 2013: 28). Denn der Pakt verpflichtet seine Unterzeichner „über die nach

wie vor gültigen Stabilitätskriterien des SWP  hinaus“  (Schmidt/Schünemann 2013:  169)  zu

strenger Haushaltsdisziplin: Grundsätzlich darf das jährliche strukturelle Defizit eines Staates

0,5 Prozent des BIP nicht überschreiten – es sei denn, die gesamte Staatsschuld ist kleiner als

60 Prozent des BIP.54 In diesem Fall ist ein strukturelles Defizit von bis zu einem Prozent des BIP

51 Der  Euro-Plus-Pakt  steht  allen  EU-Mitgliedern  offen.  „Neben  den  Euro-Staaten  haben  sich  Bulgarien,
Dänemark,  Lettland,  Litauen,  Polen  und  Rumänien  dem  Pakt  angeschlossen“  (http://www.bundesfinanz
ministerium.de/  Content/DE/Standardartikel/Themen/Europa/Stabilisierung_des_Euro/Neue_wirtschaftspoliti
sche_Steuerung/Euro_Plus_Pakt/2012-05-21-euro-plus-pakt.html; Zugriff: 08.07.2014). Der Pakt beinhaltet
vier  Leitziele  (Förderung  von  Wettbewerbsfähigkeit  und  Beschäftigung,  Stärkung  der  Finanzstabilität,
Steigerung der Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen) auf deren Grundlage die Staats- und Regierungschefs
der  Mitgliedsstaaten  jährlich  gemeinsame Zielvorgaben  beschließen,  die  jedoch  unverbindlich  sind  (vgl.
Schmidt/Schünemann 2014:  172).  Die  Mitgliedsstaaten  müssen  „in  ihren  nationalen  Reformprogrammen
[siehe FN 51, e. Anm.] darlegen, mit welchen Maßnahmen sie die Vorgaben erreichen wollen.“ (ebd.).

52 Der ESM übernimmt die Aufgaben von EFSF/EFSM und verfügt über einen Kapitalstock in Höhe von 80
Milliarden  Euro.  Hinzu  kommen  Garantien  der  Euro-Staaten  in  Höhe  von  620  Milliarden  Euro  (vgl.
Schmidt/Schünemann 2013: 164f.). In der Folgezeit erhielten Spanien (100 Milliarden Euro) und Zypern (10
Milliarden Euro) Gelder im Rahmen des ESM (vgl. ebd.), wobei die Kreditvergabe an wirtschaftspolitische
Gegenleistungen geknüpft  sind, die „für  den Einzelfall  festgelegt  [werden] und […] den  Schuldenabbau
[betreffen],  etwa  durch  Reformbemühungen  zur  Senkung  der  Staatsausgaben,  die  Steigerung  der
Wettbewerbsfähigkeit oder aber die Bankenregulierung usw.“ (Schmidt/Schünemann 2013: 165, e. Hv.).

53 SKS-Vertrag  steht  für  „Vertrag  über  Stabilität,  Koordinierung  und  Steuerung  in  der  Wirtschafts-  und
Währungsunion“.  Der  SKS-Vertrag  ist  ein  „internationale[r]  Vertrag  neben  dem  EU-Recht“  (Schmidt/
Schünemann 2013:  163).  Er  wurde  von allen EU-Mitgliedsstaaten  außer  Großbritannien  und Tschechien
unterzeichnet und soll innerhalb der nächsten fünf Jahre in den europäischen Rechtsrahmen überführt werden
(vgl. ebd. 169).

54 Strukturelles Defizit meint die jährliche Neuverschuldung eines Staates, die „auch bei normaler Konjunktur
dauerhaft bestehen bleibt“ (Duden Wirtschaft von A bis Z 2013). Zusammen mit dem konjunkturellen Defizit,
„das sich bei einer wirtschaftlichen Erholung durch die Defizitfinanzierung automatisch wieder zurückbildet“
(ebd.), bildet es die Gesamtsumme der jährlichen Neuverschuldung eines Staates.
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möglich.  Bei  Nicht-Einhaltung  der  SKS-Kriterien  sieht  der  Vertrag  außerdem  automatische

Sanktionen vor, weil  sich die Vertragsstaaten verpflichten, „bei allen Ratsabstimmungen im

Rahmen  von  Defizitverfahren  den  Empfehlungen  der  Kommission  zu  folgen  (Art.  7  SKS-

Vertrag)“ (ebd.: 170). Vertragsstaaten, deren Gesamtschulden 60 Prozent des BIP übersteigen,

müssen,  wie  seit  2011  im  SWP  festgeschrieben,  jährlich  ein  Zwanzigstel  ihrer  Schulden

abbauen. Sofern ein Defizitverfahren anhängig ist, müssen außerdem Strukturreformen in von

Rat und Kommission genehmigten „Haushalts- und Wirtschaftsprogrammen“ fixiert werden

(vgl. ebd.). Schmidt und Schünemann kommen zu dem Schluss, dass sich aus dem Fiskalpakt

„[a]lles in allem […] eine Art 'Schuldenbremse' nach deutschem Muster [ergibt], die binnen
Jahresfrist  nach  Inkrafttreten  des  Vertrages  in  nationales  Recht,  vorzugsweise  mit
Verfassungsrang, umzusetzen ist.“ (Schmidt/Schünemann 2013: 169).55

Mit seinem Amtsantritt als französischer Staatspräsident im Mai 2012 forderte  der Sozialist

François Hollande, den Fiskalpakt neu zu verhandeln. Dies hatte „eine merkliche Abkühlung

der  deutsch-französischen  Beziehungen  zur  Folge“  (Hilz  2013:  28),  die  dadurch  verstärkt

wurde,  dass  die  Bundeskanzlerin  im  Wahlkampf  offen  Position  für  Amtsinhaber  Sarkozy

bezogen hatte (vgl. ebd.).

Zwar nahm Hollande seine Forderung „nach seinen ersten EU-Gipfel-Erfahrungen“ (Hilz 2013:

28) wieder zurück, erreichte dafür aber im Juni 2012 die „formale Realisierung“ (ebd.) des von

ihm  forcierten  Pakts  für  Wachstum-  und  Beschäftigung  (vgl.  ebd.).  Ziel  des  sog.

„Wachstumspakts“ war es, „[...] auch die enormen Probleme vieler Länder in den Bereichen

Wirtschaftswachstum  und  Beschäftigung  anzugehen“  (Schmidt/Schünemann  2013:  172)  –

allerdings gilt der Pakt als ein „rein symbolischer Akt ohne nennenswerte Wirkung“ (ebd.).56

Im September 2013 präsentierte die französische Regierung ihren Haushaltsentwurf für 2014,

der Einsparungen in Höhe von 15 Milliarden Euro sowie Steuermehreinnahmen in Höhe von

drei  Milliarden  Euro  vorsah  (vgl.  Ulrich  2013).  Wenige  Tage  zuvor  war  Angela  Merkel  als

Bundeskanzlerin wiedergewählt worden.57

55 In Deutschland wurde die Schuldenbremse 2009 im Grundgesetz verankert. Sie sieht vor, dass ab 2016 „die
Haushalte  von  Bund  und  Ländern  grundsätzlich  ohne  Einnahmen  aus  Krediten  auszugleichen  sind.“
(http://www.bundesfinanzministerium.de/Web/DE/Service/Glossar/Functions/glossar.html?
lv2=206400&lv3=168320#lvl3; Zugriff: 09.07.2014). Bis dahin soll ein sukzessiver Abbau des strukturellen
Haushaltsdefizits  stattfinden  (vgl.  ebd.).  In  Frankreich  scheiterte  im  September  2011  Staatspräsident
Sarkozys  Versuch,  einen  frein  à  l'endettement einzuführen,  mit  dem Erfolg  des  Parti  Socialiste  bei  den
Senatswahlen  (vgl.  https://web.archive.org/web/20110929231831/http://www.ftd.de/politik/europa/:pleite-
bei-senatswahl-sarkozy-kann-schuldenbremse-abschreiben/60109109.html; Zugriff: 09.07.2014).

56 Der  Wachstumspakt  beinhaltet  die  Verpflichtung,  insgesamt  120  Milliarden  Euro  für  „Wachstums-
maßnahmen“  (Schmidt/Schünemann  2013:  172)  aufzuwenden.  Dafür  wurden  jedoch  keine  zusätzlichen
Geldmittel bereitgestellt, sondern lediglich Umschichtungen im EU-Haushalt vorgenommen (vgl. ebd.).

57 Mit dem Wahlergebnis ihrer Partei (34,1 Prozent) konnte die Kanzlerin zufrieden sein. Allerdings zwang sie
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Im  Januar  2014  kündigte  Staatspräsident  Hollande  einen  „Pacte  de  Responsabilité“  –

mittlerweile  Pacte  de  Responsabilité  et  de  Solidarité genannt  –  an,  der  verschiedene

Maßnahmen zur Lösung der  wirtschaftlichen Probleme des Landes beinhalten sollte.58 Zur

gleichen Zeit gab Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble bekannt, dass der Bundeshaushalt

im laufenden Jahr ohne strukturelle Neuverschuldung und 2015 (zum ersten Mal seit 1969)

ganz ohne Neuverschuldung auskommen solle – ohne dass dafür neue Steuern eingeführt

oder  Steuern  erhöht  würden.59 Schäubles  Vorgaben  wurden  in  dem  im  März von  der

Bundesregierung vorgelegten Haushaltsentwurf für 2014 fixiert. Daraufhin wurde der Entwurf

in mehreren Sitzungen im Bundestag debattiert.60 Ende Juni wurde das  Haushaltsgesetz  für

2014 vom Bundestag beschlossen.61

Als  Reaktion  auf  die  Niederlage  seiner  Partei  bei  den  Kommunalwahlen  veranlasste

Staatspräsident Hollande im April 2014 eine Umbildung der Regierung: Premierminister Jean-

Marc Ayrault  wurde durch den als  wirtschaftsliberal  geltenden Innenminister Manuel Valls

ersetzt.  Finanzminister Pierre Moscovici wurde von Arbeitsminister Michel Sapin abgelöst und

der  bisherige  Industrieminister  Arnaud  Montebourg  erhielt  den  Posten  des

Wirtschaftsministers.  Dies  hatte  zur  Folge,  dass  das  Finanzministerium  seitdem  von  einer

das  schlechte  Abschneiden  ihres  Koalitionspartners  in  eine  Große  Koalition  („GroKo“)  mit  den
Sozialdemokraten  (25,7  Prozent)  (vgl.  https://www.bundestag.de/bundestag/wahlen/wahlergebnisse_2013/
213818; Zugriff: 12.07.2014).

58 Als  übergeordnete  Ziele  des  Pakts  wurden  die  Schaffung  von  Arbeitsplätzen  sowie  die  Steigerung  der
Kaufkraft  v.a.  finanzschwacher  Haushalte  ausgegeben  (vgl.  http://www.gouvernement.fr/pacte-
responsabilite-solidarite/; Zugriff: 08.07.2014). Im Juni 2014 legte die Regierung zwei Gesetzesvorlagen zur
Umsetzung des  Paktes  vor,  über  die das  Parlament  im Sommer  abstimmen soll  (vgl.  Sapin/Montebourg
2014a):  das  „Projet  de  loi  de  finances  rectificative “  (PLFR)  und  das  „Projet  de  loi  de  financement
rectificative de la sécurité sociale“ (PLFRSS). PLFR und PLFRSS beinhalten (erste) konkrete Maßnahmen,
um die im Pakt formulierten Ziele zu realisieren, und wurden im interpretativen Teil dieser Arbeit analysiert
(siehe Kapitel 5 und 6).

59 Vgl. http://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2014/48930620_kw05_de_finanzen_haushalt/215142; 
Zugriff: 17.07.2014.

60 In der Bundestagsdebatte am 8. April 2014 äußerte sich der Bundesfinanzminister u.a. wie folgt: „Wir wollen
gar keine Musterschüler sein. Aber wir finden es nicht schlecht, wenn man sich in Europa an die Regeln hält,
die man sich selbst gegeben hat. Wir erwarten von anderen nichts, was wir nicht auch selber leisten. […] Nur
wenn wir in Europa Vertrauen und Verlässlichkeit schaffen, nur wenn wir uns an Vereinbarungen und Regeln
halten, schaffen wir die Voraussetzungen für weiteres stabiles Wachstum in Deutschland und in Europa.“ 
(http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Reden/2014/2014-04-08-bundestag-einbringung-
bundeshaushalt-textfassung.html;  Zugriff:  17.07.2014).  In  den  Medien  wurden  Schäubles  Äußerungen
dahingehend  interpretiert,  dass  der  Minister  „die  erste  Lesung  des  Haushalts  [nutzte],  um  indirekt  die
französische Regierung aufzufordern, das Staatsdefizit wie verabredet mit der EU-Kommission zu senken“
(Schäuble klopft sich auf die Schulter, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 09. April 2014 Nr. 84, S. 17).
(Anm.: Die abschließenden Bundestagsdebatten über den Haushaltsentwurf der Bundesregierung fanden im
Juni  2014  statt.  Im  Rahmen  dieser  Debatten  getätigte  Äußerungen  des  Bundesfinanzministers  und  der
Bundeskanzlerin wurden im interpretativen Teil dieser Arbeit analysiert (siehe Kap. 5 und 6).)

61 Vgl. http://www.bundestag.de/blob/285466/fd8c64847e642f6e836da56446ed4b56/20140627_7-data.pdf; 
Zugriff: 17.07.2014.
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„Doppelspitze“  geleitet  wird  (vgl.  Finkenzeller  2014).62 Ende  des  Monats  beschloss  die

Nationalversammlung ein von der Regierung vorgelegtes Programme de Stabilité, das vorsieht

bis zum Jahr 2017 rund 50 Milliarden Euro einzusparen und so 2015 wieder das Drei-Prozent-

Kriterium zu erfüllen. „Gleichzeitig sollen Haushalte und Unternehmen entlastet werden.“63

Damit  war  Staatspräsident  Hollandes  Wandlung „[v]om Sozialisten  zum Sozialdemokraten“

(Wernicke 2014) abgeschlossen.

Auf deutscher Seite machte man sich indes offenbar Gedanken darüber, wie man Frankreich

bei  der  Umsetzung von Reformen unterstützen könnte „ohne dabei  den Stabilitätspakt  zu

zerstören.  […]  Aus  Berliner  Regierungskreisen  verlautete,  man  stecke  in  einem  Dilemma.

Einerseits habe Frankreich für die Reduzierung des Defizits schon zweimal Aufschub erhalten.

'Andererseits hilft es uns auch nichts, wenn wir um des Prinzips willen hart bleiben, Frankreich

aber am Ende wirtschaftlich erledigt ist', hieß es.“ (Hulverscheidt 2014).64

Mitte Mai 2014 veröffentlichte das Statistische Amt der EU (Eurostat) Wirtschaftsdaten für die

Euro-Zone: Während in Deutschland die Wirtschaft im ersten Quartal 2014 um 0,8 Prozent

wuchs,  stagnierte  in  Frankreich  das  Wachstum.65 Die  ohnehin  große  Unzufriedenheit  der

französischen WählerInnen mit ihrer Regierung manifestierte sich kurz darauf (wie schon bei

den Kommunalwahlen im März)  an der  Urne:  Der Erdrutschsieg des rechtsradikalen Front

National (FN)  bei  der  Europawahl war  für  die  etablierten  Parteien  in  Frankreich  (und

andernorts)  ein  „Schock“.66 Staatspräsident  und Regierung –  der  Parti  Socialiste  (PS)  holte

gerade einmal 14 Prozent der Stimmen67 – stehen seitdem unter noch größerem Druck.

Die Reaktion des Präsidenten erfolgte prompt: In einer emotionalen Fernsehansprache („Es ist

62 Hollandes Kabinettsumbildung sorgte für „[...] Verwirrung um den wirtschaftspolitischen Kurs Frankreichs,
weil der Sozialdemokrat Sapin für Sparpolitik steht, während der Protektionist Montebourg Ausgabenpolitik
bevorzugt.“ (Klimm 2014).

63 http://www.sueddeutsche.de/politik/frankreich-nationalversammlung-beschliesst-milliarden-sparpaket-
1.1947346; Zugriff: 09.07.2014.

64 Beim  Antrittsbesuch  seines  Amtskollegen  Michel  Sapin  in  Berlin  äußerte  sich  Bundesfinanzminister
Schäuble entsprechend zweideutig: „Frankreich kennt seine Verantwortung. […] Wir geben uns gegenseitig
keine Zensuren. Deutschland braucht ein starkes Frankreich.“ (zit. n. Hulverscheidt/Wernicke 2014).

65 Vgl.  http://epp.eurostat.ec.europa.eu/cache/ITY_PUBLIC/2-15052014-AP/DE/2-15052014-AP-DE.PDF;
Zugriff: 10.07.2014. Die Arbeitslosenzahlen deuteten ebenfalls nicht auf eine kurzfristige Verbesserung der
wirtschaftlichen  Lage in  Frankreich  hin:  Eurostat  zufolge  betrug  die  Arbeitslosenquote  im Mai  2014 in
Frankreich 10,1 Prozent (Jugendarbeitslosigkeit 22,5(!) Prozent). In Deutschland lag die Quote zur gleichen
Zeit  bei  nur  5,1  Prozent  (Jugendarbeitslosigkeit  7,8  Prozent)  (vgl.  http://epp.eurostat.ec.europa.eu/
cache/ITY_PUBLIC/3-01072014-AP/DE/3-01072014-AP-DE.PDF; Zugriff: 17.07.2014).

66 Vgl. http://www.ouest-france.fr/europeennes-le-fn-en-tete-un-choc-pour-toute-la-classe-politique-2570785; 
Zugriff: 09.07.2014.

67 Vgl. http://www.interieur.gouv.fr/Elections/Les-resultats/Europeennes/elecresult__ER2014/%28path
%29/ER2014/FE.html; Zugriff: 09.07.2014.
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meine  Pflicht,  Frankreich  zu  erneuern“68)  deutete  Hollande  eine  Neuausrichtung  der

(EU-)Wirtschaftspolitik  seiner  Regierung  an.  Die  Politik  der  „Austerität“  entmutige  die

Menschen – Wachstum, Arbeit und Investitionen müssten nun Vorrang haben.69

Der Kontext der interpretativen Analyse

Die Europawahl bedeutet vor allem (aber nicht nur) aus französischer Sicht eine Zäsur. Es stellt

sich die Frage, ob und wie die Hollande-Administration nun die „Flucht nach vorne“ antritt –

und was das für die deutsch-französischen Beziehungen bedeutet. Werden die in den Augen

vieler Betrachter überfälligen nationalen Reformen in Angriff genommen?70 Oder kommt es

zum  –  ebenfalls  von  nicht  wenigen  geforderten  –  Aufbegehren  gegen  das  Merkel'sche

„Spardiktat“?71 Für Letzteres spricht möglicherweise, dass sich Hollande Ende Juni 2014 an die

Seite des italienischen Ministerpräsidenten Matteo Renzi stellte, als dieser „seinen Sieg bei

der Europawahl nutzt[e], um ein Ende der verhassten Austeritätspolitik in Europa zu fordern“

(Demling  2014).  Der  Plan der  Staatschefs  lautet(e)  dem  Vernehmen  nach,  dass  künftig

„kreditfinanzierte staatliche Investitionen in Wachstum und Beschäftigung nicht mehr auf das

[staatliche;  e.  Anm.]  Budgetdefizit  angerechnet  werden.  […]  Im  Gegenzug  sollen  sich  die

betroffenen  Regierungen  dazu  verpflichten,  wichtige  Strukturreformen  anzupacken.“

(Gammelin/Hulverscheidt 2014).

Angesichts der Forderung nach einer „flexiblen“72 Auslegung des SWP war in vielen Medien

68 Eigene Übersetzung (vgl. http://www.elysee.fr/chronologie/#e6412,2014-05-26,le-president-de-la-
republique-s-adresse-aux-francais-a-la-suite-des-elections-europeennes-2; Zugriff: 10.07.2014.)

69 E. Ü.  (vgl.  ebd.).  (Anm.:  Die hier zitierten Äußerungen Hollandes  wurden im interpretativen Teil  dieser
Arbeit analysiert (siehe Kapitel 5 und 6).)
Als Reaktion auf einen parteiinternen Finanzskandal und das schlechte Ergebnis bei der Europawahl trat am
15. Juni 2014 die Parteispitze der konservativen Oppositionspartei Union pour un Mouvement Populaire
(UMP)  zurück  (vgl.  http://www.france24.com/fr/20140527-direct-liveblog-ump-cope-fillon-bygmalion-
sarkozy-fausses-factures-france/; Zugriff:  10.07.2014).  Bereits Anfang Juni 2014 senkte die EZB, um die
europäische Wirtschaft anzukurbeln, den Leitzins auf 0,15 Prozent (vgl.  http://www.zeit.de/wirtschaft/2014-
06/ezb-zentralbank-leitzins-draghi; Zugriff: 10.07.2014).

70 Anfang  Juni  2014  hatte  die  EU-Kommission  im  Rahmen  des  Europäischen  Semesters  die  nationalen
Haushaltspläne  der  Euro-Mitglieder  beurteilt  und  Frankreichs  Reformanstrengungen  als  zu  wenig
ambitioniert  kritisiert.  Die  im  Stabilitätsprogramm  skizzierte  Haushaltsstrategie  entsprächen  „lediglich
teilweise den Anforderungen des Stabilitäts- und Wachstumspakts.“ (Europäische Kommission 2014a: 4). In
Anbetracht  2013  durchgeführter  Konsolidierungsmaßnahmen  und  für  2014  geplanter  zusätzlicher
Maßnahmen könne das Programm jedoch „als mit den Empfehlungen der Kommission vereinbar betrachtet
werden.“ (ebd.). Bei der Beurteilung Deutschlands stellte die Kommission fest, dass die Haushaltsstrategie
der Bundesregierung den Anforderungen des SWP entspräche (vgl. Europäische Kommission 2014b: 4).

71 Mitte Juni begehrten ca. 100 französische  Parlamentsabgeordnete aus dem kommunistischen, dem grünen
und dem sozialistischen(!) Lager gegen Hollandes Pacte de Responsabilité et de Solidarité auf und kündigten
an, gegen die Gesetzesvorlage zu votieren (vgl. […], in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 17. Juni 2014
Nr. 138, S. 5).

72 E. Ü. (vgl. http://www.elysee.fr/assets/pdf/conference-de-presse-a-l-issue-d-une-reunion-informelle-en-
presence-des-chefs-de-gouvernement.pdf; Zugriff: 10.07.2014).
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schnell  von  einem  „Kampf  gegen  den  Stabilitätspakt“  (Mussler  2014a)  die  Rede.  Die

Bundesregierung  lehnt  den  italienisch-französischen  Vorstoß  offenbar  ab.  So  äußerte  sich

Bundesfinanzminister Schäuble wie folgt: „Das Regelwerk des Stabilitätspaktes ist nicht das

Problem. Es ist das Problem einiger Mitgliedsstaaten, dass sie sich daran halten müssen.“ (zit.

n. ebd.). Schäubles französischer Amtskollege, Michel Sapin, erklärte, dass er den Pakt „nicht

ändern, sondern 'nur' den 'guten Rhythmus für jedes unserer Länder finden'“ (Mussler 2014b)

wolle.73

Was Ausgestaltung und Handhabung des SWP anbelangt, unterscheiden sich die  Positionen

der  deutschen  und  der  französischen  Regierung  also  ganz  offenbar  –  was  wiederum  auf

bestimmte  Überzeugungen/Handlungsregeln  hinsichtlich  der  Praxis  der  Staatsverschuldung

zurückzuführen ist. Welche Überzeugungen/Handlungsregeln aktuell für die deutsche resp. für

die  französische  Regierung  zentral  sind  und  wo genau  die  Unterschiede  liegen,  wurde  im

interpretativen Teil dieser Arbeit rekonstruiert. Teil der interpretativen Analyse war außerdem

der  Versuch,  zu  Aussagen  über  das  derzeitige  Machtverhältnis  zwischen  Deutschland  und

Frankreich zu gelangen, indem die jüngste Machtprobe zwischen deutscher und französischer

Regierung,  die  offenbar  auf  dem  EU-Gipfel  Ende  Juni  (siehe  Fußnote  73)  stattfand,

nachzuvollziehen.

Bevor in Kapitel 5 Design und Ablauf und in Kapitel 6 die zentralen Befunde der interpretativen

Forschung erläutert werden, folgt mit der Einführung in die wirtschaftspolitischen Paradigmen

„Neoklassik“ und „Keynesianismus“ zunächst der zweite Teil des Forschungsstands.

2.2 Die wirtschaftspolitischen Paradigmen „Neoklassik“ und „Keynesianismus“
In diesem Unterkapitel werden die wichtigsten Elemente der wirtschaftspolitischen Theorien

„Neoklassik“ bzw. „Monetarismus“ (Punkt 2.2.1 und 2.2.3) und „Keynesianismus“ (Punkt 2.2.2)

erörtert  sowie  die  Implikationen  der  Theorien  für  die  Praxis  der  Staatsverschuldung

herausgearbeitet.

Wirtschaftspolitische Theorien sind Teil  des Forschungsstands dieser Arbeit,  weil  ich davon

ausgehe,  dass  das  wirtschaftspolitische  Denken  und  Handeln  der  RepräsentantInnen  der

73 In  einigen  Medien  wurde  indes  über  einen  Deal  spekuliert:  Die  von  Renzi  und  Hollande  angeführten
sozialistischen Staats- und Regierungschefs der EU könnten sich auf der Tagung des Europäischen Rats am
26./27.  Juni  in  Brüssel  für  Jean-Claude  Juncker,  den  konservativen  Kandidaten  für  das  Amt  des  EU-
Kommissionspräsidenten, aussprechen – sofern im Gegenzug ihre Anliegen in der auf dem EU-Gipfel zu
verhandelnden  Agenda  der  EU  für  die  nächsten  fünf  Jahre  berücksichtigt  würden  (vgl.  Gammelin/
Hulverscheidt 2014; Musseler 2014a und b).
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deutschen und der  französischen Regierung  von diesen Paradigmen  geprägt ist  bzw.  sein

kann.74 Dementsprechend  wurde  in  dieser  Arbeit  der  regierungsamtliche  Staats-

schuldendiskurs in Deutschland und in Frankreich „vor dem Hintergrund“ (Stützle 2013: 21)

der im Folgenden skizzierten wirtschaftspolitischen Paradigmen analysiert.

Dies  bedeutet  jedoch  nicht,  dass  sämtliche  im  interpretativen  Teil  dieser  Arbeit

rekonstruierten  Überzeugungen/Handlungsregeln  von  den  hier  skizzierten  Theorien

beeinflusst  sein  müssen.  In  dieser  Arbeit  ging  es  auch  nicht  darum,  die  rekonstruierten

Überzeugungen/Handlungsregeln  zwangsläufig  einer  bestimmten  Theorie  zuzuordnen.75

Vielmehr wurden die hier aufbereiteten Theorieelemente als wertvolles Hintergrundwissen

für die Kodierarbeit betrachtet und dienten – wie der erste Teil des Forschungsstands –  als

wichtige Inspirationsquelle für sog. „generative Fragen“, die an das Datenmaterial gerichtet

wurden.

Aus  der  Vielzahl  ökonomischer  Theorien  wurden die  (wie  sich  im Folgenden zeigen wird)

Antagonisten Neoklassik/Monetarismus und Keynesianismus ausgewählt, weil ich der Ansicht

bin, dass diese Theorien das Denken und Handeln der analysierten Akteure  in  besonderer

Weise  prägen.  Seit  ihrer  Entstehung  üben  sowohl  Neoklassik/Monetarismus  als  auch

Keynesianismus großen Einfluss auf staatliche Wirtschaftspolitik(en) aus (vgl. Neck/Schneider

2013: 22, 80, 90, 103; Stützle 2013: 47).76

2.2.1 Das „neoklassische Paradigma“ oder: Warum Staaten sich nicht 
verschulden sollten

Die „Neoklassik“ entstand Ende des 19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts und gilt als eine

„Wirtschaftstheorie, die das Denken der Volkswirtschaftslehre bis heute wesentlich bestimmt“

(Neck/Schneider  2013:  22).  In  ihrer  ursprünglichen  Form  ist  die  Neoklassik  eine

mikroökonomische Theorie, das heißt, der Fokus liegt auf einzelnen „Märkte[n] für einzelne

Güter und Dienstleistungen“ (ebd.: 79).77

74 Dahinter steht die  grundsätzliche Auffassung, dass Theorien bestimmte Annahmen über die Beschaffenheit
von  Realität  beinhalten,  die  konstitutiv  dafür  sind,  wie  bestimmte  Sachverhalte  –  auf  den  Forschungs-
gegenstand dieser Arbeit bezogen: die Praxis der Staatsverschuldung – betrachtet werden. Mit den Worten
Ingo  Stützles:  „Ökonomische  Theorien  sind  wie  eine  Art  Brille,  mit  der  Wirklichkeit  gesehen,  ja  als
Gegenstand des Denkens erst konstruiert wird. Sie liefern die Kriterien für die Beurteilung, was wichtig und
was unwichtig ist, sowie für die Frage, wie ökonomische Zusammenhänge aussehen.“ (Stützle 2013: 21).

75 Dies wäre vermutlich auch nicht (immer) möglich gewesen. Wie Stützle gehe ich davon aus, dass „Akteure
und Institutionen aus Politik und Wirtschaft […] nur selten eindeutig einer Theorieschule zugeordnet werden
[können]. […] Sie schöpfen vielmehr aus einem bestimmten Repertoire an Theoremen.“ (Stützle 2013: 21).

76 Stützle  bezeichnet  Neoklassik/Monetarismus  und  Keynesianismus  sogar  als  „hegemoniale  Paradigmen“
(Stützle 2013: 15).

77 Nachdem  John  Maynard  Keynes in  den  1930er-Jahren  die  Neoklassik  mit  seiner  makroökonomischen
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VertreterInnen  der  Theorie  gehen  davon  aus,  dass  Wirtschaftssubjekte  –  in  erster  Linie

Haushalte  und  Unternehmen  –  grundsätzlich  „ihre  individuellen  Präferenzen maximal

befriedigen wollen“ (Stützle 2013: 22).  Reinhard Neck und Friedrich Schneider sprechen  in

diesem Zusammenhang von der Optimierung als einer von zwei Grundideen der Theorie (vgl.

Neck/Schneider 2013: 23).78 Um ihren eigenen Nutzen zu maximieren, tauschen Haushalte

und  Unternehmen  Güter  (Waren  oder  Dienstleistungen)  auf  verschiedenen  Märkten (vgl.

Stützle 2013: 22): „Hier treten die Haushalte untereinander und mit Unternehmen, aber auch

mit  dem  Staat  in  Beziehung“  (ebd.). Dabei  verfügt  jedes  Wirtschaftssubjekt  über  eine

bestimmte „Erstausstattung“ (Stützle 2013: 23) an Gütern, mit der es tauschen kann, sowie

über ein individuelles Nutzenkalkül (vgl. ebd. sowie Neck/Schneider 2013: 23).

„Neoklassiker“ gehen außerdem von einer strikten Trennung von Finanz- und Realwirtschaft,

das heißt, von „der Sphäre der Preise und Geldmengen auf der einen Seite und physischen

Produktionseinheiten auf der anderen Seite“ (Stützle 2013: 23) aus, und davon, dass „[a]lle

relevanten  Größen  […]  in  der  Realsphäre  bestimmt  [werden].  Geld  ist  der  Produktion

theoretisch äußerlich und nur 'Schleier' über einem imaginierten Naturaltausch“ (ebd.) – Ingo

Stützle zufolge „ein konstitutives Moment“ (Stützle 2013: 27) der neoklassischen Theorie.

Die Neoklassik beinhaltet eine nachfrageorientierte Preistheorie. Das heißt, der Wert eines

Gutes bemisst sich „durch die Wertschätzung, die Nutzenabwägung der Konsumenten […] und

nicht durch die Produktionskosten“ (Neck/Schneider 2013: 23).79 Neoklassiker konzipieren den

Tausch als Entscheidungssituation, in der abgewogen werden muss, ob sich „der Verzicht auf

die nächstbeste Möglichkeit […] wenn man eine Entscheidung für die beste Möglichkeit trifft“

(Neck/Schneider  2013:  24)  lohnt  und  sprechen  in  diesem  Zusammenhang  von  den

„Opportunitätskosten“, die ein Akteur tragen muss. Für die Preisbildung ist außerdem der sog.

Grenznutzen entscheidend, womit der zusätzliche Nutzen, zu dem eine weitere bzw. die letzte

Einheit eines Gutes seinem Konsumenten verhilft, gemeint ist (vgl. Neck/Schneider 2013: 24).

Der zweite „Grundpfeiler“ (Neck/Schneider 2013: 23) des neoklassischen Paradigmas ist das

Konzept  des  Gleichgewichts.  Ein  wirtschaftliches  System – zum Beispiel  der  Markt  für  ein

bestimmtes Gut80 – ist im Gleichgewicht, wenn es einen Zustand erreicht hat, in dem es „aus

Theorie herausforderte (siehe Punkt 2.2.2), reagierte die Neoklassik darauf etwa zwei Jahrzehnte später mit
dem sog. „Monetarismus“ als makroökonomische Variante der neoklassischen Theorie (siehe Punkt 2.2.3).

78 Der zweite „Grundpfeiler“ (Neck/Schneider 2013: 23) ist das Konzept des Marktgleichgewichts, dazu gleich
mehr.

79 Da die Nutzenabwägung individuell ist (siehe oben), beinhaltet die Neoklassik eine „subjektive Wertlehre“
(vgl. Neck/Schneider 2013: 23).

80 Oder die Gesamtheit aller Märkte, sprich: die Volkswirtschaft (vgl. Stützle 2013: 24; Neck/Schneider 2013:
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sich heraus keine Tendenzen entwickelt, seine Position zu ändern“ (Neck/Schneider 2013: 24)

und Angebot und Nachfrage übereinstimmen.81 Das zentrale Theorem der Neoklassik kann

wie folgt zusammengefasst werden:

Märkte  bzw.  ganze  Volkswirtschaften  (verstanden  als  die  Summe  aller  Märkte)  kommen
grundsätzlich  von allein ins Gleichgewicht – und dieser Zustand ist für das Gemeinwesen (die
Volkswirtschaft) optimal (vgl. Neck/Schneider 2013: 27f.; Stützle 2013: 21f.).82

Der  Grund:  VertreterInnen  der  neoklassischen  Theorie  nehmen  an,  dass  im  Gleich-

gewichtszustand sog. Pareto-Optimalität herrscht. Das heißt, kein Akteur kann mehr besser

gestellt werden, ohne dass ein anderer schlechter gestellt  wird (vgl.  Neck/Schneider 2013:

26f.) – im Gleichgewichtszustand ist mithin eine  „ideale Bedürfnisbefriedigung“ (vgl. Stützle

2013: 22) möglich.

Eingriffe des Staates behindern (im Extremfall: verhindern) der neoklassischen Theorie zufolge

das  Zustandekommen  von  (wünschenswerten)  Marktgleichgewichten. Deshalb  fordern  die

AnhängerInnen des Paradigmas, dass der Staat eine möglichst freie Marktwirtschaft etabliert

und  so  die  Bedingungen  für  einen  möglichst  „vollkommene[n]  Wettbewerb“  (vgl.

Neck/Schneider 2013: 26) schafft.83 Darüber hinaus lehnen sie jedwede wirtschaftspolitische

Intervention des Staates  – vor allem die Praxis  der Staatsverschuldung – entschieden ab.

Staatsschulden gelten  als  Störfaktor  für  per  se  stabile  Märkte  (vgl.  Stützle  2013:  21,  30f;

Neck/Schneider  2013:  78f.). Die  theoretische  Begründung dieser  Position  und sich  daraus

ergebende Implikationen für staatliche Wirtschaftspolitik(en) werden in Punkt 2.2.3 erörtert.

Zunächst werden jedoch die wichtigsten Elemente der keynesianischen Theorie skizziert.84

2.2.2 Der „Keynesianismus“ oder: Warum es (in Krisenzeiten) sinnvoll ist, 
Staatsschulden aufzunehmen

Mit seinem Hauptwerk „The General  Theory of  Employment,  Interest,  and Money“ (1936)

26).
81 Ein fiktives Beispiel für ein Marktgleichgewicht: Ein Arbeitsmarkt, der aus genau einem Unternehmen und

einem  Lohnarbeiter  besteht,  ist  „geräumt“  (im  Gleichgewicht),  wenn  a)  das  Unternehmen  genau  einen
Arbeitsplatz anbietet (weil es die Kraft genau eines Arbeiters benötigt) und bereit ist, die Arbeit mit dem
Betrag X zu entlohnen und b) der Arbeiter für seine Arbeitskraft genau den Lohn X einfordert (bzw. bereit ist,
die Arbeit für diesen Lohn zu verrichten). X ist dann der „Gleichgewichtspreis“ (Neck/Schneider 2013: 25).

82 Bei der Betrachtung von Volkswirtschaften ist von einem „allgemeine[n] Gleichgewicht“ (Neck/Schneider
2013:  26)  die  Rede;  wenn  einzelne  Märkte  in  den  Blick  genommen  werden,  von  „partielle[n]
Gleichgewichte[n]“ (ebd: 25).

83 Neoklassiker  favorisieren  eine  „dezentralisierte  marktwirtschaftliche  Ordnung  mit  Privateigentum  an
Produktionsmitteln“  (Neck/Schneider  2013:  27).  Deshalb  werden  sie  auch  (wertend)  als  „'Markt-
fundamentalisten', also Vertreter einer reinen, freien Marktwirtschaft“ (Neck/Schneider 2013: 23) bezeichnet.

84 Der Grund: Staatsschulden bekamen erst im „Monetarismus“ (Punkt 2.2.3), also in der Neoklassik, „die sich
nach Erscheinen von Keynes Hauptwerk […] entwickelte […] einen systematischen Stellenwert.“ (Stützle
2013: 22).
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legte der britische Ökonom  John Maynard Keynes einen ersten Entwurf für eine moderne

makroökonomische Theorie vor (vgl. Neck/Schneider 2013: 78).85 Der „Keynesianismus“ war

bis  in  die  1960er-Jahre  das  dominierende  wirtschaftstheoretische  Paradigma  (vgl.

Neck/Schneider 2013: 80, 90).

Obwohl sich die theoretischen Prämissen beider Ansätze essentiell unterscheiden (dazu gleich

mehr)  gibt  es  einige  Grundannahmen,  die  Keynesianismus  und  Neoklassik  teilen:

VertreterInnen  des  Keynesianismus  widersprechen  der  neoklassischen  Optimierungsthese

nicht, der Modus der Nutzenmaximierung ist ebenfalls der des Tauschs. Wirtschaftssubjekte

sind – wie im neoklassischen Modell – in erster Linie individuell kalkulierende Haushalte und

Unternehmen.  Allerdings  besteht  hier  ein  erster  wichtiger  Unterschied:  Zu  den  zentralen

Akteuren  zählen  auch  (Zentral)Banken  und  vor  allem  „der  Staat“  (vgl.  Stützle  2013:  65f.;

hierzu gleich mehr).  Hinzu kommt, dass im Keynesianismus grundsätzlich nicht individuelle

Akteure,  sprich:  einzelne  Haushalte  und  Unternehmen  betrachtet  werden  (zur

makroökonomischen Fundierung der Theorie siehe Fußnote 85).86

Eine weitere  Gemeinsamkeit keynesianischer und neoklassischer Theorien ist hingegen  das

Gleichgewichtskonzept  (vgl.  Neck/Schneider  2013:  80).  Allerdings  gibt  es  auch  hier  einen

fundamentalen  Unterschied:  Keynes  konzipierte  Gleichgewichte  nicht  als  per  se  optimale

Zustände.  Entscheidend  dafür  war  (auch)  der  historische  Kontext,  in  dem  Keynes  seine

Theorie  entwickelte:  die  folgenschwere  Weltwirtschaftskrise  der  1930er-Jahre  (vgl.

Neck/Schneider 2013: 78f.).

Mit seiner Theorie versuchte Keynes zu erklären, warum offensichtlich auch (wirtschaftliche)

Zustände, die alles andere als „optimal“ sind – zu seiner Zeit die Massenarbeitslosigkeit infolge

der Krise – von Dauer sein können (vgl.  ebd.).87 Das zentrale Theorem des  Keynesianismus

lässt sich wie folgt zusammenfassen:

Marktgleichgewichte sind nicht zwangsläufig wünschenswerte (wirtschaftlich optimale) Zustände.
Auch dauerhafte  suboptimale Gleichgewichte  sind möglich bzw. unter bestimmten Bedingungen
sogar wahrscheinlich (vgl. Neck/Schneider 2013: 29; Stützle 2013: 33).

Der  Grund  dafür  ist  VertreterInnen  des  Keynesianimus  zufolge  die  Instabilität  privater

85 Im Gegensatz  zu den Neoklassikern  seiner  Zeit,  die  einen mikroökonomischen Ansatz  verfolgten (siehe
Punkt 2.2.1 und FN 86), nahm Keynes mit seiner Theorie hoch aggregierte, „gesamtwirtschaftliche Größen“
(Neck/Schneider  2013:  79)  –  beispielsweise  das  Bruttoinlandsprodukt  (BIP)  –  und  damit  die  gesamte
Volkswirtschaft in den Blick (vgl. ebd.).

86 Die neoklassische Antwort  auf  diese „Herausforderung“ war der  ab den 1950er-  und 1960er-Jahren von
Milton Friedman entwickelte sog. „Monetarismus“ (siehe Punkt 2.2.3).

87 Außerdem  formulierte  Keynes  konkrete  Vorschläge,  wie  solche  Zustände  durch  wirtschaftspolitische
Maßnahmen korrigiert werden könnten (dazu gleich mehr).
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Investitions-  und  Konsumentscheidungen,  die  „im Konjunkturverlauf  mit  dem verfügbaren

Einkommen“ (Neck/Schneider 2013: 81) schwanken. Konkret bedeutet das:  In Krisenzeiten

fragen Haushalte  und Unternehmen (immer)  weniger Konsum- und Investitionsgüter  nach

(vgl. Neck/Schneider 2013: 81). Mit der sog. „gesamtwirtschaftliche[n] Nachfrage“ (ebd.) sinkt

das BIP – und die Arbeitslosigkeit steigt.

Das hier skizzierte Verhalten der Haushalte und Unternehmen leiten die AnhängerInnen des

keynesianischen Paradigmas im Wesentlichen aus zwei grundsätzlichen Annahmen ab:88 Zum

einen gehen sie  davon aus,  dass  in  einer  Volkswirtschaft  die  Geldnachfrage  vom Zinssatz

abhängig ist, der für geliehenes Geld gezahlt werden muss. Das heißt: Je höher der Zins, umso

geringer die (Geld)Nachfrage – und damit umso geringer der Output der Volkswirtschaft (das

BIP). VolkswirtschaftlerInnen sprechen hier von der Annahme der

„Zinselastizität“ (Neck/Schneider 2013: 90) bzw. Zinsabhängigkeit der Geldnachfrage.89

Zum anderen gehen „Keynesianer“ davon aus, dass der Konsum – „der private Verbrauch von

Gütern und Dienstleistungen“ (Neck/Schneider 2013:  84)  – ausschließlich vom „persönlich

verfügbaren  Einkommen“  (ebd.)  und  nicht vom  Zins  abhängig  ist. VolkswirtschaftlerInnen

sprechen deshalb von der Annahme der

„Zinsunelastizität“ (Neck/Schneider 2013: 90) bzw. Zinsunabhängigkeit des Konsums.90

Die Implikationen dieser Annahmen für konkrete staatliche Wirtschaftspolitik(en) – und damit

für die Praxis der Staatsverschuldung – sind weitreichend: Wie oben geschildert können sich in

Krisenzeiten  suboptimale  Gleichgewichte  dauerhaft  etablieren,  weil  zu  wenig  nachgefragt

wird. Die zentrale Überzeugung innerhalb des keynesianischen Paradigmas lautet:

Dauerhafte  suboptimale  Gleichgewichtszustände  können  ausschließlich  durch  wirtschafts-
politische Eingriffe des Staates korrigiert werden (vgl. Neck/Schneider 2013: 81).

Dabei  stehen  dem  Staat  grundsätzlich  zwei  verschiedene  Eingriffsmöglichkeiten  offen:

geldpolitische  Maßnahmen  sowie  eine  (antizyklische)  Fiskalpolitik.91 Letztere  ist  aus

88 Die folgenden Annahmen widersprechen denen von Neoklassik/Monetarismus diametral (siehe Punkt 2.2.3).
89 Neck  und  Schneider  sprechen  davon,  dass  VertreterInnen des  Keynesianismus  hier  das  „Argument  der

Liquiditätspräferenz“ (Neck/Schneider 2013: 83) anführen.
90 Neck  und  Schneider  sprechen  in  diesem  Zusammenhang  von  der  „Konsumfunktion“  als  zentralem

Bestandteil des keynesianischen Modells (vgl. Neck/Schneider 2013: 84). Des Weiteren gehen VertreterInnen
des Keynesianismus davon aus, dass  Sparen ebenfalls vom Konsum und  nicht vom Zins abhängig ist und
dementsprechend  immer  als  „Restgröße“  (ebd.)  betrachtet  werden  muss. (Anm.:  Eine  ausführlichere
Erörterung der hier skizzierten Annahmen bzw. der Gründe, weshalb Keynesianer von diesen Annahmen
überzeugt sind, würde den Rahmen dieser Arbeit sprengen. Für eine umfassende wirtschaftswissenschaftliche
Darstellung siehe z.B. Neck/Schneider 2013.)

91 Unter Geldpolitik werden hier „[…] Maßnahmen zur Regelung der Geldversorgung und des Kreditangebots
der Banken“ verstanden (Gabler 2010). „Träger der europäischen Geldpolitik ist das Europäische System der
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keynesianischer Sicht ein äußerst wirksames Mittel, während Geldpolitik bei Keynesianern als

wirtschaftspolitisches  Instrument  gilt,  das  angesichts  suboptimaler  Gleichgewichtszustände

kaum  oder  gar  nicht  funktioniert  (vgl.  Neck/Schneider  2013:  92).92 Die  Beurteilung  der

(Un)Wirksamkeit  der Eingriffsmöglichkeiten ergibt sich wiederum aus den oben skizzierten

Grundannahmen (Zinselastizität der Geldnachfrage, Zinsunelastizität des Konsums) und kann

anhand des sog. IS-LM-Modells veranschaulicht werden:93

Grafik  2:  Die  Unwirksamkeit  geldpolitischer  Maßnahmen  aus  keynesianischer  Perspektive
(eigene Darstellung in Anlehnung an Neck/Schneider 2013: 91)

Weil die Geldnachfrage „zinselastisch“ ist, der Konsum aber nicht (siehe oben), fällt die  IS-

Funktion (mit dem Zins r und bei steigendem Output Y) stark. Die fast horizontale LM-Funktion

steigt  –  je  niedriger  der  Zins  r  und  je  höher  der  Output  Y  –  moderat  an  (vgl.

Neck/Schneider2013: 90f.).

Wenn der Staat nun geldpolitische Maßnahmen ergreift (und beispielsweise den Zins r senkt,

Zentralbanken (ESZB) und somit die Europäische Zentralbank (EZB).“ (ebd.). Die europäische Geldpolitik
umfasst die Bereiche Mindestreservepolitik, Zinspolitik und Offenmarktpolitik (vgl. ebd.). Fiskalpolitik meint
„[...]  finanzpolitische  Maßnahmen  des  Staates  zur  Beeinflussung  der  Konjunktur  durch  öffentliche
Einnahmen und Ausgaben […]. Sie ist häufig mit einer Verschuldungspolitik verbunden, um die notwendigen
Einnahmen, z.B. für Ausgaben- und Konjunkturprogramme bereitstellen zu können.“ (Gabler 2010: e. Hv.).

92 Allerdings gibt  es  innerhalb der  keynesianischen Theorie auch Stimmen,  die für  geldpolitische Eingriffe
plädieren (vgl. Neck/Schneider 2013: 82).

93 Das  IS-LM-Modell  ist  ein  makroökonomisches  Gleichgewichtsmodell  zur  Betrachtung hoch aggregierter
Güter (vgl.  Neck/Schneider 2013: 80). Es umfasst vier Märkte: den Gütermarkt,  den Geldmarkt und den
Wertpapiermarkt (beides Finanzmärkte), sowie den Arbeitsmarkt (vgl. ebd.: 84). Die IS-Kurve (IS steht für
Investment/Saving) stellt die Beziehungen auf dem Gütermarkt dar. Sie gibt alle Kombinationen von Zinssatz
r  und  Output  Y wieder,  bei  denen  der  Gütermarkt  im Gleichgewicht  ist.  Die  LM-Kurve (LM steht  für
Liquiditiy  preference/Money  supply)  stellt  die  Beziehungen  auf  dem  Geldmarkt  dar.  Sie  gibt  alle
Kombinationen von Zinssatz r und Output Y wieder, bei denen der Geldmarkt „geräumt“ ist (vgl. ebd.: 83).
(Anm.: Auch  hier  gilt,  dass  eine  umfassende  wirtschaftswissenschaftliche  Erörterung  des  Modells  im
Rahmen dieser Arbeit nicht möglich ist, siehe hierzu FN 90.)
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indem  er  die  Geldmenge  erhöht),  beeinflusst  dies  zwar  die  Gleichgewichtsfunktion  des

Geldmarkts (LM0 verschiebt sich nach unten und wird zu LM1) – aber der  Output (das BIP)

erhöht  sich  –  wenn  überhaupt  –  nur  minimal  (siehe  Grafik  2).  Aus  diesem  Grund  wird

Geldpolitik von Anhängern der keynesianischen Theorie als relativ unwirksam erachtet. Wenn

der Staat stattdessen aber fiskalpolitische Maßnahmen ergreift (indem er beispielsweise seine

Ausgaben erhöht oder Steuern senkt), steigt dadurch zwar der Zins, sprich: Geld wird „teurer“.

Zugleich verschiebt sich aber die Gleichgewichtskurve des Gütermarkts (aus IS0  wird IS1) – und

der Output (das BIP) erhöht sich, wie Grafik 3 veranschaulicht:

Grafik 3: Die Wirksamkeit fiskalpolitischer Maßnahmen aus keynesianischer Perspektive (eigene
Darstellung in Anlehnung an Neck/Schneider 2013: 92)

Aus  diesem  Grund  erachten  Keynesianer  fiskalpolitische  Eingriffe  als  ein  wirksames

wirtschaftspolitisches Instrument: „Eine Erhöhung […] der Staatsausgaben oder eine Senkung

[…] der Steuern erhöht […] das Gleichgewichts-BIP stark.“ (Neck/Schneider 2013: 90).

Konkrete  fiskalpolitische  Maßnahmen  in  Krisenzeiten  sind  zum  einen  die  Erhöhung  von

Staatsausgaben für Güter und Dienstleistungen (als direkte Maßnahme) – zum Beispiel indem

in  Infrastrukturmaßnahmen  investiert  wird.  Zum  anderen  (als  indirekte  Maßnahmen)

Steuersenkungen  sowie  die  Aufstockung  von  Transferleistungen  wie  zum  Beispiel  der

Unterstützung für Arbeitslose (vgl. Neck/Schneider 2013: 81f.).

Um solche Leistungen „stemmen“ zu können,  muss der Staat i.d.R. am Kapitalmarkt Schulden

aufnehmen.  Das  heißt,  aus  keynesianischer  Perspektive  umfasst  das  wirtschaftspolitische

Repertoire  des  Staates  in  Krisenzeiten  (auch)  eine  proaktive  Verschuldungspolitik. Eine

Erhöhung der Staatsschulden wird mithin als legitimes Mittel angesehen, um die Wirtschaft

„anzukurbeln“.  Denn  durch  fiskalpolitische  Maßnahmen  soll  nicht  nur  die  gesamt-
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wirtschaftliche  Nachfrage  „ersetz[t]  und  ergänz[t]“  (Neck/Schneider  2013:  81)  werden.

Wirtschaftspolitik  nach  keynesianischem  Muster  soll  immer  auch  Haushalte  und  Unter-

nehmen zu höheren Ausgaben und Investitionen anregen (vgl. ebd.).

Sobald  die  Wirtschaftskrise (das  suboptimale  Gleichgewicht)  durch  die  Anwendung

keynesianischer  „Rezepte“  (Neck/Schneider  2013:  84)  überwunden  ist,  sollen  die

Staatsausgaben im Sinne einer „antizyklische[n] Konjunkturpolitik“ (Neck/Schneider 2013: 29)

verringert  und  die  gestiegenen  Staatsschulden  zurückgeführt  werden.  Das  heißt,  die

keynesianische  „Theorie  der  Stabilisierungspolitik“  (Neck/Schneider  2013:  29)  beinhaltet

neben der Praxis der Staatsverschuldung auch eine Politik der Staatsentschuldung.

2.2.3 Der „Monetarismus“ als neoklassische Antwort auf Keynes
Wie  in  Punkt  2.2.1  geschildert,  sind  VertreterInnen  des  neoklassischen  Modells  davon

überzeugt, dass sich die wirtschaftspolitische Aktivität des Staates im Wesentlichen auf die

Schaffung und den Erhalt einer marktwirtschaftlichen Wettbewerbsordnung beschränken soll.

Sofern  nicht  versucht  wird,  die  konjunkturelle  Entwicklung  durch  zusätzliche  Eingriffe

staatlicherseits zu beeinflussen, lösen sich wirtschaftliche Probleme durch die „Marktkräfte“

(Sinn 2014: 1) früher oder später von selbst.

Bei der Begründung dieser Position argumentieren AnhängerInnen des Monetarismus – der

makroökonomischen  Variante  der  Neoklassik  –  auf  gesamtwirtschaftlicher  Ebene:94

„Monetaristen“ gehen davon aus, dass Preise im gesamtwirtschaftlichen System grundsätzlich

flexibel  sind.  Durch  Preisanpassung  lösen  sich  temporäre  „Ungleichgewichte“  auf,  sprich:

Märkte  bzw.  Volkswirtschaften  kommen  auf  Dauer  eo  ipso  ins  Gleichgewicht  (vgl.

Neck/Schneider 2013: 82, 99).95 

Diese Überzeugung lässt sich auf zwei wesentliche Grundannahmen zurückführen, die denen

des  Keynesianismus  (siehe  Punkt  2.2.2)  diametral  widersprechen: Zum  einen  sind

Monetaristen davon überzeugt, dass sich eine Änderung des Zinssatzes nicht oder nur minimal

auf die Geldnachfrage auswirkt (vgl. Neck/Schneider 2013: 93). Das heißt, es wird von der

Zinsunabhängigkeit (Zinsunelastizität) der Geldnachfrage

94 Der  wichtigster  Vertreter  des  Monetarismus  ist  der  US-amerikanische  Wirtschaftswissenschaftler  Milton
Friedmann,  dessen Arbeit  ab  den 1970er-Jahren – infolge der  ersten Ölkrise 1973 setzte  eine  weltweite
Rezession ein – zunehmend Anerkennung erfuhr (vgl. Neck/Schneider 2013: 90, 102).

95 Da (Markt)Gleichgewichte im neoklassischen bzw. monetaristischen Modell als per se optimale Zustände
gelten,  werden  suboptimale  ökonomische  Zustände  aus  neoklassischer/monetaristischer  Perspektive
konsequenterweise als „Ungleichgewichte“ beschrieben.
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ausgegangen.  Der  private  Konsum  und  die  „Nachfrage  nach  Investitionen  durch  die

Unternehmungen“  (Neck/Schneider  2013:  94)  werden  indes  als  „sehr  stark  von  Zinssatz

abhängig“  (ebd.)  erachtet:  Mit  steigendem  Zinssatz  verringert  sich  der  Konsum  bzw.  die

Investitionsnachfrage  von  Haushalten  und  Unternehmen  –  und  damit  die  gesamt-

wirtschaftliche Leistung. Mithin kann von der Annahme der

Zinsabhängigkeit (Zinselastizität) des Konsums bzw. der Investitionsnachfrage

gesprochen werden.

Zwar ist der Monetarismus durch einen grundsätzlichen Skeptizismus gegenüber wirtschafts-

politischen  Eingriffen  des  Staates  geprägt.   Im  Unterschied  zur  „klassischen“  Neoklassik

besteht jedoch eine etwas größere Offenheit gegenüber geldpolitischen Interventionen (vgl.

Neck/Schneider 2013: 93f.).  Wie in der keynesianischen Theorie erfolgt die Argumentation

ausgehend von den oben skizzierten Grundannahmen innerhalb  des  IS-LM-Modells (siehe

Fußnote 93):  Weil der private Konsum bzw. die Investitionsnachfrage „zinselastisch“ ist, die

Geldnachfrage aber nicht, verläuft die IS-Funktion nahezu waagrecht und fällt (mit dem Zins r

und bei steigendem Output Y) nur moderat. Die LM-Funktion hingegen steigt – zusammen mit

Zins und Output – steil an (vgl. Neck/Schhneider 2013: 93f.). Wenn nun der Zinssatz infolge

geldpolitischer Maßnahmen sinkt, hat dies eine Steigerung des Outputs (des BIP) zur Folge,

wie Grafik 4 veranschaulicht:

Grafik 4: Zur Wirksamkeit geldpolitischer Maßnahmen aus monetaristischer Perspektive (eigene
Darstellung in Anlehnung an Neck/Schneider 2013: 93)

Wenn der Staat aber stattdessen fiskalpolitische Instrumente einsetzt,  erhöht sich lediglich

der Zins – und die Steigerung des gesamtwirtschaftlichen Outputs ist – wenn überhaupt –

minimal, wie Grafik 5 illustriert:
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Grafik  5:  Zur  Unwirksamkeit  fiskalpolitischer  Maßnahmen  aus  monetaristischer  Perspektive
(eigene Darstellung in Anlehnung an Neck/Schneider 2013: 94)

Das heißt,  Geldpolitik  wird aus monetaristischer Perspektive als  relativ wirksam erachtet –

Fiskalpolitik  hingegen  nicht  nur  als  unwirksam,  sondern  sogar  als  (potentiell)  schädlich:

Ausgabenpolitik  nach  keynesianischem  Muster  hemmt Monetaristen  zufolge  die

konjunkturelle  Entwicklung,  da private Ausgaben durch staatliche Investitionen „verdrängt“

werden  und  mithin  die  gesamtwirtschaftliche  Nachfrage  sinkt.  Der  Grund  für  den  sog.

„Crowding-out-Effekt“  (Neck/Schneider  2013:  95):  Um seine  Mehrausgaben zu  finanzieren

muss der Staat i.d.R. Schulden aufnehmen und macht den privaten Wirtschaftssubjekten auf

den  Kapitalmärkten  als  Kreditnehmer  Konkurrenz.  Infolgedessen  steigen  die  Zinsen  (siehe

Grafik  5)  und  Geld  wird  für  viele  Haushalte  und  Unternehmen  schlicht  zu  teuer  (vgl.

Neck/Schneider 2013: 95).  Eine proaktive staatliche Verschuldungspolitik in Krisenzeiten ist

aus neoklassischer bzw. monetaristischer Perspektive folglich immer die schlechteste Option,

da wirtschaftliche Probleme durch Staatsschulden nicht gelöst, sondern verschärft werden.
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3. Theorie und Analyserahmen

Dieses  Kapitel  beinhaltet  einige  Anmerkungen  zum  Analyserahmen  der  Forschungsarbeit

(Punkt  3.2).  Grundlage  des  sog.  Akteur-Struktur-Prozess-Modells  ist  die  Philosophie  des

Pragmatismus, in die im folgenden Unterkapitel eingeführt wird.

3.1 Die pragmatistische Theorie menschlichen Denkens und Handelns
Die pragmatistische Sozialphilosophie wurde von John Dewey, Charles Sanders Peirce, William

James und George Herbert Mead begründet  (vgl.  Franke/Roos 2010: 285; Hellmann 2010:

149). Der  Pragmatismus  in  der  Tradition  dieser  Autoren  ist  „eine  Theorie  menschlichen

Denkens und Handelns […], die den genauso grundlegenden wie irreführenden Dualismus von

Erkenntnis- und Handlungstheorie aufhebt“ (Hellmann 2010: 149).

Ausgangspunkt  der  Theorie  ist  der  von  Peirce  begründete  Primat  der  Praxis,  womit  „die

Verankerung allen menschlichen Handelns in konkreten Situationen“ (Hellmann 2010: 150)

gemeint ist.96 Kernbegriffe sind zum einen der Zweifel, zum anderen die Überzeugung – sowie

der im  Zentrum  des  Wechselspiels  von  Überzeugung  und  Zweifel  (bzw.  Zweifel  und

Überzeugung) stehende „Forschungsprozess“ (Hellman 2010: 150, FN 6).

Peirce  definiert  Zweifel als  „einziges  unmittelbares  Motiv,  sich  auf  die  Anstrengung

einzulassen, sich eine neue Überzeugung zu bilden.“ (Peirce 1997 (1877): 13, zit. n. Hellmann

2010: 150).97 Die Anstrengung selbst, das heißt, „die Mechanismen der Herausbildung einer

Überzeugung“  (Hellman  2010:  150,  FN  6),  bezeichnet  Peirce  als  „inquiry“,  was  mit

Forschungsprozess übersetzt werden kann (vgl. ebd.). Überzeugungen sind „etwas, dessen wir

uns bewusst sind“ (Hellmann 2010: 151) und das „die Irritation des Zweifels“ (Peirce 1997

(1878): 32 – 33, zit. n. Hellmann 2010: 151) beseitigt. Die Herausbildung einer Überzeugung

führt zur Schaffung einer „Handlungsregel, oder abgekürzt, eine[r] Gewohnheit“ (ebd., e. Hv.).

Zentral für die im Rahmen dieser Arbeit angestrengte Forschung ist die „Annahme […], dass

jeder politische Prozess […] durch Handlungsregeln im Sinne finaler Gründe bestimmt wird.“

(Roos  2010:  80).  Das  heißt, (Außen)Politik  wird  als  Prozess  verstanden,  der  durch  die

Handlungsregeln von Akteuren bzw. Strukturen kollektiven Handelns98 bestimmt wird, die sich

96 Peirce kehrt Descartes' Maxime „Ich denke, also bin ich“ um: Ich bin bzw. ich muss handeln, also denke ich
– „Wir denken, weil wir handeln müssen“ (Hellmann 2010: 150).

97 Zweifel bedeutet, in der Praxis eine reale Problemsituation zu erkennen, aus der die Überlegung resultiert,
dass alte Handlungsmuster, die sich aus (alten) Überzeugungen speisen, unsere Bedürfnisse und Wünsche
nicht mehr befriedigen (vgl. Hellmann 2010: 150; Peirce 1997 (1877): 13 – 14, zit n. Hellmann 2010: 150).

98 Der Begriff wird im Abschnitt zum pragmatistischen Analyserahmen der Forschung (Pkt. 3.2) erläutert.
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wiederum aus ihren Überzeugungen ergeben.

Zweifel  sind  der  Ausgangspunkt  für  die  Herausbildung  neuer  Überzeugungen  und

Handlungsregeln.  Die  Handlungen,  die  durch  (neue)  Überzeugungen  geschaffen  bzw.

ausgelöst werden, führen „früher oder später zu neuen Zweifeln“ (Hellmann 2010: 151). Diese

führen wiederum dazu, dass neue Überzeugungen die obsolet gewordenen ersetzen. Zweifel

und  Überzeugungen  sind  demnach  iterativ-spiralförmig  um  den  sogenannten

Forschungsprozess angesiedelt. Diese „doppelte und unauflösliche Kopplung von Zweifel und

Überzeugung“  (Hellmann  2010:  151)  lässt  sich  zusammen  mit  der  ebenfalls  reziproken

Koppelung von Denken und Handeln (dazu gleich mehr) im Kerngedanken des Pragmatismus

zusammenfassen:  „belief  is  a rule for action“ –  Überzeugungen sind Handlungsregeln (vgl.

ebd.).

Äquivalent  zu  Peirce'  Begriffen  des  Zweifels  und  der  Überzeugung  hat  Dewey  die

Handlungskontexte  Problem-  und  Routinesituation  entwickelt:  In  Routinesituationen

(„determinate  situations“)  können  Akteure bzw.  SKHs  „instinktiv  auf  ein  internalisiertes

Handlungsrepertoire,  eine  Handlungsgewohnheit  zurückgreifen  […],  das  auf  vielfältigen

Erfahrungen mit ähnlichen vergangenen Handlungen aufgebaut wurde.“ (Hellmann 2010: 151,

e. Hv.)99. Dieser Rückgriff ist in Problemsituationen („indeterminate situations“) nicht möglich,

da keine (alten) Handlungsweisen vorgegeben oder offensichtlich sind, sprich: die bisherige

Erfahrung nicht ausreicht, um der (neuen) Situation Herr zu werden (vgl.  ebd.).  In solchen

Zweifel  auslösenden  Problemsituationen  bilden politische  Akteure  (SKHs)  neue

Überzeugungen und Handlungsregeln.100 Das  heißt  (Außen)Politik  wird  in  dieser  Arbeit  als

Prozess  der  Problemlösung  durch  konkrete  Handlungsregeln  verstanden  (vgl.  Roos  2010:

76).101 In  dieser  Arbeit  wurden  die  für  den  deutsch-französischen  Schuldendiskurs  (siehe

Kapitel  1)  zentralen  Handlungsregeln  (Überzeugungen)  rekonstruiert.  Das  Ziel  war es

demnach, die Überzeugungsstrukturen, die „[a]ls Netz von Handlungsregeln die Positionen,

Beziehungen, Ziele und Mittel der politischen Akteure [definieren]“ (Franke/Roos 2010: 296),

sichtbar zu machen.

Aus  den  Überlegungen  zu  den  Begriffspaaren  Zweifel/Überzeugung  und  Problem/Routine

99 Dewey: Routinesitutationen stellen „a closed (…) 'universe of experience'“ dar (Dewey 1981 (1938a): 227,
zit. n. Hellmann 2010: 151).

100Auf diese Weise gelangen sie wieder in den Modus der Routine. Dieser hat so lange Bestand, wie die neu
gebildeten  Überzeugungen  und  Handlungsregeln  nicht  durch  wiederum  neue Problemsituationen
„herausgefordert“ werden (James 1995 (1907): 80, zit. n. Hellmann 2010: 151).

101Siehe hierzu FN 118 in Kap. 5. Dort wird das Verständnis von Außenpolitik, das dieser Arbeit zugrunde liegt,
präzisiert.
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lassen  sich  verschiedene  Konsequenzen  für  die  „pragmatistische  Erkenntnis-/

Handlungstheorie“ (Hellmann 2010: 152) ableiten: Folgt man der pragmatistischen Logik, kann

eine Unterscheidung zwischen Erkenntnis-  und Handlungstheorie,  sprich:  zwischen Denken

und Handeln „bestenfalls in einem Schwachen Sinne (als die zwei Seiten ein und derselben

Medaille  von  „inquiry“  als  Forschungsprozess)  aufrechterhalten  werden“  (Hellmann  2010:

152). Denn: Wie Zweifel und Überzeugung und die äquivalenten Handlungskontexte Problem-

und Routinesituation sind „Denken bzw. Erkenntnis einerseits und Handeln andererseits […]

notwendig wechselseitig aufeinander bezogen (ebd.).102

3.2 Das Akteur-Struktur-Prozess-Modell
Im sog. Akteur-Struktur-Prozess-Modell wird das „Verhältnis von Akteur, Struktur und Prozess

aus  pragmatistischer  Perspektive“  (Roos  2012:  10,  FN  4)  geklärt.  Über  (politische)

Akteursqualität  verfügen  ausschließlich  Menschen,  das  heißt  nur  Menschen  sind  als

(außen)politische Akteure zu verstehen (vgl. Roos 2010: 59f.). Diese Annahme beruht auf den

drei  exklusiv  menschlichen Eigenschaften  Körperlichkeit und  Reflexivität  (siehe hierzu Roos

2010:  57  –  60)  sowie  Abduktionsvermögen.  Letzteres  ermöglicht  es  ausschließlich(!)

menschlichen Individuen, neue Handlungsregeln zu entwerfen (vgl. Roos 2010: 60f., 77). Aus

diesem Grund werden (nur) Äußerungen von Individuen – verstanden als RepräsentantInnen

von Strukturen kollektiven Handelns – interpretiert.

„Kollektive Akteure“ (zum Beispiel Staaten, internationale Organisationen oder Unternehmen)

werden im pragmatistischen Modell nicht als Akteure konzipiert, sondern als Institutionen, die

durch  den  Zusammenschluss  von  Individuen  (Akteuren)  gebildet  wurden,  um  „für

wiederkehrende oder neu auftretende Probleme Problemlösungsroutinen“ (Roos 2010: 76)

bereitzustellen.  Dies  geschieht  in  Form  von  sogenannten  Strukturen  kollektiven  Handelns

(SKHs).103 Diese beinhalten feste Handlungsregeln, die auf Routinen basieren (vgl. Roos 2010:

102Dewey geht noch einen Schritt weiter: Die klassische Unterscheidung zwischen Denken bzw. Theorie und
Handeln bzw. Praxis bezeichnet er als irreführend (vgl. Dewey 1981 (1929): 358, zit. n. Hellmann 2010:
152).  Oder  mit  den Worten Richard Rortys:  „[O]n a  pragmatist  view all  so-called 'theory'  which is  not
wordplay is always already practice.“ (1996b: 40, zit. n. Hellmann 2010: 152).
Wie  oben  dargelegt  ergeben  sich  Handlungsmuster  (Handlungsregeln)  aus  Überzeugungen.  Solange
gezweifelt wird,  ist Handeln „schwer vorstellbar“ (Hellmann 2010: 151). Grundsätzlich gilt,  dass bereits
„eine ganze menge Überzeugungen“ vorhanden sein müssen, um Denken und Handeln zu können (Davidson
2001: 124 – 125, zit. n. Hellmann 2010: 151). Peirce beschreibt Überzeugungen als „thought at rest“, also
Denken im Ruhezustand, und Zweifel als „thought in action“ (Denken im Aktions- bzw. Handlungsmodus).
Allerdings versteht er das Denken im Ruhezustand als „a stadium of mental action“. (Peirce 1997 (1878): 32
– 33,  zit.  n.  Hellmann 2010:  151).  Insofern  können Überzeugungen wie Zweifel  sowohl  in  den Begriff
Denken als auch in den des Handelns überführt werden.

103Das ihrer Funktion gemäße Handeln einer Institution formt die SKH. Die Begriffe „Institution“ und „Struktur
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62)104 und dienen der Reproduktion erwünschter Handlungsfolgen sowie der Minimierung des

Risikos  nicht-intendierter  Nebenfolgen  von  Handlungen  (vgl.  ebd.).  Das  heißt,  SKHs

ermöglichen  „soziale  Problemlösungsprozesse“  (Roos  2010:  76)  durch  Akteure.  Außerdem

beinhalten SKHs verschiedene Strukturpositionen (SP) mit jeweils unterschiedlichen Struktur-

potentialen.105

Unter  „Prozess“  versteht  das  pragmatistische  Modell  das  von  Reproduktion  oder  Wandel

geprägte „Verhältnis von Akteur zu Struktur“ (vgl. Roos 2010: 67). Die Reproduktion bzw. der

Wandel umfasst dabei die Überzeugungen der Akteure, den inneren Aufbau der SKHs (das

heißt Problemdefinitionen, die die SKHs konstituieren), die Beziehungen der SKHs zueinander

sowie die Möglichkeitenräume106 der Inhaber der SP (vgl. Roos 2010: 67, 77).107

kollektiven Handelns“ werden synonym verwendet (vgl. Roos 2010: 62).
104Anders  gesagt:  Handlungsregeln  „konstituieren“  SKHs  (vgl.  Roos  2010:  76).  Die  Menge  aller

Handlungsregeln stellt den „ideellen Gehalt aller sozialen […] Prozesse“ (Roos 2010: 76), das heißt auch von
(Außen)Politik dar.

105Das Strukturpotential kann als die „Kompetenzen“ (Roos 2010: 76) einer SP verstanden werden und umfasst
alle (durch Routinen begrenzte) Handlungsregeln, die mit einer SP verknüpft sind. „Macht oder Bedeutung“
einer SP (ebd.), werden wiederum „durch die Wirkungen bestimmt, die der/die AmtsinhaberIn durch sein/ihr
Handeln ermöglichen kann.“ (Roos 2010: 63).
Abhängig von ihren individuellen Eigenschaften werden die AmtsinhaberInnen ihr (personenunabhängiges)
Strukturpotential jeweils unterschiedlich interpretieren und „verschiedenen Überzeugungen anhängen“ (Roos
2010: 64), die es zu rekonstruieren gilt (siehe hierzu Kapitel 4 und 5). Überzeugungen sind Handlungsregeln,
die das konkrete Handeln eines Akteurs (eines Repräsentanten einer SKH) anleiten und werden u.a. durch
Abduktion gewandelt (vgl. Roos 2010: 77).

106Möglichkeitenräume umfassen  die  „Menge  aller  mit  einer  Strukturposition  sinnlogisch  anschlussfähigen
Handlungsregeln“ (vgl. Roos 2010: 63). Diese Gedankenfigur ermöglicht es, neben der Rekonstruktion der
Überzeugungen auch zu analysieren, „welche alternativen Handlungsregeln  nicht  ausgewählt worden sind,
welche Möglichkeiten also nicht realisiert wurden.“ (Roos 2010: 63, Fußnote 93).

107In dieser Forschungsarbeit war die Prozessdimension, sprich: der intertemporäre Wandel von Überzeugungen
nicht  Teil der Analyse. Ziel des Projekts war es, herauszufinden, welche Überzeugungen/Handlungsregeln
den deutsch-französischen Schuldendiskurs aktuell prägen (siehe hierzu die Anmerkungen zum Zeitraum der
Analyse in Kapitel 5).
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4. Methodologie und Methode

Die in Kapitel 3 getroffenen analytischen (Vor-)Annahmen korrespondieren mit bzw. bedingen

die  Methoden,  die  für  die  interpretative  Forschung  im  Rahmen  dieser  Arbeit  verwendet

wurden (vgl. Strauss 2004: 434). Die wichtigsten Elemente der Grounded Theory werden im

Folgenden erläutert (Punkt 4.2). Vorangestellt sind einige methodologische Vorüberlegungen.

4.1 Pragmatistisches Verständnis von Realität & rekonstruktionslogische 
Forschungshaltung

Im Gegensatz  zum Rationalismus,  der  Realität  als  objektiv  gegeben und „complete  for  all

eternity“  versteht,  vertreten  Pragmatisten  die  Ansicht,  dass  Realität  immer  „still  in  the

making“ ist  (vgl.  James 1981:  115,  zit.  n.  Strübing 2007:  128).  Das heißt,  Anhänger  eines

pragmatistischen Realitätsbegriffs betrachten Realität nicht als universell existent, sondern als

von  handelnden  Subjekten  abhängig.  Realität  wird  „von  Handelnden  in  ihrem  Handeln

kontinuierlich  hervorgebracht,  ohne  dass  eine  Fertigstellung  zu  irgendeinem  Zeitpunkt  in

Aussicht stünde“ (vgl. Strübing 2007: 128).108

Diese  Annahme  über  die  Beschaffenheit  der  Realität  liegt  der  im  Rahmen  dieser  Arbeit

angestrengten  Forschung  zugrunde.  Sie  bedingt,  dass  der  Gegenstand  der  Forschung  nur

unter  Rückgriff  auf  qualitative  (interpretative)  Methoden  erforscht  werden  kann,  da  die

Rekonstruktion der Überzeugungen und Ideen der Akteure bzw. SKHs nur auf diese Weise

möglich ist. Hierzu stehen den Forschern textförmige Spuren (z.B. Protokolle, Interviews, etc.)

als Analysegegenstände zur Verfügung (vgl. Oevermann 1991: 295, zit. n. Roos 2010: 81), die

aufgrund der „Intersubjektivität des geteilten Zeichen-, Sprach- und Bedeutungsuniversums“

(Roos 2010: 81) interpretiert werden können.  Darüber hinaus impliziert der pragmatistische

Realitätsbegriff  zum  einen,  „dass  Wissen Teile  oder  Aspekte  dieser  Realität  immer  [nur]

perspektivisch, also von einem bestimmten Punkt in Zeit und Raum aus repräsentieren kann“

(Strübing 2007: 129, e. Hv.)109 und zum anderen, dass Realität ausschließlich in der Aktivität

des Handelns existiert: „Handeln ist nicht das 'Fenster' durch das hindurch wir einen Blick auf

die  Realität  erhaschen  können,  es  ist  selbst  der  Ort,  oder  besser  noch,  der  Modus  von

108Diese  Sichtweise  korrespondiert  mit  der  Annahme,  dass  gesellschaftliche  Wirklichkeit  von  Diskursen
(re)produziert wird. Auf ihr basiert der in dieser Arbeit verwendete Diskursbegriff (siehe Kap. 1).

109Von dieser Implikation bin ich als Forscher und Verfasser dieser Arbeit logischerweise nicht ausgenommen.
Deshalb ist es grundsätzlich – v.a. aber mit Blick auf Methodologie und Methode – wichtig, die eigenen
Überlegungen und (Vor-)Annahmen transparent und damit nachvollziehbar zu machen (vgl. Roos 2010: 48).
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Realität“ (ebd., e. Hv.).

Außerdem  wird  in  dieser  Forschungsarbeit  eine  rekonstruktionslogische  Grundhaltung

eingenommen.  Im  Gegensatz  zu  sogenannten  subsumtionslogischen  Ansätzen  ist  hier  die

Bereitschaft der Forscher zur Ergebnisoffenheit  das zentrale Charakteristikum. Das heißt, der

Ablauf der Forschung gestaltet sich „in dem Sinne offen […], dass die Forscher im Rahmen der

Analyse ihres Materials stets dazu bereit sind, sich von den Ergebnissen ihrer Interpretation

überraschen  zu  lassen  –  und  so  zu  neuen,  gegebenenfalls  irritierenden  Ergebnissen  zu

kommen“  (Franke/Roos  2010:  285,  e.  Hv.).  Es  geht  folglich  nicht  darum,  bestehende

Hypothesen zu testen,  sondern durch abduktives Schließen Neues zu kreieren und eigene

Erklärungen für soziale Phänomene zu finden (vgl. Roos 2010: 86).

Um dieser Grundhaltung in der Forschungspraxis gerecht zu werden, bieten sich vor allem die

Methoden der Grounded Theory nach Anselm Strauss an (vgl. Franke/Roos 2010: 285; Roos

2010:  86,  FN  129).  An  ihnen  orientierte  sich  die  methodische  Vorgehensweise  im

interpretativen  Teil  dieser  Arbeit.  Die  Kernelemente  der  Grounded  Theory  werden  im

folgenden Unterkapitel erläutert.

4.2 Grounded Theory
Die  Grounded  Theory  nach  Anselm  Strauss  ist  ein  „Forschungsstil  zur  Erarbeitung  von  in

empirischen  Daten  begründeten  Theorien“  (Strübing  2004:  13f.).  Die  von  Strauss

ausgearbeiteten Vorgehensweisen sind „auf keinen Fall als starre Regeln“ (Strauss 2004: 436),

sondern als „Leitlinien“ (ebd.) zu verstehen – die Methode wird dem Forschungsgegenstand

entsprechend angepasst (vgl.  Strauss 2004: 437). Dennoch beinhaltet das Verfahren einige

„must-dos“  –  darunter  die  Techniken des  Kodierens  und des  Verfassens  von Memos (vgl.

Strauss  2004:  436f.).  Sie  wurden  in  dieser  Forschungsarbeit  angewendet  und  werden  im

Folgenden kurz erörtert:

Der interpretative Zugang zum Datenmaterial  wird durch sogenanntes  Kodieren ermöglicht

(vgl.  Strübing  2004:  19).  Im Sinne der  Grounded Theory  nach  Strauss  wird  hierunter  der

„Prozess der  Entwicklung von  Konzepten in Auseinandersetzung mit empirischem Material“

(Strübing 2004: 19, e. Hv.) verstanden – das heißt, „eine theoretische Rahmung […] (in Form

von  Konzepten,  Eigenschaften,  Zusammenhangsmodellen)“  (Strübing  2004:  19)  liegt  noch

nicht(!)  vor,  sondern  wird  erst  im  Verlauf  der  Forschung erarbeitet.110 Dabei  erfüllt  das

110Gemäß der zuvor erläuterten rekonstruktionslogischen Grundhaltung geht es also  nicht – wie z.B. der von
Philipp  Mayring  entwickelten  Qualitativen  Inhaltsanalyse  vorgeworfen  wird  (vgl.  Strübing  2004:  19)  –
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Kodieren  vor  allem  eine  die  Theorieentwicklung  systematisierende  und  kontrollierende

Funktion (vgl. Strübung 2004: 19).111

Strauss hat hierfür ein dreistufiges Kodierschema entwickelt, an dem sich der Kodierprozess

im Rahmen dieser Arbeit orientierte:112 Offenes Kodieren meint das „'Aufbrechen' der Daten

durch  ein  analytisches  Herauspräparieren  einzelner  Phänomene  und  ihrer  [spezifischen]

Eigenschaften“ (Strübing 2004: 19f.). Das heißt es wird nach dem intersubjektiven Sinn einer

jeweiligen Sequenz des Datenmaterials gefragt (vgl. Roos 2010: 103), mit dem Ziel, den zu

analysierenden Sequenzen (vorläufige) Konzepte bzw. Kategorien zuzuordnen.113

Konzepte  und  Kategorien  können  im  Verlauf  der  Forschung  jederzeit  überarbeitet  (auch

aufgelöst) und in Dimensionen und Subdimensionen ausdifferenziert werden (vgl. Roos 2010:

104).  Im  Verlauf  des  offenen  Kodierens  entsteht  so  eine  „Vielzahl  untereinander  [noch]

unverbundener  Konzepte  und  Kategorien“  (Strübing  2004:  21).  Die  Verbindungen

(Zusammenhänge)  zwischen  den  verschiedenen  Konzepten  und  Kategorien  (vgl.  Strübing

2004:  20)  werden  in  der  Phase  des  axialen  Kodierens erarbeitet,  wodurch  ein

„phänomenbezogene[s] Zusammenhangsmodell“ (Strübing 2004: 20) entstehen soll.114

Sofern sich im Verlauf des offenen und axialen Kodierens ein oder zwei Konzepte als zentral

für die im entstehen begriffene Theorie herausstellen, werden beim  selektiven Kodieren die

bisher  erarbeiteten  (nachrangigen)  theoretischen  Konzepte  mit  Blick  auf  diese

darum, (lediglich) bereits existierende Hypothesen zu überprüfen (vgl. ebd. sowie Roos 2010: 103, FN 148).
111Eine besondere Bedeutung für die Entwicklung der in den Daten begründeten Theorie – v.a. für das ständige

Vergleichen (siehe FN 113) und das theoretische Sampling (dazu gleich mehr) – erfährt hier der Rückgriff auf
sogenanntes  Kontextwissen:  Denn  das  Vorwissen  des  Forschers  birgt  ein  „unschätzbares  Potential  von
Interpretationsimpulsen und Vergleichsfolien“ (Roos 2010: 85; siehe auch Strauss 2004: 440). Ulrich Roos
geht  noch  einen  Schritt  weiter  und  nimmt an,  „dass  die  Erfahrung des  Forschers  […]  eine  notwendige
Bedingung dafür ist, überhaupt zu aufschlussreichen und erklärenden Befunden gelangen zu können.“ (2010:
85, e. Hv.). (In diesem Punkt unterscheidet sich Strauss' Konzept von dem Barney Glasers, dem zweiten
„Vater“ des Ansatzes (vgl. Holton 2010: 269).)

112Anm.: Die im Folgenden erläuterten Kodierphasen sind nicht  klar voneinander abgegrenzt und finden –
davon abgesehen, dass mit dem offenen Kodieren begonnen wird – in keiner fest vorgegeben Reihenfolge
statt (vgl. Strübing 2004: 19).

113Der Analysemodus ist dabei der des sog.  ständigen Vergleichens  (vgl. Strübing 2004: 18): Die aktuell zu
analysierende Sequenz wird „mit  allen bereits  zuvor rekonstruierten Sequenzen verglichen“ (Roos 2010:
103). Während  und  vor  allem zu  Beginn des  Kodierprozesses  können  sogenannte  „generative  Fragen“
(Strauss 2004: 447) an das Datenmaterial gerichtet werden (siehe hierzu Kapitel 5).
Strauss unterscheidet (zusammen mit J. Corbin) wie folgt zw. Konzepten und Kategorien: „Concepts that are
found  to  pertain  to  the  same  phenomenon  are  grouped  to  form  categories.  Not  all  concepts  become
categories. The latter are higher level, more abstract concepts than those they present.“ (Corbin/Strauss 1990:
420; zit. n. Strübing 2004: 21, FN 11, e.Hv.).

114Auch hier ist das Verfahren des kontinuierlichen Vergleichens von zentraler Bedeutung (vgl. Strübing 2004:
20): Es wird überprüft, wie sich die aktuell zu analysierende Sequenz „in  bereits vorliegende  Kategorien,
Dimensionen  und Subdimension  einfügen  lassen“  (Roos  2010:  105)  und inwiefern  sich  Interpretationen
dieser Sequenz (Memos, dazu gleich mehr) auf bereits existierende Memos beziehen. (Konkret wird v.a. nach
Gemeinsamkeiten und Unterschieden aktueller und bereits zuvor interpretierter Daten gefragt.) Wichtig dabei
ist, dass der Forscher trotzdem für Neues „offen“ bleibt (vgl. Roos 2010: 105f.).
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Kernkategorie(n) nochmals kodiert und so in das entstehende Theoriegebäude integriert (vgl.

Strübing 2004: 20).

Die  zentrale  Vorgehensweise  bei  der  Entscheidung, welche Sequenzen  kodiert  werden

(Auswahl des zu analysierenden Datenmaterials) ist bei der Grounded Theory das sogenannte

theoretische Sampling. Hiermit ist ein Verfahren gemeint, bei dem nicht im Vorfeld festgelegt

wird, welche Sequenzen analysiert und welche Fragen gestellt werden, sondern „bei dem sich

der Forscher auf einer analytischen Basis entscheidet, welche Daten als nächstes zu erheben

sind und wo er diese finden kann“ (Strauss 1994: 70, zit. n. Roos 2010: 83). Das heißt, „eine

Feinsteuerung  der  weiteren  Datenauswahl“  (Roos  2010:  83)  erfolgt  erst  während des

Forschungsprozesses und ist „insofern notwendiger Teil des Verfahrens“ (ebd.).115

Das  zweite  „must-do“  im  Rahmen  der  Grounded  Theory  nach  Strauss  ist  das  Anfertigen

sogenannter Memos. „Das einzelne Memo dient als Ort der Konkretisierung, Präzisierung aber

auch  der  Protokollierung  des  forschungsleitenden  dreigliedrigen  Forschungsprozesses  von

Abduktion,  Induktion  und  Deduktion.“  (Roos  2010:  105).  Das  Schreiben  von Memos  fand

während  des  gesamten  Forschungsprozesses  statt  und  diente  der  fortlaufenden

Ergebnissicherung bzw. der „Entlastung von 'Nebengedanken'“ (Strübing 2004: 34). Memos

ermöglichen  „die  Schaffung  von  Bedingungen,  die  der  Kreativität  bei  der  Theoriegenese

förderlich sind“ (Strübing 2004: 33). Sowohl das Verfahren des theoretischen Samplings als

auch das Verfassen von Memos waren zentrale Bestandteile der interpretativen Forschung im

Rahmen dieser Arbeit.

115Der Grund dafür ist folgender: Die theoretische Rahmung, an der sich die Auswahl der zu analysierenden
Sequenzen orientiert, entsteht (wie zuvor erläutert) erst im Verlauf der Forschungsarbeit (vgl. auch Strübing
2004: 30).  „Theoretisches Sampling ist  in jeder  Prozessetappe eng mit  dem  Kriterium der theoretischen
Sättigung verbunden“ (Strübung 2004: 31), womit der „Punkt im Verlauf der Analyse [gemeint ist] […], an
dem die weitere Auswertung keine neuen Eigenschaften der Kategorie mehr erbringt und auch zu keiner
Verfeinerung des Wissens um diese Kategorie mehr beiträgt.“ (Strübing 2004: 32f.).
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5. Ablauf der interpretativen Forschung

Zum Forschungsdesign

Im ersten Kapitel dieser Arbeit wurde als Ziel des Forschungsprojekts die Rekonstruktion von

Überzeugungen und Handlungsregeln, die den regierungsamtlichen Staatsschuldendiskurs in

Deutschland und in Frankreich prägen, ausgegeben. Auf  diese Weise sollte nach Möglichkeit

eine  in  den  Daten  begründete  Theorie  bzw.  Elemente  einer  solchen  Theorie  formuliert

werden. Konkret wurden Beschreibungen von Schuldenpolitik(en) sowie Beschreibungen der

deutsch-französischen  Beziehungen,  die  sich  auf  diese  Politik(en)  beziehen,  interpretiert.

Diese können geäußert werden in Form von:

a)  Problem- bzw. Zustandsbeschreibungen, das heißt Äußerungen, die die Beantwortung von

Fragen beinhalten wie: Warum steckt Frankreich in wirtschaftlichen Schwierigkeiten? Warum

geht es der deutschen Wirtschaft so gut? Warum steckt die EU/die Euro-Zone in der Krise? etc.

b)  Vorschläge  bzw.  Strategien  zur  Problemlösung,  sprich:  Äußerungen,  die  auf  die  Beant-

wortung  von  Fragen  abzielen  wie:  Welche  (Schulden)Politik  soll  bzw.  muss  Frankreich

betreiben, um seine wirtschaftlichen Probleme zu lösen? Welche (Europa)Politik soll bzw. muss

Deutschland/Frankreich bzw. müssen Deutschland und Frankreich betreiben, damit die Euro-

Krise überwunden werden kann? etc.

Die an dieser Stelle aufgeworfenen Fragen dienten in der Phase des offenen Kodierens als

analytische Leitfragen. Dies bedeutete jedoch nicht, dass sich der (offene) Kodierprozess auf

die Beantwortung im Vorfeld der interpretativen Forschung formulierter Fragen beschränkte.

Vielmehr bestand – im Sinne der in dieser Arbeit eingenommenen rekonstruktionslogischen

Forschungshaltung –  während des Kodierens stets  die  Möglichkeit,  auf  Basis  der  bis  dato

erzielten  Ergebnisse  neue  bzw.  andere  Fragen  an  den  Forschungsgegenstand  zu  richten.

Insofern  bildeten  die  hier  formulierten  Fragen  den  Ausgangspunkt  der  interpretativen

Analyse.116 Welche Fragen an das Datenmaterial gerichtet wurden, resultierte nicht zuletzt aus

der bewusst intensiven Auseinandersetzung mit dem Stand der Forschung.117

116Die hier  vorgenommene Strukturierung des  Schuldendiskurses in  „Problembeschreibung“ und „Problem-
lösung“  entspricht  den  von Gunther  Hellmann  unterschiedenen  Dimensionen  des  Sprachgebrauchs  (vgl.
Hellmann 2006: 207). Sie bewährte sich bei der Rekonstruktion des Schuldendiskurses, hätte aber – bedingt
durch im Lauf der Arbeit gewonnene Erkenntnisse – jederzeit geändert werden können. Eine Modifikation
der Diskursebenen wäre also zu jedem Zeitpunkt möglich gewesen.

117Siehe hierzu die einleitenden Bemerkungen in Kapitel 2 sowie in Punkt 2.2.
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In Kapitel 1 hieß es außerdem, dass es das Ziel dieser Arbeit war, zur Beantwortung der Frage

nach der aktuellen Beschaffenheit der deutsch-französischen Beziehungen beizutragen. Damit

ist gemeint, dass die über das Staatenverhältnis getroffenen Aussagen (siehe Kapitel 6 und 7)

keine  Gültigkeit  für  die  Gesamtheit,  sprich:  für  jede  Dimension der  deutsch-französischen

Beziehungen beanspruchen, sondern – wie es in Fußnote 7 bildhaft beschrieben wird – als

„Steinchen“ eines Mosaiks namens „deutsch-französische Beziehungen“ verstanden werden

sollen. Allerdings bin ich der Ansicht, dass es sich dabei um ein zentrales „Mosaiksteinchen“ –

man könnte sagen: eines in der Bildmitte –  handelt. Der Grund: Staatsschuldenpolitik bzw.

allgemeiner: (EU-)Wirtschaftspolitik  ist  meines  Erachtens  eine  wichtige  –  aktuell

möglicherweise sogar die wichtigste – Arena (Roos 2012: 8), in der sich die außenpolitischen

Akteure „Bundesregierung“ und „französische Regierung“ gegenüber treten und um kollektiv

verbindliche Entscheidungen ringen.118 Ich halte es für möglich, dass die dort ausgetragenen

„Kämpfe“ letztlich  das  ganze  Staatenverhältnis  beeinflussen  können.119 Aus  diesem  Grund

erschien  mir  die  Analyse  der  Debatte  über  Staatsschuldenpolitik  in  Deutschland  und  in

Frankreich besonders aufschlussreich.

Gerade  diese  Arena  in  den  Blick  zu  nehmen  ist  meines  Erachtens  außerdem  besonders

spannend,  weil  sich  Staatsschuldenpolitik  (man  könnte  auch  sagen:  Haushaltspolitik)  im

Spannungsverhältnis zwischen supranationaler und (inter)nationaler Ebene bewegt: Einerseits

haben  die  EU-Staaten  bzw.  die  Mitglieder  der  Euro-Zone  im  Zuge  des  europäischen

Integrationsprozesses weitreichende Kompetenzen finanzpolitischer Natur an supranationale

Stellen  abgetreten  und  können  nicht  mehr  alleine  über  ihre  Schuldenpolitik  entscheiden

(siehe Punkt  2.1).  Andererseits  sind  die  Nationalstaaten nach wie  vor  zentrale  Akteure  in

118Die Arena „Staatsschuldenpolitik“ bzw. „(EU-)Wirtschaftspolitik“ wird in dieser Arbeit als ein Teilbereich
deutscher  bzw.  –  je  nach  Perspektive  –  französischer  Außenpolitik  konzipiert.  Außenpolitik  wird  mit
Hellmann verstanden als „jene Sphäre des Politischen […] in der in erster Linie Repräsentanten von Staaten
bestimmte Ziele gegenüber ihrem internationalen Umfeld verfolgen. […] Unter Außenpolitik werden jene
Handlungen staatlicher Akteure gefasst, die auf die Ermöglichung und Herstellung von kollektiv bindenden
Entscheidungen in den internationalen  Beziehungen abzielen.“  (Hellmann 2006:  15f.).  (Anm.:  An dieser
Stelle könnte – zu Recht – darüber debattiert werden, ob ausschließlich  RepräsentantInnen der deutschen
bzw.  französischen  Regierung,  also  „jene  Akteure  […],  die  aufgrund bestimmter  Legitimationsverfahren
autoritativ für die jeweiligen Staaten sprechen können“ (ebd.), als  außenpolitische Akteure anzusehen sind,
oder ob beispielsweise auch ein außenpolitisch aktiver Bundespräsident oder ein besonders einflussreicher
französischer Parlamentsabgeordneter den jeweiligen regierungsamtlichen Diskurs zum Thema konstituieren.
Da die Erweiterung der Analyse um solche Akteure den Rahmen dieser Arbeit gesprengt hätte, konzentrierte
sich  die  interpretative  Forschung  auf  die  Rekonstruktion  von  Überzeugungen/Handlungsregeln  von
VertreterInnen der deutschen und der französischen Regierung, dazu gleich mehr.)

119Anders gesagt: Ich nehme an, dass sich das deutsch-französische Verhältnis, wenn es beispielsweise in den
Arenen Sport- oder Umweltpolitik „kracht“, weit weniger eintrübt als dies der Fall ist, wenn zwischen den
Regierungen Konflikte im Bereich Staatsschuldenpolitik/(EU-)Wirtschaftspolitik bestehen.
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diesem  Bereich:  Die  ökonomische  Integration  der  EU/Euro-Zone  ist  noch(?)  lange  nicht

abgeschlossen.  Es  gibt  keine  europäische  Wirtschaftsregierung  und  nationale  Parlamente

debattieren  und  beschließen  Haushaltsentwürfe  (Schuldenpolitiken)  einzelner  Staaten.

„Staatsschuldenpolitik“ ist mithin eine Arena, die – formal – in wichtigen Teilen supranational

konstituiert  ist,  in  der aber  de  facto (inter)nationales  Regieren  weiterhin  von  großer

Bedeutung ist (vgl. auch Stützle 2013: 13).

Zum Ablauf der Forschung

Im  interpretativen  Teil  dieser  Arbeit  wurde  der  regierungsamtliche Schuldendiskurs in

Deutschland  und  in  Frankreich  rekonstruiert.  Dementsprechend  umfasst das  analysierte

Material  ausschließlich  Äußerungen von  RepräsentantInnen  der  deutschen  und  der

französischen  Regierung.120 Analysiert  wurden Äußerungen/Sprechakte der Bundeskanzlerin

Angela  Merkel  und  des  Bundesfinanzministers  Wolfgang  Schäuble  (als  VertreterInnen  der

Bundesregierung)  sowie  Äußerungen/Sprechakte  des  Président  de  la  République  François

Hollande, des Ministre des Finances et des Comptes Publiques Michel Sapin und des Ministre

de  l'Économie,  du  Redressement  productif  et  du  Numérique  Arnaud  Montebourg (als

Vertreter  der  französischen  Regierung).  Außerdem  wurden  Sequenzen  aus  Berichten

(„compte-rendus“) des französischen Conseil des Ministres (Ministerrat) analysiert.121

Wie  die  Genese  der  an  das  Datenmaterial  gerichteten  analytischen  Fragen  erfolgte  die

Auswahl  konkreter  Dokumente  bzw.  Sequenzen kontinuierlich  während  des  Forschungs-

prozesses. Neben dem bereits thematisierten Kontextwissen war dabei vor allem die Methode

des theoretischen Samplings (siehe Kapitel 4) von Bedeutung. Außerdem wurde die Annahme

120Das  heißt,  die  Analyse  konzentrierte  sich  exklusiv  auf  einen  bestimmten  Typus  staatlicher  Akteure.
Sprechakte von VertreterInnen nicht-staatlicher SKHs wie z.B. Medien, WissenschaftlerInnen und NGOs, die
–  sofern  sie  sich  über  die  Praxis  der  Staatsverschuldung  äußern  –  einen umfassenderen, öffentlichen
Staatsschuldendiskurs (vgl. Keller 2007: 64) (re)produzieren, wurden nicht analysiert.

121Der Conseil des Ministres tagt wöchentlich. Mitglieder sind die Minister und Staatssekretäre der Regierung
sowie  der  Staatspräsident  als  Vorsitzender  (vgl.  http://www.gouvernement.fr/gouvernement/conseil-des-
ministres; Zugriff: 08.07.2014). Mithin repräsentiert der Ministerrat die französische Regierung. Die in dieser
Arbeit analysierten Berichte entsprechen aus meiner Sicht (relativ kurz gehaltenen) Regierungserklärungen
und erschienen mir deshalb für den Zweck meiner Forschung besonders geeignet.
(Anm.:  Ich  habe  mich  bei  der  Analyse  bewusst  auf  relativ  wenige,  dafür  aber  sorgfältig  ausgewählte
Dokumente/Sequenzen konzentriert.  Durch die  Arbeit  im Rahmen meines  Lehrforschungsprojekts  –  dort
habe ich zum ersten Mal  mit  Methoden der  Grounded Theory nach Strauss  gearbeitet  –  bin ich zu der
Überzeugung gelangt, dass Textdaten nur mittels  intensiver  Kodierarbeit wirklich „aufgebrochen“ werden
können. Natürlich ist es möglich, dass „abduktive Blitze“ schon nach einmaligem Lesen (Kodieren) von
Sequenzen  einschlagen.  Aber  die  Wahrscheinlichkeit,  tatsächlich  zu  tiefgreifenden  Erkenntnissen  zu
gelangen,  erhöht  sich  meiner  Erfahrung nach  drastisch,  wenn Passagen  wieder  und wieder  gelesen  und
Kodes,  Subdimensionen  und  Memos  ständig  überarbeitet  und  „aktualisiert“  werden. Um  diese
Wahrscheinlichkeit so hoch wie möglich zu halten, habe ich mich entschlossen, auf „Klasse“ statt „Masse“ zu
setzen – und die Konsequenz in Kauf genommen, dass ich in der mir zur Verfügung stehenden Zeit eine
geringe(re) Anzahl von Dokumenten/Sequenzen analysieren konnte.)
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getroffen, dass sich die zentralen Argumente und Ideen des Schuldendiskurses pars pro toto in

allen(!)  Dokumenten  –  vor  allem  in  Anfangs-  und  Schlusssequenzen  –  wiederfinden  und

dementsprechend  rekonstruieren  lassen.  Das  bedeutet:  Um  die  „Qualität“  des

regierungsamtlichen Schuldendiskurses in Deutschland und in Frankreich abzubilden, müssen

nicht  zwingend  Äußerungen  sämtlicher  Akteure,  die  den  Diskurs  konstituieren,  analysiert

werden.122

Der Zeitraum der Analyse erstreckt sich von der Europawahl am 22./23./24./25. Mai 2014 bis

zur  Tagung des Europäischen Rats („EU-Gipfel“) am 26./27. Juni  2014. Der Analysezeitraum

beginnt mit der Europawahl, weil es starke Indizien dafür gibt, dass die Wahl vor allem (aber

nicht nur) für die französische Regierung eine Zäsur bedeutete und zur Folge hatte, dass –

sowohl auf deutscher als auch auf französischer Seite – Überzeugungsstrukturen deutlich(er)

zu Tage traten.123 Indem sich die interpretative Analyse auf Äußerungen konzentriert, die nach

dem Ereignis „Europawahl“ getroffen wurden, soll dem Anspruch Rechnung getragen werden,

die aktuelle Beschaffenheit des Diskurses abzubilden.124

Bereits während der Rekonstruktion der Überzeugungen/Handlungsregen beider Regierungen

wurde ein kontinuierlicher Vergleich angestellt und gefragt, ob es bestimmte Überzeugungen/

Handlungsregeln gibt, die die deutsche und die französische Regierung teilen und/oder ob

und welche Überzeugungen/Handlungsregeln  sich  grundlegend widersprechen.  Untersucht

wurde  auch,  ob  auf  deutscher  resp.  auf  französischer  Seite  Argumente  gemacht  oder

bestimmte  Gesichtspunkte  betont  werden,  die  auf  der  jeweils  anderen  Seite  nur  eine

untergeordnete oder überhaupt keine Rolle spielen.

Die  Abbildung  der  „Qualität“  des  Schuldendiskurses  wurde  durch  den  Versuch  ergänzt,

Aussagen über die aktuelle  Machtverteilung  im deutsch-französischen Verhältnis zu treffen.

Aus  diesem  Grund  endet  der  Analysezeitraum  mit  dem  EU-Gipfel  am  26./27.  Juni.  Dort

verhandelten die EU-Staats- und Regierungschefs eine „strategische Agenda“ der EU für die

nächsten  fünf  Jahre,  die  u.a.  Aussagen  über  die  künftige  Schuldenpolitik  der  EU-

122Ich  beziehe  mich  hier  auf  Ulrich  Roos,  der  davon  ausgeht,  „dass  sich  die  zentralen  Konzepte  und
grundlegenden  Handlungsregeln  einer  untersuchten  sozialen  Praxis  aus  jeder  Stelle  des  Datenmaterials
analysieren  lassen“  (Roos  2010:  83,  e.  Hv.).  Die  von  Roos  formulierte  pars  pro  toto-Annahme basiert
wiederum auf Überlegungen von Anselm Strauss und Ulrich Oevermann (vgl. ebd.: 82f.).

123In der Debatte über die „Aufweichung“ des SWP (siehe Punkt 2.1) manifestieren sich m. E. die aktuellen
Überzeugungen/ Handlungsregeln der deutschen und der französischen Regierung hinsichtlich der Praxis der
Staatsverschuldung.

124Das heißt, die Repräsentativität der analysierten Daten wird gewährleistet (vgl. Roos 2010: 81f.; siehe hierzu
auch Fußnote 107 in Punkt 3.2).
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Mitgliedsstaaten enthält.125 Deshalb liegt die Vermutung nahe, dass es bei den Verhandlungen

über die Inhalte der Agenda zur jüngsten Machtprobe zwischen Deutschland und Frankreich

in der Arena „Staatsschuldenpolitik“ kam.

c) Die (potentielle)  Machtprobe wurde nachvollzogen, indem der Datenkorpus um die sog.

„Schlussfolgerungen“ des Treffens (einschließlich „strategischer Agenda“), erweitert wurde. Im

Rahmen einer  kurzen Analyse wurde untersucht,  wessen  Überzeugungen/Handlungsregeln

(nicht) Eingang in den Text fanden und damit (nicht) Teil der EU-Agenda für die nächsten Jahre

wurden. Das heißt, die Abschlussdokument des EU-Gipfels wurde als Indikator für die aktuelle

Machtverteilung zwischen deutscher und französischer Regierung herangezogen.

Zum Zugang zum Analysegegenstand

In Kapitel 4 hieß es, dass „textförmige“ Daten analysiert werden (vgl. auch Keller 2007: 82f.).

Um die Authentizität  (vgl. Roos 2010: 82) der interpretierten Äußerungen zu gewährleisten,

wurden für die Analyse ausschließlich offizielle regierungsamtliche Dokumente herangezogen,

die  auf  den  Internetseiten  des  französischen  Staatspräsidenten  (www.elysee.fr)  und  des

französischen  Finanzministers  (www.economie.gouv.fr)  sowie  der  Bundeskanzlerin

(www.bundeskanzlerin.de),  des  Bundesfinanzministers  (www.bundesfinanzministerium.de)

und des Deutschen Bundestags (www.bundestag.de) frei verfügbar sind.

Nachvollziehbarkeit der Forschung

Grundsätzlich  war  es  wichtig,  die  Nachvollziehbarkeit  der  Forschung sicherzustellen.  Denn

letztlich ist es die scientific community, die über die „Plausibilität“ (Roos 2010: 88) und damit

über die  Validität der Forschungsergebnisse, sprich: der in den Daten begründeten Theorie

bzw. Theorieelemente entscheidet (vgl. ebd.). Aus diesem Grund wurden in dieser Arbeit in

aller  Ausführlichkeit  theoretische  Rahmung,  Methodologie  und  Methode  dargelegt.  Im

Anhang  der  Arbeit  befindet  sich  außerdem  der  im  Zuge  der  interpretativen  Analyse

angefertigte Kodierbaum inkl. eines Verzeichnisses der analysierten Quellen.

Im Folgenden werden nun die Ergebnisse der interpretativen Forschung dargestellt.

125Das Dokument beinhaltet jene Aussagen über die schuldenpolitische Ausrichtung der Union, auf die sich die
Staats- und Regierungschefs der EU auf dem Gipfel geeinigt haben bzw. einigen konnten.
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6. Ergebnisse der interpretativen Forschung: Die „Qualität“ des 

regierungsamtlichen Schuldendiskurses in Deutschland und in Frankreich

Dieses  Kapitel  beinhaltet  die  Ergebnisse  der  im  Rahmen  dieser  Arbeit  angestrengten

rekonstruktiven Forschung. Zunächst werden die unterschiedlichen Antworten der deutschen

und der französischen Regierung auf die Frage, worin das Problem, die Ursache der „Krise“,

besteht (Punkt 6.1) und wie (wirtschafts)politisch darauf  reagiert,  sprich:  wie das Problem

bearbeitet  (Punkt  6.2)  werden  soll,  beschrieben und verglichen.  Im Anschluss  daran wird

erörtert,  wie  die  Regierungen  sich  und  die  jeweils  andere  Regierung  wahrnehmen  und

beurteilen  (Punkt  6.3).  Schließlich  werden  die  unterschiedlichen  Strategien  beider

Regierungen auf  europäischer Ebene, die sich im Analysezeitraum im Wesentlichen in der

Debatte  über  die  (Neu)Auslegung  des  Stabilitäts-  und  Wachstumspakts  manifestierten,

dargestellt (Punkt 6.4).

6.1 Staatsschulden als das eigentliche Problem? (Problembeschreibungskonzepte 
der deutschen und der französischen Regierung im Vergleich)

Im Folgenden werden die  Überzeugen/Handlungsregeln,  hinsichtlich der  Beschreibung  der

(wirtschaftlichen)  Probleme,  mit  denen  sich  die  deutsche  und  die  französische  Regierung

aktuell konfrontiert sehen, erörtert.126

6.1.1 Die deutsche Perspektive: Die Praxis der Staatsverschuldung als 
eigentliches Problem

K  101A1  Aus  Sicht  der  Bundesregierung sind  Staatsschulden  bzw.  ist  die  Praxis  der

Staatsverschuldung  das  eigentliche  Problem  bzw.  die  Problemursache,  weil  durch  sie

Wirtschaftswachstum verhindert wird (vgl. Merkel 2014a: SN 3; Schäuble 2014a: SN 1).127

K 101A1a Der Bundesregierung zufolge ist die Praxis der Steuererhöhung keine Alternative zur

126Anm.: Sowohl auf deutscher als auch auf französischer Seite bildet das  Wachstums-Konzept  (K101A) den
Kontext  der  Problembeschreibung  (und  dementsprechend  auch  der  Problembearbeitung  (K  102A)):
Fehlendes  resp.  negatives  Wachstum  der  (Volks)Wirtschaft  wird  per  se  als  Problem,  als  suboptimaler
Zustand,  den  es  zu  korrigieren  gilt,  konzipiert  (vgl.  Schäuble  2014a:  SN  1;  Merkel  2014a:  SN  6;
Sapin/Montebourg 2014a: SN 1; Conseil des Ministres 2014a: SN 3). Sämtliche im Folgenden beschriebenen
Konzepte der Problembeschreibung (K 101A1 und K 101A2 inkl. Subdimensionen) zielen letztlich auf das
Problem – den Kardinalfehler – „zu geringes Wirtschaftswachstum“, das es zu bearbeiten gilt (siehe FN 138).
Ob  fehlendes  Wachstum  tatsächlich  das Problem  ist,  das  es  zu  bearbeiten  gilt,  wurde  weder  von  der
deutschen noch von der französischen Regierung hinterfragt ([K 101B]).

127Die  Logik  der  Bundesregierung:  Wenn  der  Staatshaushalt  nicht  konsolidiert  (sprich:  keine  Sparpolitik
betrieben)  wird,  verlieren  Haushalte  und  Unternehmen  „Vertrauen“.  Privater  Konsum  und  private
Investitionen bleiben aus – und das Wirtschaftswachstum geht zurück (siehe Pkt. 6.2.1).
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Praxis der Staatsverschuldung, um staatliche Ausgaben zu decken (weder für Haushalte noch

für Unternehmen). Vielmehr werden  Steuererhöhungen grundsätzlich als Teil  des Problems

beschrieben:

„[...] Abbau der Verschuldung und keine Diskussion über Steuererhöhungen, das sind die wichtigen
Parameter.“ (Schäuble 2014a: SN 1; vgl. auch Schäuble 2014a: SN 6)128

K 101A1b  Eine weitere,  von der Bundesregierung artikulierte Problemdimension betrifft  in

erster Linie die „Partner“ (Schäuble 2014a: SN 10) in Europa und bezieht sich auf den Modus

der (nicht-)Problembearbeitung:  Diejenigen Staaten in Europa, die keine (oder  zu geringe)

„Anstrengungen“  (ebd.)  unternommen  haben  bzw.  unternehmen,  sprich:  die  keine

wirtschaftlichen Reformen (oder Reformen in zu geringem Umfang) in Angriff nehmen bzw.

genommen  haben,  kämpfen  mit  wirtschaftlichen  Problemen  oder  laufen  Gefahr,

wirtschaftliche Schwierigkeiten zu bekommen. So gesehen ist das  Ausbleiben von Reformen

ein Teil des Problems (vgl. Schäuble 2014a: SN 9 und 10 sowie Merkel 2014a: SN 7 und 9).129

6.1.2 Die französische Perspektive: Defizitäre Handelsbilanzen als eigentliches 
Problem

K  101A2  Der  französischen  Regierung  zufolge  hat  das  in  den  Jahren  2002  bis  2012130

kontinuierlich  zunehmende  Handelsbilanzdefizit  der  französischen  Wirtschaft131 einen

„ununterbrochenen“ Anstieg der Staatsschulden verursacht (vgl. Conseil des Ministres 2014a:

SN 1).  Die defizitäre Handelsbilanz ist aus Sicht der französischen Regierung  wiederum das

Ergebnis bzw. die Folge des Zusammenwirkens verschiedener  Faktoren:  der  schwindenden

Wettbewerbsfähigkeit  französischer  Unternehmen,  der  fehlerhaften  staatlichen

Haushaltspolitik in der Vergangenheit sowie der konjunkturellen Lage als exogener Faktor.

K 101A2a Aus Sicht der französischen Regierung hat sich die Wettbewerbsfähigkeit Frankreichs

bzw. französischer Unternehmen in den letzten zehn Jahren massiv verringert:

„Mais pour parler d'une voix forte, la France doit elle-même être forte. Depuis dix ans, elle perd ses
emplois, notamment dans l'industrie, sa compétitivité se dégrade, son déficit commercial se creuse.
Depuis dix ans, la France, à cause des politiques qui n'ont pas été conduites, elle a accumulé des
dettes.“ (Hollande 2014a: SN 4; vgl. auch Conseil des Ministres 2014a: SN 1)

128Auch hier wird dahingehend argumentiert, dass sich Steuererhöhungen negativ auf den privaten Konsum uns
und auf private Investitionen auswirken (siehe Pkt.  6.2.1).  Aus Sicht der französischen Regierung gelten
Steuererhöhungen nicht zwangsläufig als Problem (siehe 6.2.2).

129Die französische Regierung zählt sich nicht (mehr) zu jenen Staaten, die notwendige Reformen unterlassen
bzw. aufschieben (siehe Pkt. 6.3.3).

130Der  Zeitraum  umfasst  die  zweite  Amtsperiode  Jacques  Chiracs  (UMP)  und  die  Amtsperiode  Nicolas
Sarkozys (UMP) als französischer Staatspräsident. Der Amtsantritt François Hollandes (PS) war im Mai 2012
(siehe Kap. 2).

131Vereinfacht gesagt: Die französische Volkswirtschaft exportiert zu wenig resp. importiert zu viel.
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Dies  bedingt  –  so  die  Argumentation der  französischen Regierung –  die  (wirtschaftlichen)

Probleme des Landes auch insofern als der Verlust wirtschaftlicher Stärke mit dem Verlust

politischer Gestaltungsmacht (in Europa) einhergeht (vgl. Hollande 2014a: SN 4; Conseil des

Minstres 2014a: SN1).132

K 101A2b Ein Grund, weshalb die französische Wirtschaft zunehmend Wettbewerbsfähigkeit

einbüßt,  sind  aus  französischer  Sicht  fehlerhafte  staatliche  Haushaltspolitiken der

Vergangenheit und das daraus resultierende zu große Haushaltsdefizit (siehe Zitat oben; vgl.

auch Hollande 2014a: SN 5 sowie Conseil des Ministres 2014a: SN 1).133

Eine mögliche Antwort auf die Frage, welche konkreten haushaltspolitischen Fehler aus Sicht

der französischen Regierung von den Vorgängerregierungen gemacht wurden, könnte lauten,

dass  keine „Reformen“ (Hollande 2014a:  SN 5)  in  Angriff  genommen wurden,  wie sie  die

Hollande-Administration aktuell umsetzt (siehe Punkt 6.2.2).134

K  101A2c  Äußerungen  der  VertreterInnen  der  französischen  Regierung  lassen  darauf

schließen,  dass  außerdem  die  globale  konjunkturelle  Entwicklung als  –  exogener  –

Problemfaktor  betrachtet  wird,  der  den  Trend  „Verringerung  der  Wettbewerbsfähigkeit“

zumindest verstärkt (vgl. Conseil des Ministres 2014a: SN5; Hollande 2014a: SN 1).135

132So gesehen befindet man sich in einer Art Teufelskreis: Die wirtschaftlichen Probleme haben (logischer-
weise) den Verlust wirtschaftlicher Stärke zur Folge. Dies führt wiederum dazu, dass die Möglichkeiten der
Regierung,  die  (aus  ihrer  Sicht)  richtige  Politik  zur  Lösung  der  Probleme  auf  europäischer  Ebene
durchzusetzen, eingeschränkt werden – was wiederum zu neuen wirtschaftlichen Problemen führt.(Anm.:
Wirtschaftliche Stärke wird demnach als „Währung“ im Kampf um politische Macht verstanden.)

133Das Haushaltsdefizit ist die Differenz zwischen Staatseinnahmen und Staatsausgaben, das heißt, man kann
auch  von  einer  –  aus  Sicht  der  französischen  Regierung  –  fehlerhaften  staatlichen  Ausgaben-  und
Einnahmepolitik  sprechen.  Angesichts  des  als  problematisch  beschriebenen  Haushaltsdefizits  kann  dies
bedeuten dass a) die Einnahmen des Staats zu gering waren bzw. sind (weil z.B. die falsche Steuer- oder(!)
Schuldenpolitik verfolgt wurde) oder b) die Ausgaben des Staates zu hoch waren bzw. sind (weil z.B. zu
wenig „gespart“ wurde bzw. wird) – oder c) beides. Demnach sind Staatsschulden möglicherweise aber nicht
zwingend Ursache des Handelsbilanzdefizits und damit Teil des Problems (siehe hierzu Pkt. 6.2.2).

134Ironischerweise führt die Bundesregierung, die ebenfalls das Mantra der Wettbewerbsfähigkeit „herunter-
betet“, genau den gleichen Kritikpunkt an – nur dass sie sich auf die aktuelle französische Regierung bezieht
(siehe Pkt. 6.3.2). Möglicherweise bezieht sich die französische Regierung hier auch auf die in der jüngsten
Vergangenheit enge Zusammenarbeit zwischen deutscher und französischer Regierung („Merkozy“), die u.a.
darin resultierte,  dass  die  Verschärfung des  SWP und der  Fiskalpakt  durchgesetzt  wurden,  und  auf  den
Umstand, dass sich Frankreich offenbar in jüngster  Vergangenheit  im Bereich EU-Wirtschaftspolitik von
Deutschland immer mehr das Heft aus der Hand nehmen lassen hat.

135Ein Indiz dafür:  Im (nationalen) französischen Staatsschuldendiskurs  ist  – im Gegensatz  zum deutschen
Diskurs  (vgl.  Schäuble 2014a: SN4) – offenbar kaum von der  Gesamt(neu)verschuldung bzw. vom sog.
„konjunkturellen“ Defizit die Rede. Stattdessen wird immer wieder auf Erfolge bei der Verringerung des
„strukturellen“ Defizits verwiesen (vgl. Conseil des Ministres 2014a: SN 5). So entsteht der Eindruck, dass
aus französischer Perspektive die für das konjunkturelle Defizit „verantwortliche“ konjunkturelle Lage als
externer, schwer (nicht?) beeinflussbarer Parameter (unabhängig von und doch im Zusammenhang stehend
mit den „hausgemachten“ Problemen, siehe oben) aufgefasst wird. (Ferner lässt sich beobachten, dass die
französische Regierung die globale konjunkturelle Entwicklung gewissermaßen als „Entschuldigung“ bzw.
Erklärung für die schwierige ökonomische Situation des eigenen Landes heranzieht und mit dem Verweis auf
die globale Lage auch ihre Politik (ihre wirtschaftspolitischen Forderungen) legitimiert.).
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K  101A2d  Die  französische  Regierung  betrachtet  Staatsschulden  bzw.  die  Praxis  der

Staatsverschuldung zwar auch(!) als Teil des Problems (siehe hierzu Punkt 6.2.2), aber nicht als

einzige und – darauf deuten die Äußerungen der RepräsentantInnen der Regierung hin – auch

nicht als die maßgebliche Problemursache, sondern auch und vor allem als Problemfolge (vgl.

Conseil des Ministres 2014a: SN 1, 5; Hollande 2014a: SN 4).136

Zwischenfazit

Zusammenfassend  kann  festgestellt  werden,  dass  sich  „deutsche“  und  „französische“

Konzepte  (Überzeugungen/Handlungsregeln)  der  Problembeschreibung,  obschon  es

Gemeinsamkeiten  gibt  (u.a.  die  Problembeschreibung  im  Rahmen  des  Wachstums-

paradigmas,  siehe  Fußnote  126),  in  wesentlichen  Punkten  unterscheiden:  Die  Praxis  der

Staatsverschuldung wird von der französischen Regierung zwar auch als Problem beschrieben,

tendenziell  aber  eher  (primär?)  als  Problemfolge  wahrgenommen.  Hinzu  kommt,  dass

offenbar  nicht  jede  Art  von Staatsschulden als  problematisch gilt  (dazu gleich mehr).  Das

heißt:  Die  französische  Regierung  nimmt  hinsichtlich  der  Problemhaftigkeit  von

Staatsschulden eine hybride Position ein.

Demgegenüber  ist  die  Haltung  der  Bundesregierung  sehr  viel  eindeutiger:  Die  Praxis  der

Staatsverschuldung  ist  das  eigentliche  Problem,  sozusagen  die  Wurzel  allen  Übels.  Dabei

entspricht  die  Argumentation  gegen  Staatsschulden  bzw.  Staatsverschuldung  (auch  dazu

gleich mehr) im Wesentlichen monetaristischen Theorieelementen.137

Aus  französischer  Sicht  sind  Staatsschulden  (auch)  der  sichtbare  Ausdruck  anderer,

eigentlicherer  wirtschaftlicher  Probleme.  Diese  werden  zum  einen  als  „hausgemacht“

anerkannt, sprich: man räumt eigene (haushaltspolitische) Fehler ein;  zum anderen wird aber

auch auf externe Faktoren (die globale wirtschaftliche Lage) verwiesen – man sucht also die

„Schuld“ nicht ausschließlich bei sich selbst.

136Ein Indiz dafür: In der nationalen Debatte werden bestimmte Investitionen (in Wachstum und Beschäftigung)
aus der Staatsschuldenrechnung getilgt (vgl. Conseil des Ministres 2014a: SN 5). Das heißt, im französischen
Diskurs  findet  eine  Korrektur  der  Schuldenlast  um  bestimmte  Investitionsausgaben  statt.  Für  die
Problembeschreibung bedeutet  dies  einerseits,  dass  nicht  jede  Art  von  Schulden  als  negativ,  sprich:  als
problematisch eingestuft wird (Idee der „guten“ vs. „negativen“ Staatsschulden). Andererseits bedeutet dies
aber auch, dass zumindest ein Typus von Staatsschulden – derjenige, der nicht aufgenommen wurde/wird, um
zu investieren – als Problem betrachtet wird.  (Die Idee der  modifizierten  Berechnung von Staatsschulden
wirkt sich auch auf die konkrete Problembearbeitung (siehe Pkt. 6.2.2) und auf die auf europäischer Ebene
verfolgten schuldenpolitischen Ziele (siehe Pkt. 6.4.1) aus.)

137Im  Folgenden  wird  sich  allerdings  zeigen,  dass  sich  die  Überzeugungen/Handlungsregeln  der
Bundesregierung  keinesfalls  ausschließlich  aus  der  neoklassischen/monetaristischen  Theorie  speisen  –
genauso  wenig  wie  die  Überzeugungen/Handlungsregeln  der  französischen  Regierung  ausschließlich
„keynesianisch“ sind.
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Die ambivalente Überzeugungsstruktur der französischen Regierung auf der einen und die

relativ eindeutige Haltung der Bundesregierung auf der anderen Seite manifestieren sich in

unterschiedlichen Konzepten der Problembearbeitung beider Regierungen, die im folgenden

Unterkapitel erläutert werden.

6.2 Staatsschulden als Problemlösung? (Problemlösungskonzepte der deutschen 
und der französischen Regierung im Vergleich)

Im Folgenden werden die Überzeugen/Handlungsregeln, hinsichtlich der Bearbeitung/Lösung

der zuvor von der deutschen und der französischen Regierung unterschiedlich beschriebenen

Probleme erörtert.138

6.2.1 Die deutsche Strategie: Staatsentschuldung als maßgebliches Mittel zur 
Problemlösung

K  102A1  Die  Bundesregierung  fasst  Staatsschulden  als  Teil  des  Problems  (bzw.  als  das

maßgebliche Problem, siehe Punkt 6.1.1) auf – und keinesfalls als Teil der Problemlösung. Sie

plädiert für eine proaktive Entschuldungspolitik als Strategie zur Überwindung wirtschaftlicher

Krisen: eine Politik der „konsequente[n], stetige[n] Rückführung der als Folge der Finanzkrise

zu hoch gewordenen Verschuldung“ (Schäuble 2014a: SN 1). Die Rolle des Staates besteht aus

Sicht  der  Bundesregierung  im  Wesentlichen  darin,  dafür  „durch  eine  langfristige,  stetige

Finanz- und Haushaltspolitik die richtigen Rahmenbedingungen [zu] setzen.“ (ebd.).139

K 102A1a  Die grundsätzliche Überzeugung, die der Handlungsregel „Staatsentschuldung als

Strategie zur Überwindung ökonomischer Krisen“ zugrunde liegt, lautet:

„Es  gibt  den  Widerspruch  zwischen  Wirtschaftswachstum  und  Haushaltskonsolidierung  nicht.“
(Schäuble 2014a: SN 1)

Damit  ist  gemeint:  Sparen und Wirtschaftswachstum (bzw.  etwas für  das Wachstum einer

Wirtschaft zu tun) schließen sich nicht aus. Aus Sicht der Bundesregierung ist es nicht nur

möglich, sondern sogar  notwendig, den Staatshaushalt zu „konsolidieren“, sprich: zu sparen

138Da  sich  die  Problembeschreibungen  beider  Regierungen  ausschließlich  im  Rahmen  des  Wachstums-
Paradigmas  bewegen (siehe FN 126),  bildet das Konzept (logischerweise) auch die Grundlage für deren
Problemlösungsstrategien (K 102A): Beide Regierungen konzipieren „Wachstum“ als erstrebenswerten, weil
optimalen  Zustand  einer  Volkswirtschaft.  Mehr  Wirtschaftswachstum bedeutet  mehr  Arbeitsplätze  –  und
damit  die  Lösung  wirtschaftlicher  Probleme  (vgl.  Schäuble  2014a:  SN  1;  Merkel  2014a:  SN  6;
Sapin/Montebourg 2014a: SN 3; Conseil des Ministres 2014a: SN 1). Aus diesem Grund zielen sämtliche im
Folgenden beschriebenen Konzepte der Problembearbeitung (K 102A1 und K 102A2 inkl. Subdimensionen)
darauf, Wirtschaftswachstum zu schaffen. Ob Wachstum (bspw. angesichts stetiger Ressourcenverknappung)
tatsächlich  das  richtige  „Rezept“  zur  Lösung  wirtschaftlicher  Probleme  ist,  wird  zu  keinem  Zeitpunkt
hinterfragt ([K 102B]).

139Öffentliche Investitionen sind zwar auch Teil der Strategie der Bundesregierung, scheinen für sie aber nicht
vorrangig zu sein (siehe FN 143 in Pkt. 6.2.2).
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und Schulden abzubauen, wenn das Wachstum einer (lahmenden) Wirtschaft „angekurbelt“

werden soll (vgl. Schäuble 2014a: SN 4, 6). Der Grund: Wenn der Staat spart (sich nicht ver-,

sondern  entschuldet), wächst der Bundesregierung zufolge das „Vertrauen“ von Haushalten

und Unternehmen. Die privaten Wirtschaftssubjekte konsumieren und investieren mehr – und

die Wirtschaft wächst (vgl. Schäuble 2014a: SN1). 

Die Bundesregierung stützt sich hier auf ein „klassisches“ neoklassisches Argument, das den

Annahmen der keynesianischen Theorie diametral widerspricht:140

„Der Haushalt [ohne strukturelle Neuverschuldung in 2014 und ohne Neuverschuldung in 2015 (vgl.
Schäuble  2014a:  SN  4);  e.  Anm.]  und  diese  Finanzpolitik  schaffen  auch  Spielraum  für  private
Investitionen. […] Wir gehen diesen Weg jedenfalls konsequent weiter. Es ist entscheidend, dass wir
diese  Linie  auch  so  verfolgen,  wie  wir  es  gesagt  haben.  Ich  will  den  Bemerkungen  folgendes
hinzufügen: Indem wir Vertrauen in die Verlässlichkeit unserer finanzpolitischen Handlungsfähigkeit
schaffen und zugleich das Vertrauen darin schaffen,  dass wir  in den kommenden Jahren nicht  die
Steuern erhöhen, sorgen wir für bessere Rahmenbedingungen im Hinblick auf eine Verstärkung der
privaten Investitionstätigkeit. Genau darauf werden wir uns konzentrieren müssen. […] Wir werden in
unserer Politik die entsprechenden Anreize dafür schaffen, auch in steuerlicher Hinsicht. Denn genau
darin liegt der Schlüssel für eine Verstärkung der Investitionstätigkeit in unserem Land.“ (Schäuble
2014a: SN 6; e. Hv.)

K 102A1b  Die zweite Handlungsregel, die für die Staatsschuldenpolitik der Bundesregierung

zentral  ist,  lautet  demnach:  „Haushaltskonsolidierung  ohne  Steuererhöhungen“.  Denn  die

Bundesregierung fordert  eine Steuerpolitik,  die  Haushalte  und Unternehmen grundsätzlich

entlastet.  Der  Grund:  Wachstum  schaffende  private  Investitionen  werden  aus  Sicht  der

Bundesregierung  nicht  nur  durch  die  Praxis  der  Staatsentschuldung,  sondern  auch  durch

„Anreize […] in steuerlicher Hinsicht“ (Schäuble 2014a: SN 6) – vor allem für kleinere und

mittlere Unternehmen – begünstigt (siehe auch Punkt 6.1.1).141

Hinzu kommt die grundsätzliche Überzeugung der Bundesregierung, dass ein ausgeglichener

Haushalt  politische  Handlungsfähigkeit  bedeutet  (vgl.  Schäuble  2014a:  SN  2).

Haushaltskonsolidierung (Sparpolitik) ist demnach eine (die einzige?) Möglichkeit, staatliche

Handlungsfähigkeit zurückzuerlangen bzw. zu erhalten.142

140Ihre theoretische Argumentation untermauert die Bundesregierung mit dem Verweis auf die Empirie: So ist
u.a. von „[...] Irrtümern, die wir seit Jahren widerlegen“ (Schäuble 2014a: SN 1), die Rede. Das heißt, aus
Sicht der Bundesregierung bestätigt die vergangene Entwicklung die Richtigkeit ihrer wirtschaftspolitischen
Überzeugungen (vgl. auch Schäuble 2014a: SN 7).

141Das heißt, die Konsolidierung des Staatshaushalts (K 101A1a) soll erfolgen,  ohne dass (Mehr)Einnahmen
durch Steuererhöhungen generiert werden (vgl. Schäuble 2014a: SN 1, 6). In diesem Punkt unterscheidet sich
die  Strategie  der  Bundesregierung  von  der  Einnahmepolitik  der  französischen  Regierung,  die  auch
steuerliche Mehrbelastungen vorsieht (siehe Punkt 6.2.2).

142Die schuldenpolitische Strategie der französischen Regierung lässt sich dahingehend interpretieren, dass man
auf französischer Seite davon überzeugt ist, dass der Staat Handlungsfähigkeit auch (zurück)erlangen kann,
indem er zusätzliche (schuldenfinanzierte) Investitionen tätigt (siehe Punkt 6.2.2).
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6.2.2 Die französische Doppelstrategie: Schuldenabbau und gezielte staatliche 
Mehrausgaben

K 102A2 Die französische Regierung verfolgt bei der Problembearbeitung eine Strategie des

„sowohl-als-auch“ und zwar im Rahmen einer  modifizierten Ausgaben- und Einnahmepolitik,

die  zum einen eine Kombination aus zusätzlichen staatlichen Investitionen und steuerlichen

Entlastungen,  zum  anderen  die  „Sanierung“  (Conseil  des  Ministres  2014a:  SN  5)  des

Staatshaushalts,  indem sparpolitische  Maßnahmen eingleitet  und  Steuern  erhöht  werden,

umfasst.

K 102A2a Nach dem Willen der französischen Regierung soll der Staat zusätzliche Mittel für

öffentliche Investitionen bereit stellen:

„Complétant  les  mesures  adoptées  depuis  2012,  en  particulier  le  crédit  d'impôt  en  faveur  de  la
compétitivité et de l'emploi, le Pacte de responsabilité et de solidarité mobilise de nouveaux moyens
en  faveur  de  l'emploi  et  de  l'investissement  des  entreprises.  A l'horizon  de  l'année  2017,  il  doit
permettre de gagner plus de 0,5 % de croissance et de créer 200 000 emplois marchands, en redonnant
aux entreprises les marges nécessaires pour embaucher, innover et investir.“ (Conseil des Ministres
2014a: SN 3)

Das heißt, die französische Regierung spricht sich dafür aus, dass der Staat in Krisenzeiten als

wirtschaftspolitischer  Akteur  in  Erscheinung  tritt,  indem  er  zusätzliches  Geld  ausgibt  und

investiert.  Die  wirtschaftspolitische  Überzeugung,  die  der  Handlungsregel  „staatliche

Investitionen als Mittel zur Überwindung wirtschaftlicher Krisen“ zugrunde liegt, lautet: Durch

zusätzliche  öffentliche  Investitionen  fördert  der  Staat  Investitionen  von  privaten

Wirtschaftssubjekten  (Unternehmen)  –  und  schafft  „[...]  indem  den  Unternehmen  die

Möglichkeit zurückgegeben wird, Arbeitskräfte einzustellen, Innovationen voranzutreiben und

zu investieren“ (Conseil des Minstres 2014a: SN 3; e. Ü.; e. Hv.) Wachstum und Arbeitsplätze

(vgl. auch Conseil des Ministres 2014b: SN 1).

Eine (zu) strikte Sparpolitik – eine Politik der „Austerität“ (Hollande 2014a: SN 3) – führt aus

Sicht  der  französischen  Regierung  dazu,  dass  Haushalte  und  Unternehmen  „entmutigt“

werden und Vertrauen verlieren (vgl. ebd.). Dass die zusätzlichen staatlichen Ausgaben aus

Sicht  der  französischen  Regierung  im  Zweifelsfall  auch  durch  die  Aufnahme  zusätzlicher

Staatsschulden  finanziert  werden  können  bzw.  sollen,  offenbart  die  von  der  Hollande-

Administration angestoßene Debatte über die Neu- bzw. Umgestaltung des SWP (siehe Punkt

6.4.1).143

143Diese Idee widerspricht den Überzeugungen der Bundesregierung: Öffentliche Investitionen sind zwar auch
Bestandteil  Strategie  der  Bundesregierung  (wenn  auch  kein  zentraler,  vgl.  Schäuble  2014a:  SN  1)  –
allerdings nur solange dafür keine Neuverschuldung (und auch keine Steuererhöhungen, dazu gleich mehr) in
Kauf genommen werden müssen (vgl. Schäuble 2014a: SN 5; Merkel 2014a: SN 4).
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K  102A2a  Die  Strategie,  private  Ausgaben/Investitionen  durch  staatliche,  u.U.  schulden-

finanzierte  Investitionen  anzukurbeln,  kann  eindeutig  als  Wirtschaftspolitik  nach

keynesianischem Muster identifiziert werden – genauso wie die Idee, bestimmte Haushalte

und Unternehmen steuerlich  zu  entlasten  (vgl.  Conseil  des  Ministres  2014a:  SN 3  und 6;

Conseil des Ministres 2014b: SN 2): Laut Plänen der französischen Regierung sollen Haushalte

mit  mittleren  und  niedrigen  Einkommen  (vgl.  Conseil  des  Ministres  2014a:  SN  4)  sowie

„kleinere, mittlere und mittelgroße“ Unternehmen (Conseil des Ministres 2014a: SN 6; e. Ü.)

weniger Steuern bzw. Abgaben zahlen müssen. Durch  steuerliche Entlastungen  (man könnte

von  der  Handlungsregel  „steuerliche  Entlastung  für  bestimmte  Wirtschaftssubjekte“

sprechen)  will  die  Regierung  die  „Kaufkraft“  (Conseil  des  Ministres  2014a:  SN  6)  der

genannten Haushalte und damit den privaten Konsum (die gesamtwirtschaftliche Nachfrage)

erhöhen;  die  genannten  Unternehmen  sollen  wettbewerbsfähiger  werden  und  so  zum

Wirtschaftswachstum  beitragen  (vgl.  Hollande  2014a:  SN  4  und  5;  Conseil  des  Ministres

2014b: SN 2).144

K  102A2b  Die  zweite  Komponente  der  modifizierten  Ausgaben-  und  Einnahmepolitik  der

französischen Regierung zielt auf die „maîtrise de la dépense publique“ (Conseil des Ministres

2014a: SN 2). Das heißt, die französische Regierung ist davon überzeugt, dass es sinnvoll ist,

die Staatsverschuldung unter Kontrolle zu bringen (Schulden abzubauen), indem öffentliche

Ausgaben „beherrscht“ werden (vgl. ebd.).

Die öffentlichen Finanzen sollen zum einen „saniert“ (Conseil des Ministres 2014a: SN 7; e. Ü.)

werden,  indem  Einsparungen  bei  Staatsausgaben  vorgenommen  werden:  Die  finanzielle

Unterstützung von Unternehmen bestimmter Branchen („nouvelles économies“) soll reduziert

werden; bestimmte Sozialleistungen für Haushalte sollen gekürzt werden (vgl. ebd.; Conseil

des Ministres 2014b: SN 3).145 Zum anderen will die französische Regierung Maßnahmen zur

Erhöhung  der  Staatseinnahmen  umsetzen:  Um  die  steuerliche  Entlastung  mittlerer  und

kleinerer  Unternehmen  gegenzufinanzieren,  sollen  französische  Großunternehmen

(weiterhin)  steuerlich  mehrbelastet  werden  (vgl.  Conseil  des  Ministres  2014a:  SN  6).  Das

144Diese  Idee  deckt  sich  im  Wesentlichen  mit  den  Überzeugungen  der  Bundesregierung,  die  ebenfalls
steuerliche Entlastungen als Mittel zur Problembearbeitung propagiert. Im Gegensatz zur Bundesregierung
setzt  die  französische  Regierung  allerdings  auch  auf  Steuererhöhungen  als  Mittel  zur  Haushalts-
konsolidierung, wie sich im Folgenden zeigen wird.

145Das heißt, die französische Regierung (an)erkennt auch die Notwendigkeit sparpolitischer Maßnahmen. Die
sparpolitische Strategie der französischen Regierung ist eindeutig neoklassischer Natur und entspricht  im
Grundsatz  den  wirtschaftspolitischen  Überzeugungen  der  Bundesregierung  (Handlungsregel:  „Staatsent-
schuldung als Strategie zur Überwindung ökonomischer Krisen“).
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heißt,  die  französische  Regierung  ist  der  Ansicht,  dass  die  Finanzierung  staatlicher

Mehrausgaben  (siehe  oben)  nicht  nur(!)  bewerkstelligt  werden  soll,  indem  der  Staat

zusätzliche Schulden aufnimmt.

Zwischenfazit

Die Ausgaben-/Einnahmepolitiken der deutschen und der französischen Regierung bzw. die

zugrunde  liegenden  Überzeugungen/Handlungsregeln  hinsichtlich  der  Praxis  der  Staats-

verschuldung weisen  einige  Gemeinsamkeiten,  aber  auch  beträchtliche  Unterschiede  auf:

Beide Regierungen erkennen die wirtschaftspolitische Bedeutung öffentlicher Investitionen an

–  aber  nur  auf  französischer  Seite  scheint  man  bereit,  im  Zweifelsfall  von  einer  strikten

Sparpolitik  abzurücken  und  neue  Staatsschulden  aufzunehmen,  um  zusätzliche  staatliche

Investitionen  zu  realisieren.  Die  deutsche  Regierung  ordnet  indes  sämtliche

wirtschaftspolitischen Maßnahmen der  der Praxis der Staatsentschuldung unter.146 Auch in

Bezug  auf  Steuerpolitik (als  haushalts-  bzw.  schuldenpolitisches  Instrument)  stimmen  die

Strategien (Überzeugungen/Handlungsregeln) der französischen und der deutschen Regierung

nur zum Teil überein: Unterschiedliche Auffassungen bestehen insofern als die französische

Regierung  steuerliche  Entlastungen  nur  für  bestimmte  Wirtschaftsakteure  gut  heißt  und

steuerliche  Mehrbelastungen  für  andere  Akteure  als  probates  Mittel  sieht,  um  den

Staatshaushalt zu sanieren bzw. öffentliche Investitionen zu finanzieren. Letzteres widerspricht

den Überzeugungen der Bundesregierung, die für eine grundsätzliche steuerliche Entlastung

resp. keine steuerliche Mehrbelastung aller Wirtschaftsakteure plädiert.

Zusammenfassend  kann  festgestellt  werden,  dass  die  französische  Regierung  bei  der

Problembearbeitung  auf  einen  Mix  aus  Haushaltskonsolidierung  (Schuldenabbau)  und

gezielten staatliche Mehrausgaben setzt: Durch sparpolitische Maßnahmen verringern sich die

Staatsausgaben; zugleich erhöhen sich die Einnahmen des Staates infolge der steuerlichen

Mehrbelastung  bestimmter  Akteure.  Durch  die  zusätzlichen  öffentlichen  Investitionen

erhöhen sich gleichzeitig die Ausgaben des Staates, während sich seine Einnahmen infolge der

steuerlichen  Entlastung  bestimmter  Wirtschaftssubjekte  verringern.  Das  heißt,  die

wirtschaftspolitische Strategie der französischen Regierung sieht vor, dass der Staatshaushalt

sowohl  belastet  (Praxis  der  Staatsverschuldung)  als  auch  entlastet  (Praxis  der

Staatsentschuldung) wird.

146Mithin bestätigt sich die These vom bundesdeutschen „Stabilitätsdogma“ (vgl. Schmidt/Schünemann 2013:
357).
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Im  Gegensatz  dazu  setzt  die  Bundesregierung  ausschließlich  auf  die  Praxis  der

Staatsentschuldung (in Kombination mit steuerlichen Entlastungen für möglichst alle Akteure).

Sie ist  davon überzeugt,  dass wirtschaftliche Probleme nur(!)  durch eine strikte Sparpolitik

überwunden  werden  können.  modus  operandi  der  Staatsentschuldung  sind

„Strukturreformen“ (vgl. Merkel 2014b: SN 1; Schäuble 2014a: SN 9; Schäuble 2014b: SN 1).

Auf deutscher und auf französischer Seite lassen sich sowohl Elemente einer neoklassischen

bzw.  monetaristischen  als  auch  einer  keynesianischen  Programmatik  erkennen,  wobei  die

Schuldenpolitik  der  Bundesregierung  offensichtlich  mehr  vom  neoklassischen/

monetaristischen  Paradigma  geprägt  ist.147 Die  theoretische  Zuordnung  der  französischen

Schuldenpolitik fällt schwieriger: Es entsteht der Eindruck, als würde man grundsätzlich gerne

(mehr)  mit  keynesianischen  Instrumenten  arbeiten,  sich  aber  zugleich  gezwungen  sieht,

sparpolitische Maßnahmen nach neoklassischem Muster durchzuführen.

6.3 Selbstbild und Wahrnehmung des Anderen
Im Folgenden geht es um das Selbstbild beider Regierungen, sprich: um die Frage, welche

Rolle man sich zuschreibt (Eigenwahrnehmung), und darum, wie die jeweils andere Regierung

wahrgenommen und beurteilt wird (Fremdwahrnehmung).

6.3.1 „Stabilitätsanker“ und „Wachstumslokomotive“: Das Selbstverständnis der 
Bundesregierung

K  102A1d  Aus  Sicht  der  Bundesregierung  ist  Deutschland  die  „Wachstumslokomotive“

(Schäuble 2014a: SN 1) Europas, sprich: derjenige Staat, der in Europa für Wachstum sorgt

bzw.  Wachstum  gewährleistet. Und  weil  Deutschland  für  Wachstum  sorgt,  ist  es  Europas

„Problemlöser“ (vgl. Merkel 2014a: SN1).148

Deutschland sorgt der Bundesregierung zufolge für Wachstum, indem es als „Stabilitätsanker“

(ebd.) fungiert, sprich: indem es Stabilität gewährleistet. „Stabilität“ meint dabei eine Politik,

„mit der wir durch eine konsequente, stetige Rückführung der als Folge der Finanzkrise zu

hoch gewordenen Verschuldung dafür sorgen, dass Vertrauen […] wächst und deswegen der

147Der Bundesfinanzminister, der „seinen“ Friedman offensichtlich gelesen hat, lässt keinen Zweifel daran, dass
er von der keynesianischen Theorie wenig hält: „Es gibt unter Ökonomen einen großen Streit zwischen zwei
Schulen. Die einen glauben, man könne die Probleme der Ökonomie am besten dadurch lösen, dass man
immer mehr öffentliche Nachfrage schafft, egal wie sie finanziert wird. Dann gibt es die andere Meinung –
die  auch  von international  angesehenen  Ökonomen vertreten  wird  –,  dass  in  Wahrheit  ein  Übermaß an
Verschuldung Wachstum nicht ermöglicht, sondern gefährdet und sogar zerstört.“ (Schäuble 2014c: SN 1).

148Siehe FN 126 und 138 zum Wachstums-Konzept.
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private  Konsum und auch die  Investitionen hoch sind“  (Schäuble  2014a:  SN1).  Das  heißt,

„Stabilität“ (und damit Wachstum) soll durch eine konsequente Sparpolitik – Rückführung von

Staatsschulden, „Haushaltskonsolidierung“ – gewährleistet werden (siehe Punkt 6.2.1).149

Mit  Blick  auf  die  Funktionalität  Deutschlands  als  Problemlöser  („Stabilitätsanker“/

„Wachstumslokomotive“) unterscheidet die Bundesregierung vier verschiedene Dimensionen:

1.  Die  Bundesregierung  ist  der  Auffassung,  dass  in  Europa  „auch“  Deutschland  seiner

„Verantwortung […] gerecht werden“ (Schäuble 2014a: SN 4) muss. Verantwortung meint hier,

dass  sich  Deutschland  bzw.  die  Bundesregierung  selbst  dafür  entscheidet,  „die  zu  hohe

Verschuldung schrittweise zurückzuführen“ und damit  den richtigen Weg zu gehen,  denn:

„Das ist notwendig, weil wir damit Wachstumskräfte stärken.“ (siehe Punkt 6.2.1). Das heißt:

Deutsche  Verantwortung  besteht  darin,  dass  Deutschland  mit  seiner  Sparpolitik  als  gutes

Vorbild  für  die  anderen Staaten in  Europa voran geht  (vgl.  Schäuble 2014a:  SN 7;  Merkel

2014a: SN 5 und 9).150

Dass der deutsche Ansatz zur Bearbeitung wirtschaftlicher Probleme der richtige ist, haben

die Deutschen aus Sicht der Bundesregierung in der Vergangenheit bereits bewiesen:

„Deswegen  haben  wir  eine  wirtschaftliche  Lage,  die  besser  ist,  als  sie  leider  in  vielen  anderen
europäischen  Ländern  derzeit  ist.  […]  2,0  Prozent  Wachstum  in  diesem  Jahr  und  2,5  Prozent
Wachstum  im  kommenden  Jahr,  das  ist  eine  ordentliche,  im  oberen  Bereich  unseres
Wachstumspotentials  liegende  wirtschaftliche  Entwicklung.  Das  zeigt,  dass  wir  wirtschaftlich  auf
einem erfolgreichen Kurs  sind. […]“ (Schäuble 2014a: SN 2, e. Hv.; vgl. auch Schäuble 2014a: SN
1).151

2.  Die  Bundesregierung  argumentiert  weiter,  dass  Deutschlands  (wirtschaftspolitisches)

Auftreten  den  anderen  europäischen  Staaten  nicht  nur  im  ideellen  Sinn,  sondern  auch

materiell zu Gute kommt:

„Von  unserer  wirtschaftlichen  Lage  profitieren  nicht  zuletzt  unsere  Partner  in  Europa.  […]  Die
anderen Länder profitieren von unserer wirtschaftlichen Stärke.“ (Schäuble 2014a: SN 3).

Der  Grund  dafür ist  der  Bundesregierung  zufolge die  Exportorientierung der  deutschen

Wirtschaft: Infolge der „Exportelastizität“ (Schäuble 2014a: SN 3) würden immer auch (bzw.

149Die  Bundesregierung  verwendet  demnach  „Stabilität“  bzw.  „Stabilitätspolitik“  im  wirtschaftspolitischen
Kontext als Kode für „sparen“ bzw. „Sparpolitik“.

150Deutschlands  Selbstbild  als  gutes  Vorbild kann  als  erste  Dimension  eines  Verantwortungs-Konzepts  der
Bundesregierung verstanden werden: Deutschland als verantwortungsbewusster Problemlöser, indem es als
„Vorbild“ fungiert, indem es selbst „vorbildlich“ handelt.

151Dass die Bundesregierung sich bzw. Deutschland als Vorbild sieht, dem es zu folgen gilt,  beinhaltet den
implizit formulierten Anspruch der Bundesregierung, in Europa die Führung (mit) zu übernehmen und die
Richtung, sprich: die Art und Weise der Problembearbeitung vorzugeben. Möglicherweise kann sogar von
einer Eigenwahrnehmung  der  Bundesregierung  als  zentrale  (alleinige?)  Gestaltungsmacht  in  Europa
gesprochen werden. (Anm.:  Die Argumentation der Bundesregierung bewegt sich, wie sich gleich zeigen
wird, nur zum Teil auf der Ebene der  Freiwilligkeit, womit gemeint ist, dass die Bundesregierung darauf
pocht bzw. hofft, dass ihr die anderen Staaten freiwillig folgen).
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mehr) „Vorlieferungen […] durch unsere Partner in Europa nach Deutschland“ (ebd.) nötig,

sprich:  Die  florierende  Wirtschaft  in  Deutschland  kurbelt  auch  die  Wirtschaft  der

europäischen  „Partner“  an.152 Deutsche  Verantwortung  beutet  in  der  Lesart  der

Bundesregierung also auch, dass Deutschland wirtschaftlich „stark“ sein muss, damit (auch)

die anderen europäischen Staaten vom deutschen Erfolg profitieren können.153

3. Die Bundesregierung nimmt sich ferner als Problemlöser wahr, weil sie – falls nötig – andere

europäische  Staaten,  die  wirtschaftspolitisch  möglicherweise  nicht  im  Sinn  der

Bundesregierung agieren würden, dazu zwingt, (Schulden)Politik ihrem Sinn zu betreiben (vgl.

Schäuble 2014a: SN 8). Die Bundesregierung leistet damit aus ihrer Sicht „Hilfe zur Selbsthilfe“

(ebd.) – der modus operandi ist dabei die „Konditionalität“ (ebd.; vgl. auch Schäuble 20014a:

SN 9).154

4.  Zugleich  versteht  sich  die  Bundesregierung  als  Akteur,  der  die  Interessen  der  anderen

Staaten in Europa „ernstnimmt“ (vgl. Merkel 2014a. SN 8). Das heißt, die Bundesregierung

beschreibt  ihre  (Europa)Politik  als  kooperativ in  dem  Sinn,  dass  sie  (widerstreitende)

Interessen anderer Staaten in Europa zumindest (an)erkennt und respektiert und so versucht,

im politischen Prozess möglichst alle – auch die politischen Gegner – „ins Boot zu holen“: „Für

eine gute Zukunft der Europäischen Union zu sorgen, ist die gemeinsame Verantwortung aller,

die in Europa politische Verantwortung tragen.“ (Merkel 2014a: SN 8).155

152Angesichts der vielfach geäußerten Kritik an der Exportorientierung der deutschen Wirtschaft (siehe z.B.
Europäische Kommission 2014b: 3) liegt die Vermutung nahe, dass VertreterInnen der Bundesregierung mit
dieser Argumentation ganz bewusst einen „Gegenangriff“ fahren, um eben jenen Kritikern den Wind aus den
Segeln  zu  nehmen. (Anm.:  Bemerkenswerterweise  teilt  die  französische  Regierung  diese  Kritik  an
Deutschland offenbar nicht, siehe Pkt. 6.3.4.)

153Deutschlands Selbstverständnis als Akteur, der die Probleme der anderen Staaten in Europa bearbeitet, weil
diese von der starken deutschen Wirtschaft profitieren, kann als weitere Dimension eines Verantwortungs-
Konzepts der Bundesregierung verstanden werden: Deutschland, die größte Volkswirtschaft der EU, muss
wirtschaftlich stark sein, weil dies auch den anderen europäischen Staaten zugute kommt. Der Umstand, dass
die  anderen  europäischen  Staaten  ökonomischen  Nutzen  aus  der  deutschen  Wirtschaftskraft  ziehen,
legitimiert  aus  deutscher Sicht letztlich nicht  nur die innerdeutsche Wirtschaftspolitik,  sondern auch den
deutschen Führungsanspruch bei der Bearbeitung der wirtschaftlichen Probleme Europas.

154Die Bundesregierung betont, sich dabei nicht auf „das Recht des [wirtschaftlich; e. Anm.] Stärkeren […],
sondern  die  Stärke  des  Rechts“  (Merkel  2014a:  3697)  zu  stützen.  Die  von  ihr  geleistete  „Hilfe  zur
Selbsthilfe“ fasst sie als „solidarisches“ (Schäuble 2014a: SN 8) Verhalten auf. Mithin könnte Deutschlands
Eigenwahrnehmung als Problemlöser, der andere Staaten wenn nötig dazu zwingt, „richtig“ zu handeln, als
Charakteristikum eines  Solidaritäts-Konzepts der  Bundesregierung aufgefasst  werden. Ferner  könnte  die
Ebene des  Zwangs  als weitere Dimension eines Verantwortungs-Konzepts der Bundesregierung verstanden
werden: Die Bundesregierung sieht sich in der Verantwortung, andere Staaten – falls nötig – zum aus ihrer
Sicht richtigen Handeln zu zwingen.

155Die Bundesregierung nimmt sich demnach als Teil einer Verantwortungsgemeinschaft wahr – was ebenfalls
als  Dimension  eines  bundesdeutschen  Verantwortungs-Konzepts  verstanden  werden  kann:  Die
Bundesregierung  sieht  sich  in  der  Verantwortung,  trotz  aller  Konflikte  (und  trotz  ihrer  Machtposition)
Verhandlungen  „in  einem  europäischen  Geist“  (Merkel  2014a:  SN  8)  zu  führen  und  auch  den
(ohnmächtigen?) politischen Gegner zu respektieren – und so einen gewissen Zusammenhalt sicherzustellen.
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6.3.2 Der reformunwillige „Partner“: Die Sicht der Bundesregierung auf 
Frankreich

K 102A1e  Frankreich wird aus Sicht der Bundesregierung als einer der „Partner“ (Schäuble

2014a:  SN  3)  in  Europa  wahrgenommen,  die  sich  zur  Zeit  mit  wirtschaftlichen  Problem

konfrontiert sehen (vgl. Schäuble 2014a: SN 2).156 Aus deutscher Sicht ist der Grund dafür klar:

Frankreich zählt in der Wahrnehmung der Bundesregierung  nicht  oder nur bedingt zu jenen

Staaten, die erfolgreich „Strukturreformen“ (Schäuble 2014a: SN 9)  umsetzen:157

„Zur Wahrheit gehört, dass die Umsetzungsrate dessen, was die Kommission den einzelnen Ländern
empfiehlt,  nicht  so gut  ist,  dass  man sagen könnte:  Hiermit  können wir  zufrieden sein.“  (Merkel
2014a: SN 9).158

Das  heißt:  Die  französische  Regierung  hat  in  den Augen  der  Bundesregierung  noch nicht

genügend „Anstrengungen“ (Schäuble 2014a: SN 10) unternommen – das Land zählt zu jenen

Staaten, die  wirtschaftspolitisch noch nicht auf dem richtigen „Kurs“ (Schäuble 2014a: SN 2)

sind. Auf deutscher Seite herrscht der Eindruck vor, dass man sich in Frankreich eher beklagt,

eher  lamentiert  als  handelt  (vgl.  Schäuble  2014a:  SN  10).  Mithin  entsteht  das  Bild  vom

reformunwilligen „Partner“ Frankreich.

Die „Reformunwilligkeit“ der französischen Regierung ist aus Sicht der Bundesregierung nicht

nur  insofern  problematisch  als  Frankreich  seine  ökonomischen  Schwierigkeiten  mit  seiner

aktuellen Strategie nur schwer oder gar nicht überwinden wird (siehe Punkt 6.1.1): Auf lange

Sicht hängt auch Deutschlands Wohlergehen davon ab, dass es „auch Europa“ (Merkel 2014a:

SN 5)  –  also  auch  Frankreich  –  „gut  geht“  (ebd.).  Insofern  sieht  die  Bundesregierung  ihr

französisches Pendant in der (Mit)Verantwortung – nicht nur für ihr eigenes Land, sondern

auch für Europa und damit für Deutschland (vgl. auch Merkel 2014a: SN 8).159

156Hier stellt  sich die Frage, ob Frankreich für die Bundesregierung immer noch  der  Partner in Europa ist,
sprich: eine Sonderstellung im positiven Sinn gegenüber den anderen Mitgliedsstaaten der EU/Euro-Zone
inne hat.

157Die französische Regierung sieht das (logischerweise) anders (siehe Pkt. 6.3.3). 
158Anm.:  In  den  hier  analysierten  und zitierten  Äußerungen beziehen  sich  die  VertreterInnen  der  Bundes-

regierung nie  direkt  auf  die  französische  Regierung bzw.  ihre  Politik.  Stattdessen  ist  von  den  „anderen
europäischen Ländern“ (Schäuble 2014a: SN 2), „unsere[n] Partner[n] in Europa“ (Schäuble 2014a: SN 3)
und den „anderen Mitgliedsstaaten“ (Merkel 2014a: SN 9) die Rede. Ich halte es für sehr wahrscheinlich,
dass mit diesen Formulierungen (auch) Frankreich gemeint ist. (Hier stellt sich die Frage, warum offenbar
vermieden wird, Frankreich und seine Regierung direkt zu adressieren. Ein möglicher Grund könnte sein,
dass die französische Regierung für die Bundesregierung tatsächlich immer noch ein wichtiger, vielleicht
sogar der wichtigste Partner oder aber der zentrale Gegenspieler ist, den man ungern „vergrätzen“ will.)

159So gesehen können die hier analysierten Äußerungen auch als Appell an die französische Regierung ver-
standen werden, ihrer Verantwortung gerecht zu werden und die „richtigen“ Reformen einzuleiten.
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6.3.3 „Une France exigeante pour une Europe réorientée“: Das Selbstbild der 
französischen Regierung

K 102A2d  Die französische Regierung verweist  auf  das,  was sie  bereits  geleistet  hat  (bzw.

gerade leistet), und vermittelt damit die Botschaft: Wir sind dabei, die richtigen Maßnahmen

zur Lösung der wirtschaftlichen Probleme umzusetzen, und haben bereits erste Erfolge erzielt

(vgl. Conseil des Ministres 2014a: SN 4 und 6).160 Die französische Regierung sieht sich folglich

als „Macher“, der sich – im Gegensatz zu den Vorgängerregierungen – den Problemen „stellt“

(Hollande 2014a: SN 1; e. Ü.) und die Lösung/Bearbeitung der wirtschaftlichen Probleme des

Landes erfolgreich in Angriff nimmt (vgl. Conseil des Ministres 2014a: SN 4).161

Grundsätzlich  ist  man  auf  französischer  Seite  davon  überzeugt,  dass  Frankreich  aufgrund

seines „Ranges“, seines „Einflusses“ und seiner „Ambitionen“ (vgl. Hollande 2014a: SN 2) nach

wie vor großer Bedeutung für Europa ist:

„Mais le pire, le pire ce serait de renoncer à ce qui fait la France, ses valeurs, son rang, son influence,
son  ambition,  sa  place  en  Europe  et  dans  le  monde.  Nous  sommes  un  grand pays  et  il  ne  peut
concevoir son destin dans le repli, dans la fermeture, dans le rejet. L'Europe, elle ne peut avancer sans
la France, mais l'avenir de la France, il est en Europe.“ (Hollande 2014a: SN 2)

Für  die  französische Regierung ist  klar:  „Europa kommt ohne Frankreich nicht  vom Fleck“

(Hollande 2014a: SN 2; e. Ü.), und: Europa, sprich: die EU/Euro-Zone, ist „Frankreichs Zukunft“

(ebd.; e. Ü.). Das heißt, die französische Regierung nimmt sich – zusammen mit Deutschland

(dazu gleich mehr) – als den wichtigsten politischen Akteur in Europa wahr – und leitet daraus

die  Verantwortung  Frankreichs  für  Europa  ab:  Die  Antwort  Frankreichs  auf  die  (seine)

bestehenden Probleme kann der Regierung zufolge nicht der „Rückzug“ (Hollande 2014a: SN

2; e. Ü.) sein. Frankreich muss nun (erst recht) aktiv werden und auf europäischer Ebene als

Wortführer derjenigen Staaten agieren, die für eine Umorientierung Europas (siehe K 102A2c)

sind: „[...] c'est la voix d'une France exigeante pour une Europe réorientée.“ (Hollande 2014b:

SN 3).162

160Die Regierung stellt  beispielsweise fest,  dass sie  die Schuldenlast  Frankreichs bereits  reduziert  hat  (vgl.
Conseil  des  Ministres  2014a:  SN  4).  Derartige  Hinweise  können  auch  als  Teil  einer  Strategie  zur
Legitimierung von Maßnahmen, die eine staatliche Sparpolitik konterkarieren (siehe Punkt 6.2.2), verstanden
werden.

161Frankreichs  Selbstbild  als  „Macher“  kann  als  erste  Dimension  eines  Verantwortungs-Konzepts  der
französischen Regierung interpretiert werden: Frankreich übernimmt Verantwortung für sich selbst und stellt
sich seinen Problemen.

162Frankreichs  Eigenwahrnehmung  als  für  Europa  bedeutsamer  Akteur,  der  auf  europäischer  Ebene  als
Wortführer  agiert,  kann  als  weitere  Dimension  eines  französischen  Verantwortungs-Konzepts  aufgefasst
werden: Frankreich muss nicht nur für sich selbst, sondern auch für andere europäische Staaten (diejenigen,
die ebenfalls mit wirtschaftlichen Schwierigkeiten kämpfen?) Verantwortung übernehmen. Man könnte sogar
noch weiter gehen und sagen: Die französische Regierung sieht sich – wie die Bundesregierung – als Vorbild
für die anderen Staaten.
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6.3.4 Die anerkannte Führungsmacht? Die Rolle Deutschlands aus Sicht der 
französischen Regierung

K 102A2e Die französische Regierung registriert die Rolle Deutschlands als Führungsmacht in

Europa:

„La France n'est  pas  affaiblie.  La France,  c'est  la  France,  c'est  un grand pays.  C'est  le  pays  qui,
aujourd'hui, compte avec l'Allemagne en Europe.“ (Hollande 2014b: SN 3)

Deutschland und(!)  Frankreich „zählen“ (Hollande 2014b:  SN3) in der EU/Euro-Zone – auf

diese beiden Staaten kommt es aus Sicht der französischen Regierung an. Das könnte heißen,

dass  die  französische  Regierung  die  alte  Idee  des  deutsch-französischen  „Tandems“  (vgl.

Woyke 2000) wieder aufleben lässt.163

Interessant ist in diesem Zusammenhang die auf französischer Seite geäußerte Idee, dass die

Probleme Frankreichs nicht allein Frankreichs Probleme sind: „[...] sie sind auch ein Problem

Europas“ (Hollande 2014b: SN 2; e.Ü.) – und damit auch eine deutsche Angelegenheit. Das

heißt,  die Bundesregierung soll  die  Situation und die  Probleme Frankreichs (mehr?)  in ihr

Kalkül,  in  ihre  wirtschaftspolitische  Strategie  einbeziehen  (vgl.  ebd.).  –  Deutschland  steht

(auch) in der Verantwortung für Frankreich.164

Zwischenfazit

Die Bundesregierung sieht sich als Garant für eine strikte Sparpolitik in Europa – indem sie

selbst als gutes Vorbild vorangeht, aber auch indem sie falls nötig „Stabilität“ erzwingt. Und

das aus ihrer Sicht mit gutem Recht: Von sparpolitischen Maßnahmen im Allgemeinen und

von der guten wirtschaftlichen Lage im Besonderen profitieren auch die anderen Staaten in

Europa. Zugleich ist man darauf bedacht, die (ohnmächtigen?) politischen Gegner respektvoll

zu behandeln. Die französische Regierung wird als reformunwilliger Akteur wahrgenommen,

der seiner Verantwortung für sich und für Europa nur bedingt gerecht wird – und eigentlich

nicht (mehr) als „Partner“ taugt.

Auf französischer Seite sieht man das völlig anders: Die französische Regierung empfindet sich

als „Macher“, der die Probleme des Landes erfolgreich angeht und auch auf der europäischen

163Ob der Führungsanspruch Deutschlands aus französischer Perspektive positiv oder negativ bewertet wird,
bleibt an dieser Stelle allerdings offen. In diese Richtung müsste m. E. umfassender interpretativ geforscht
werden als es im Rahmen dieser Arbeit möglich war. 

164Ob die Bundesregierung dieser Verantwortung aus französischer Sicht gerecht wird, ist in Anbetracht der
erheblichen Differenzen in puncto Problembeschreibung und -bearbeitung zumindest fraglich. Auffällig ist in
jedem Fall, dass die VertreterInnen der französischen (und auch der deutschen.) Regierung offensichtlich
darauf verzichten, die deutsche (resp. die französische) Regierung offen zu attackieren. Auch hier gilt, das m.
E. umfassender zu dieser Frage geforscht werden müsste.
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Bühne immer noch wichtig ist:  Man sieht  sich als  Wortführer  derjenigen Staaten,  die  der

Sparpolitik  der  Bundesregierung  entgegentreten.  Diese  wird  –  wohl  oder  übel  –  neben

Frankreich als der wichtigste Akteur in Europa anerkannt. Ob man sich grundsätzlich gegen die

deutsche  Regierung  stellt  oder  mit  dem  Wiederaufleben  des  deutsch-französischen

„Tandems“ liebäugelt, bleibt offen.

6.4 Die SWP-Debatte
Im Folgenden werden die  unterschiedlichen schuldenpolitischen Strategien  der  deutschen

und  der  französischen  Regierung  auf  europäischer  Ebene  dargestellt,  die  sich  aus  den

grundsätzlichen  Überzeugen/Handlungsregeln  (Punkte  6.1  und  6.2)  und  der  damit  ver-

bundenen  Eigen-  und  Fremdwahrnehmung  (Punkt  6.3)  ergeben.  Im  Analysezeitraum

manifestierten  sie  sich  in  der  Debatte  über  die  künftige  Handhabung des  Stabilitäts-  und

Wachstumspakts.

6.4.1 „Réorienter l'Europe“: Der Vorstoß der französischen Regierung für eine 
Neu- bzw. Uminterpretation des SWP

K  102A2c Das  europapolitische  Ziel  der  französischen  Regierung  ist  es,  Europa  „umzu-

orientieren“  (Hollande  2014a:  SN  3;  Hollande  2014b:  SN  2):  weg  von  einer  Politik  der

„Austerität“165 – man könnte auch sagen: weg vom (deutschen) „Stabilitätsdogma“ – und hin

zu einer  Europapolitik,  deren „Priorität“  die  Schaffung von Wachstum und Arbeit  durch(!)

zusätzliche (staatliche) Investitionen166 ist (vgl. Hollande 2014a: SN 3).167

Das  heißt,  die  von der  französischen Regierung geforderte Umgestaltung Europas zielt  im

165In  der  analysierten  Sequenz  benutzt  Staatspräsident  Hollande  den  auch  und  v.a.  in  Frankreich  negativ
konnotierten Begriff der Austerität. Hollande hätte stattdessen auch neutraler von „Sparpolitik“, „sparen“ o.ä.
sprechen können. Hier liegt die Vermutung nahe, dass der Austeritäts-Begriff ganz bewusst gewählt wurde,
um die (aktuelle) europäische Staatsschuldenpolitik negativ und nicht im Sinne Frankreichs darzustellen.

166Die  dahinter  stehende  Logik:  Zusätzliche  öffentliche  Investitionen  bedingen  (zusätzliche)  private
Investitionen  (siehe Punkt 6.2.2).

167Aus Sicht der französischen Regierung ist Europa „sogar für die Mitgliedsstaaten“ – es ist offenbar, dass hier
(auch) Frankreich gemeint ist – „unverständlich“ geworden (Hollande 2014a: SN 3; e. Ü.). Nach den Plänen
der französischen Regierung soll Europa deshalb „einfacher“ und „klarer“ werden und sich, damit es für die
Zukunft gerüstet ist, auf sein Kerngeschäft konzentrieren – und dieses „Mandat“ umfasst aus französischer
Sicht  offenbar  keine(!)  fortschreitende  Supranationalisierung  staatlicher  Haushalts-  bzw.  Schuldenpolitik
(vgl.  ebd.  sowie  Hollande  2014b:  SN 1).  Dies  ist  insofern  bemerkenswert  als  in  diesem Punkt  augen-
scheinlich ein tiefer gehender inhaltlicher Konflikt mit der Bundesregierung besteht. So skizzierte Bundes-
finanzminister  Schäuble  u.a.  folgende  Idee  zur  institutionellen  Weiterentwicklung  der  EU  im  Bereich
Haushalts-/Schuldenpolitik:  „Ich  kann  mir  etwa  einen  europäischen  Haushaltskommissar  vorstellen,  der
nationale Haushalte zurückweisen kann, wenn sie den gemeinsam vereinbarten Regeln nicht entsprechen.
Wir  haben  –  mit  guten  Erfolgen  –  eine  ähnliche  Regelung  zur  Durchsetzung  von  Regeltreue  beim
Wettbewerbskommissar. Damit wäre das Haushaltsrecht nicht verletzt. Denn wie Regeln eingehalten werden,
ob  durch  weniger  Ausgaben  oder  durch  mehr  Einnahmen,  das  verbleibt  weiterhin  in  der  nationalen
Zuständigkeit.“ (Schäuble 2014b: SN 2).

66



Wesentlichen auf die europäische Staatsschuldenpolitik ab. Angesichts dieser Überzeugungs-

struktur  scheint  die  Forderung  nach  einer  Neu-  bzw.  Uminterpretation  des  SWP  nur

folgerichtig:

„Les priorités que nous avons retenues, c'est d'abord la croissance et l'emploi,  en utilisant tout les
marges, toutes les souplesses de ce que l'on appelle « le Pacte de stabilité et de croissance ». Faire en
sorte aussi, que l'emploi des jeunes soit véritablement la priorité budgétaire de l'Europe. Et lancer un
grand  programme  d'investissement,  notamment  pour  organiser  la  transition  énergétique  et
indépendance énergétique de l'Europe.“ (Hollande 2014c: SN 1; e.Hv.)

Die französische Regierung will zusätzliche staatliche Investitionen ermöglichen, indem „alle

Spielräume“ des SWP genutzt werden (Hollande 2014c: SN 1; e. Ü.168). Das heißt im Klartext:

Öffentliche  Investitionen  sollen  ermöglicht,  sprich:  finanziert  werden,  indem  mehr

Staatsschulden aufgenommen werden (können),  als  dies bei  der bisherigen Auslegung des

SWP der  Fall  ist.  Das  bedeutet  wiederum,  dass  die  Ausweitung  der  Praxis  der  Staatsver-

schuldung von der französischen Regierung als Strategie zur Problembearbeitung zumindest in

Betracht gezogen wird.

„[A]lle Spielräume“ nutzen meint aus Sicht der französischen Regierung vor allem zu „wissen“,

bei  welcher  Art  öffentlicher  Investitionen das dafür  (möglicherweise)  vom Staat  geliehene

Geld  nicht  als Staatsschulden verbucht werden müssen (vgl.  Hollande 2014c: SN 2).169 Das

heißt, die französische Regierung geht – implizit – davon aus, dass nach den geltenden(!) SWP-

Regeln  Staatsschulden  nicht  gleich  Staatsschulden  sind  und  verweist  dementsprechend

darauf,  dass  man  die  mit  dem  Pakt  eingegangenen  Verpflichtungen  zu  jedem  Zeitpunkt

erfüllen  werde  (vgl.  Hollande  2014c:  SN  2)  und  dass  eine  „formelle  Neuverhandlung“

(Hollande 2014c: SN4; e. Ü.) des SWP nicht angestrebt werde. Dies sei nicht nur nicht möglich,

sondern – weil die Verträge die Spielräume bereits „vorsehen“ (ebd.) – auch nicht nötig (vgl.

ebd.).  Anders  gesagt:  Aus  französischer  Perspektive  wird  der  SWP  aktuell  nicht  korrekt

ausgelegt.170

Die  französische  Regierung  fordert  also  eine  Korrektur  der  staatlichen  Schuldenlast  um

bestimmte  Investitionsausgaben  bzw.  allgemeiner:  eine modifizierte Berechnung  von

168Anm.: Das französische Wort „souplesse“ lässt sich auch mit „Kulanz“, „Biegsamkeit“, „Geschmeidigkeit“
oder „Weichheit“ übersetzen, weshalb in den deutschen Medien u.a. von der „Aufweichung“ des Pakts die
Rede war (siehe Kap. 2).

169Der  Hintergrund:  Die  französische  Regierung  nimmt  eine  Unterteilung  in  „gute“  und  „schlechte“
Staatsschulden vor (siehe Punkt 6.2.2): In der nationalen Debatte werden künftige Investitionen in Wachstum
und Beschäftigung bereits aus der Staatsschuldenrechnung getilgt (vgl. Conseil des Ministres 2014a: SN 4). 

170Darüber  hinaus  macht  die  französische  Regierung  offenbar  keine  konkreten  Angaben,  was  mit  „alle
Spielräume“ nutzen gemeint ist, sondern beharrt lediglich darauf, dass die Verträge „alle Interpretationen“
des SWP zulassen (Hollande 2014c: SN 4; e. Ü.).
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Staatsschulden. Sofern sich die französische Interpretation des SWP durchsetzt, würde sich

der  (schulden)politische  Handlungsspielraum  der  nationalen  Regierungen  in  Europa  ver-

größern, weil letztlich eine Ausweitung der Praxis der Staatsverschuldung möglich wäre.171

6.4.2 „Festhalten“ an der bisherigen Auslegung des Pakts: Die Reaktion der 
Bundesregierung

K 102A1c Geht es nach der Bundesregierung sollen bzw. müssen die europäischen Staaten in

jedem Fall an der bisherigen Auslegung des SWP – und damit an der bisherigen Praxis der

Staatsverschuldung  (bzw.  Staatsentschuldung)  –  festhalten,  weil  nur  so  „Vertrauen“  bei

Haushalten und Unternehmen geschaffen werden könne (vgl. Schäuble 2014a: SN 7; Schäuble

2014c: SN 2; Merkel 2014b. SN 1).172

Zusätzlich  zu  ihrer  grundsätzlichen  (wirtschaftstheoretischen)  Argumentation  bringt  die

Bundesregierung außerdem verschiedene praktische  Einwände,  die  sich auf  die  konkreten

(italienisch-)französischen Vorschläge zur Neu- bzw. Uminterpretation des SWP beziehen, vor:

Zum  einen  beinhalte  der  SWP  bei  aktueller(!)  Auslegung  bereits  „eine  Vielzahl  an

Flexibilisierungsinstrumenten“  (Merkel  2014a:  SN  7)  –  und  fixiere  zugleich  die  nötigen

finanzpolitischen  „Leitplanken  und  Grenzen“  (ebd.).  Das  heißt:  In  der  Logik  der

Bundesregierung läuft die Forderung, den SWP neu- bzw. umzuinterpretieren, ins Leere, da

die geforderte „Beweglichkeit“ des Pakts (Hollande 2014c: SN 1) bereits gegeben sei.

Zum anderen warnt die Bundesregierung davor,

„[...]  eine  Diskussion  zu  führen,  bei  der  der  Verdacht  entsteht,  man  würde  die  alten  Fehler
wiederholen. Wir haben einen schweren Fehler gemacht, indem wir uns nicht an die Regeln gehalten
haben. Wir sollten diesen Fehler nicht wiederholen. Wir sehen, dass der andere Weg der richtige ist.
Diesen müssen wir konsequent weitergehen.“ (Schäuble 2014a: SN 7).

Das  heißt,  eine  Uminterpretation  des  Pakts  ist  aus  Sicht  der  Bundesregierung  nicht  nur

unnötig, sondern sogar gefährlich: Man habe den SWP in der Vergangenheit schon einmal

missachtet – und das habe sich als „schwere[r] Fehler“ erwiesen.173

171Mit dem Verweis auf die Vertragskonformität  der ihrer Forderung legitimiert  die französische Regierung
letztlich die von ihr angestrebte Schuldenpolitik.

172Durch  Sparpolitik  oder  mit  Kanzlerin  Merkels  Worten:  durch  „wachstumsfreundliche  Haushalts-
konsolidierung“  (Merkel  2014a:  SN  7)  geschaffenes  Vertrauen  ist  aus  deutscher  Perspektive  wiederum
unabdingbar,  um private Investitionen anzukurbeln und so Wachstum und Arbeit  zu schaffen (siehe Pkt.
6.2.1). Und hier besteht der inhaltliche Konflikt mit der französischen Regierung, deren Argumentation (teils)
vice  versa  funktioniert:  Eine  zu  strikte  Sparpolitik  kann  zu  einer  Vertrauenskrise  bei  Haushalten  und
Unternehmen  und  damit  zum  Ausbleiben  privater  Investitionen  führen  (siehe  Pkt.  6.2.2).  Die  deutsch-
französische  Debatte  über  den  SWP  offenbart  mithin  in  bester  Weise  die  unterschiedlichen
schuldenpolitischen Prämissen (Überzeugungen) der deutschen und der französischen Regierung.

173Der Bezug auf die deutsch-französische Vergangenheit – den Bruch des SWP in den Jahren 2002 und 2003
(siehe Kap. 2) – ist hier genauso offensichtlich wie die Botschaft der Bundesregierung: Wir wiederholen alte
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Die  jüngste  Vergangenheit  zeigt  der  Bundesregierung  zufolge  außerdem,  dass  diejenigen

europäischen (Krisen)Staaten, die – als Reaktion auf die Krise174 – sparpolitische Maßnahmen

eingeführt haben und einführen, wieder wirtschaftliche Erfolge erzielen (vgl. Schäuble 2014b:

SN 1). Um diesen Aufschwung nicht zu gefährden müssten die Regeln „jetzt hart bleiben und

durchgesetzt  werden“  (ebd.).  Nur  so  könne in  Europa die  für  die  Überwindung der  Krise

notwendige „Rückführung der zu hohen Verschuldung“ (Schäuble 2014c: SN 2) gewährleistet

werden.175

Als geeignetes Mittel, um Investitionen zusätzlich zu fördern, erachtet die Bundesregierung

außerdem eine „effizientere Mittelverwendung in der Europäischen Union“ (Schäuble 2014a:

SN7; e. Hv.). Das heißt, aus Sicht der Bundesregierung sind, um Wachstum und Arbeitsplätze

zu  schaffen,  keine  zusätzlichen  (EU-)Mittel  nötig,  sondern  lediglich  eine  andere

Mittelverwendung.176

Zwischenfazit

Die französische Regierung fordert eine „Umorientierung“ Europas, die im Wesentlichen auf

die  europäische  Staatsschuldenpolitik,  konkret:  auf  eine  flexiblere  Anwendung  der  SWP-

Regeln abzielt: Alle „Spielräume“ des Pakts sollen genutzt werden – und diese umfassen aus

französischer Sicht auch die Möglichkeit, die Praxis der Staatsverschuldung auszuweiten. Die

französische Regierung argumentiert, dass eine derartige Auslegung des Pakts den geltenden

Vorschriften entspricht resp. dass der SWP aktuell nicht korrekt ausgelegt wird.

Für die Bundesregierung kommt eine Neu- bzw. Uminterpretation des SWP nicht in Frage. Aus

deutscher  Sicht  wäre  dieser  Schritt nicht  nur  unnötig  (weil  der  Vertrag  bereits  genügend

„Flexibilisierungsinstrumente“  vorsieht),  sondern  auch gefährlich:  Die  Vergangenheit  zeige,

dass sich die „Aufweichung“ des SWP sich schon einmal als großer Fehler erwiesen hat.

Fehler, wenn wir nicht an der bisherigen Auslegung des Pakts festhalten – die europäischen Staaten müssen
aus der Vergangenheit lernen!

174U.a. weil 2011 auf deutsche Initiative der SWP verschärft wurde (siehe Kap. 2).
175Die Botschaft der Bundesregierung lautet hier: Wir sind auf dem richtigen Weg, unsere (Schulden)Politik

wirkt bereits. Eine Aufweichung des SWP würde unsere erfolgreiche Wirtschaftspolitik unterminieren.
176Diese  Diese  Haltung  widerspricht  der  Strategie  der  französischen  Regierung,  die  u.a.  ein  „großes

Investitionsprogramm“,  mit  dem  die  Energiewende  im  europäischen  Maßstab  „organisiert“  werden  soll
(Hollande 2014c: SN1; e. Ü.), auf den Weg bringen möchte.
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7. Machtprobe in Brüssel? (Fazit)

Im  Schlusskapitel  wird  kurz  auf  die  Befunde  der  Analyse  der  „Schlussfolgerungen“  des

Europäischen Rats eingegangen. Es folgt ein abschließendes Fazit.

Europäischer Rat: Die Sparpolitik à la Merkel ist der richtige Weg...

In  seinen  Schlussfolgerungen  beurteilt  der  Europäische  Rat  die  bisherige  Strategie  zur

Problembearbeitung,  sprich:  die  (auch)  von  der  Bundesregierung  propagierte  Sparpolitik

(Praxis der Staatsentschuldung) als „erfolgreich“ (Europäischer Rat 2014: SN 1). Auch wenn

registriert  wird,  dass  die  Ergebnisse  der  „Anstrengungen“  (Europäischer  Rat  2014:  SN  6)

(noch)  nicht  überall  erkennbar  sind  und  dass  die  ökonomische  Situation  Frankreichs  und

anderer Staaten Europas weiterhin prekär ist (vgl. ebd. und Europäischer Rat 2014: SN 2 und

4), lautet die unmissverständliche Botschaft: Die (Schulden)Politik à la Merkel ist der richtige

Weg. „Staatsverschuldung“ wird als die „große Herausforderung[..]“ (Europäischer Rat 2014:

SN 6), als das Problem, dem man entgegentreten muss, beschrieben.

… und dieser Weg muss weiter beschritten werden!

In  den  Schlussfolgerungen  des  Rats  heißt  es:  Die  „wachstumsfreundliche[..]  und

differenzierte[..] Weise“ (Europäischer Rat 2014: SN 4) der Haushaltskonsolidierung „muss […]

fortgesetzt werden“ (ebd.; e. Hv.). Dies könnte dahingehend interpretiert werden, dass aus

Sicht des Rats die Art und Weise, wie in der EU Staatshaushalte konsolidiert werden (müssen),

nicht  geändert  werden  muss  bzw.  darf.  Der  Grund:  Die  aktuellen  schuldenpolitischen

Vorgaben  ermöglichen  bereits  (genügend)  Wachstum  und  beinhalten,  weil  die  Haushalts-

konsolidierung  in  „differenzierter  Weise“  durchgeführt  werden  kann,  bereits  genügend

Möglichkeiten einer flexiblen Umsetzung der Vorgaben auf nationalstaatlicher Ebene.177 Eine

mögliche  Ausweitung  der  Praxis  der  Staatsverschuldung  ist,  sofern  man  der  hier

vorgeschlagenen  Interpretation  folgt,  vom  Rat  nicht  vorgesehen.  Stattdessen  sollen  „[...]

Strukturreformen,  die  das  Wachstum  steigern  und  die  langfristige  Tragfähigkeit  der

öffentlichen  Finanzen  verbessern,  […]  besondere  Aufmerksamkeit  gewidmet  werden“

(Europäischer Rat 2014: SN 5; e. Hv.).178

177Diese Sequenz könnte möglicherweise auch als „Antwort“ des Rats auf die französische Forderung nach
einer Uminterpretation des SWP verstanden werden (dazu gleich mehr).

178Es  fällt  auf,  dass   Wörter  wie  „sparen“,  „sanieren“  o.ä.  in  den  Schlussfolgerung  nicht  vorkommen.
Stattdessen sollen „die langfristige Tragfähigkeit der Finanzen verbessert“ (Europäischer Rat 2014: SN 5)
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Keine zusätzlichen Mittel für öffentliche Investitionen ...

So gesehen wundert es wenig, dass sich der Rat auch gegen zusätzliche Mittel für öffentliche

Investitionen ausspricht:  Zwar wird in den Schlussfolgerungen auch die Notwendigkeit  von

Maßnahmen zur „Unterstützung des Wachstums“ (Europäischer Rat 2014: SN 3) anerkannt.179

Allerdings befürwortet der Europäische Rat öffentliche Investitionen ganz im Sinne Bundes-

regierung nur, solange dafür keine zusätzlichen (schuldenfinanzierten) Mittel benötigt werden.

Die  von  der  französischen  Regierung  geäußerte  Idee  eines  groß  angelegten  Investitions-

programms auf europäischer Ebene wird in den Schlussfolgerungen nicht thematisiert.

… aber auch kein deutsches Machtwort in Sachen SWP

Die Stellungnahme des Rates in Sachen SWP-Debatte ist hingegen sehr viel weniger eindeutig:

Die „in den geltenden Regeln des Stabilitäts- und Wachstumspakts enthaltene[..] Flexibilität“

(Europäischer Rat 2014: SN 5) soll „optimal“ genutzt werden (vgl. ebd.), heißt es. An anderer

Stelle ist davon die Rede, dass „die in den geltenden Regeln des Stabilitäts- und Wachstums-

Pakts enthaltene Flexiblilität in bester Weise“ (Europäischer Rat 2014: SN 6) genutzt werden

soll. Was damit gemeint ist, sprich: wie der SWP künftig im konkreten Fall gehandhabt werden

soll bleibt offen.180

Im Zweifelsfall: unkonkret!

Die Flucht ins Unkonkrete, in schwammige und letztlich nichtssagende Formulierungen, war

auf dem EU-Gipfel im Juni augenscheinlich die gängige Verfahrensweise, wenn man sich nicht

einigen konnte bzw.  wollte:  Ein  „ausgewogenes Verhältnis  zwischen Haushaltsdisziplin  und

notwendiger Unterstützung des Wachstums“ (Europäischer Rat 2014: SN 3) soll  hergestellt

werden; Haushalte sollen „in wachstumsfreundlicher und differenzierter Weise“ (Europäischer

Rat 2014: SN 4) konsolidiert werden; „entschlossene Schritte“ (Europäischer Rat 2014: SN 6)

sollen  unternommen  werden.  Und  man  fragt  sich:  Was  ist  damit  tatsächlich  gemeint?

Meistens bleibt der Text die Antwort schuldig.

Die wichtigsten „deutschen“ Überzeugungen setzen sich durch

Die Analyse der Schlussfolgerung des Europäischen Rats offenbart, dass man auf europäischer

Ebene der „Frankreich-Fraktion“ zwar teilweise entgegen kommt – die wesentlichen Punkte

und „Anstrengungen“ (Europäischer Rat 2014: SN 6) unternommen werden. 
179Der Rat bemängelt „unzureichende öffentliche und private Investitionen“ (Europäischer Rat 2014: SN 6).
180Hier liegt die Vermutung nahe, dass sich die EU-Staats- und Regierungschefs auf dem Gipfel nicht auf ein

konkretes Statement zum SWP einigen konnten oder wollten. Eine eindeutige Klärung der Frage, wie der
SWP künftig interpretiert werden soll, wurde demnach vertagt.
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entsprechen jedoch den Überzeugungen/Handlungsregeln der Bundesregierung. Dass sich die

Konzepte und Ideen der französischen Regierung im Europäischen Rat offensichtlich kaum

oder gar nicht durchsetzten, ist ein klares Indiz für eine starke(?) Asymmetrie im deutsch-

französischen Machtverhältnis  zu  Gunsten Deutschlands.  Die  Bundesregierung konnte  ihre

Staatsschuldenpolitik in der EU-Agenda „fixieren“.

Deutsches „Diktat“ für französische Finanzen?

Die im Rahmen dieser Bachelorarbeit angestrengte rekonstruktive Forschung zeigt: In Sachen

Staatsschuldenpolitik unterscheiden sich die Überzeugungen/Handlungsregeln der deutschen

und der französischen Regierung summa summarum erheblich. Dies ist vermutlich auch den

unterschiedlichen ökonomischen Situationen, in denen sich die Länder befinden, und – im Fall

Frankreichs – der Zerrissenheit innerhalb der Regierungspartei PS geschuldet.

Sofern die französische Regierung auf dem EU-Gipfel im Juni den Versuch unternommen hat,

gegen  das  deutsche  „Spardiktat“  aufzubegehren,  muss  dieser  als  gescheitert  betrachtet

werden.  Kann  daraus  geschlossen  werden,  dass  die  Bundesregierung  tatsächlich  die

französischen Finanzen „diktiert“? Ich halte es nicht für ausgeschlossen, dass auf französischer

Seite so empfunden wird. Und auch wenn die Mitglieder der Bundesregierung mit Sicherheit

widersprechen würden, ist dies vermutlich auch ein Stück weit der Fall. Dass die Regierungen

in  der  Arena  „Staatsschuldenpolitik“  momentan  offenbar  eher  gegen-  als  miteinander

arbeiten,  belastet  das  Staatenverhältnis.  Nicht  umsonst  kommunizieren  Staatspräsident

Hollande und Kanzlerin Merkel, sofern es um wirtschaftspolitische Fragen geht, derzeit kaum

oder gar nicht bilateral.

Andererseits ist es nicht so, dass auf dem EU-Gipfel im Juni in Sachen Staatsschuldenpolitik

bereits  das  letzte  Wort  gesprochen  und  in  jeder  Hinsicht  im  Sinne  Bundesregierung

entschieden wurde.  Die  Debatte  über  die  künftige  Auslegung des  SWP geht  weiter  –  ein

deutsches  Machtwort  wurde (noch?)  nicht  gesprochen.  Mit  dem Vorschlag,  den vakanten

Posten  EU-Währungskommissars  mit  dem  ehemaligen  französischen  Finanzminister  Pierre

Moscovici zu besetzten, hat Frankreich die nächste Runde in der Debatte bereits eingeläutet.
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– Abkürzungsverzeichnis
– Kodierbaum auf CD-ROM (inkl. Verzeichnis analysierter Quellen)
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Abkürzungsverzeichnis
BIP

DFFWR

EEA

EFSF/EFSM

EG

EGKS

ESM

EU

EuGH

EURATOM

EWG

EWS

EWWU

EZB

Fiskalpakt/SKS-Vertrag

FN

GASP

IWF

OMTs

PJSZ

PLFR

PLFRSS

PS

SWP

UMP

NATO

WEU

WWU

Bruttoinlandsprodukt

Deutsch-französischer Finanz- und Wirtschaftsrat

Einheitliche Europäische Akte

Europäische Finanzstabilisierungsfaszilität/Europäischer Finanzstabilisierungs-
mechanismus

Europäische Gemeinschaft

Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl („Montanunion“)

Europäischer Stabilitätsmechanismus

Europäische Union

Europäischer Gerichtshof

Europäische Atomgemeinschaft

Europäische Wirtschaftsgemeinschaft

Europäisches Währungssystem

Europäische →WWU

Europäische Zentralbank

Vertrag über Stabiliät. Steuerung und Koordinierung der →WWU

Front National

Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik

Internationaler Währungsfonds

Outright Monetary Transactions

Polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit

Projet de loi de finances rectificative

Projet de loi de financement rectificative de la sécurité sociale

Parti Socialiste

Stabilitäts- und Wachstumspakt

Union pour un Mouvement Populaire

Nordatlantikpakt (North Atlantic Treaty Organization)

Westeuropäische Union

Wirtschafts- und Währungsunion
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